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Der Bürgermeister und seine
Ratskollegen mögen’s gerne
bunt. Deshalb werden die
Bürger animiert Pflanz- und
Gießpatenschaften auf öf-
fentlichen Flächen zu über-
nehmen. Schulklassen dür-
fen Bauzäune und Schutz-
wände bemalen. Auch über
Fassadenverschönerung
freut man sich im Städtchen.
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Power für Bayerns Kommunen:

GZ lädt zum Energie-Forum
Mehr Wissen setzt Energie frei. Am 26. Juni 2014 ist es
wieder soweit: Die Bayerische GemeindeZeitung lädt wie
jedes Jahr zum großen Energie-Info-Tag für alle kom-
munalen Entscheider in Bayern. Im Garchinger Bürger-
haus treffen die Profis der Kommunalpolitik auf die Pro-
fis der Energie-Branche. Das komplette Prgramm finden
Sie auf Seite 2. 

Vormerken!

26. Jun
i 

2014
Bayerischer Hospiz- und Palliativtag in Regensburg:

Sterbende in Würde begleiten
„Kein Sterbenswörtchen“ lautete das Motto des 5. Bayerischen
Hospiz- und Palliativtages in Regensburg. Neben der Weiterbil-
dung diente der Tag auch in besonderem Maß der Begegnung al-
ler, deren Fürsorge sich auf schwerstkranke und sterbende Men-
schen sowie ihre Familien und Freunde richtet. Als Veranstalter
fungierten der Bayerische Hospiz- und Palliativverband (BHPV)
und die Landesvertretung Bayern der Deutschen Gesellschaft für
Palliativmedizin (DGP), der Hospiz-Verein Regensburg und die
Palliativ- und Hospizakademie Regensburg.

In zahlreichen Vorträgen und
Workshops wurden Themen aus
den Bereichen Kommunikation
und Tabu vertieft. Sie befassten
sich von der Sprachlosigkeit einer
infausten Prognose über die Sinn-
frage nach dem Warum bis hin zu
den Unterschieden im individuel-
len Verhalten am Lebensende –
aufgrund der eigenen Biografie,
der Herkunft, des Geschlechts
und des Alters.

Leben in Würde und 
ohne Schmerzen bis zuletzt

Bayerns Gesundheitsminis-
terin Melanie Huml forderte 
in einer Gesprächsrunde eine
breite gesellschaftliche Debatte
über den Umgang mit Sterben-
den. „Wir brauchen eine inten-
sive Auseinandersetzung mit
diesem wichtigen Thema. Klar

ist für mich: Wenn schwerst-
kranke und sterbende Menschen
wissen, dass sie nicht allein ge-
lassen werden, ist ihr Wunsch
nach Sterbehilfe viel geringer.“

Die Ministerin lehnte zugleich
erneut eine aktive Sterbehilfe in
Deutschland strikt ab. Huml be-
kräftigte: „Bayern will den Men-
schen ein Leben in Würde und
ohne Schmerzen bis zuletzt er-
möglichen. Deshalb setzen wir
auf den weiteren Ausbau der Hos-
piz- und Palliativversorgung.“
Jüngstes Beispiel ist die Grund-
steinlegung des Benild-Hospizes
in Illertissen (Landkreis Neu-
Ulm). Im „Haus der Geborgen-
heit“ des Fördervereins Hospiz Il-
lertissen e.V., das vom Bayeri-
schen Gesundheitsministerium
mit rund 80.000 Euro gefördert
wird, entstehen acht Plätze. 

Insgesamt gibt es derzeit in

Bayern 16 stationäre Hospize
(drei davon in Schwaben) mit ins-
gesamt 162 Betten sowie ein sta-
tionäres Kinderhospiz im schwä-
bischen Bad Grönenbach. Das
Bayerische Gesundheitsministe-
rium fördert den bedarfsgerech-
ten Aufbau stationärer Hospize
mit bis zu 10.000 Euro pro Bett. 

Landes-Caritasdirektor Bern-
hard Piendl verwies darauf, dass
die Betreuung schwerstkranker
und sterbender Menschen noch
nicht adäquat bei den Sätzen in

(Fortsetzung auf Seite 4)

Internationaler Museumstag: 

Sammeln verbindet 
In Deutschland ist der Internationale Museumstag mit
über 1.700 teilnehmenden Häusern zur Leitveranstal-
tung der Museen geworden. Einen wichtigen Schwer-
punkt bilden dabei die bayerischen Museen. So luden
unter dem Motto „Sammeln verbindet - Museum
collections make connections” im Freistaat 300 Mu-
seen in allen Landesteilen mit speziellen Veranstaltun-
gen zum Besuch ein. Die zentrale Auftaktveranstaltung
für Bayern fand in der Kunsthalle Schweinfurt statt,
wo sowohl die neue Dauerausstellung „Wegmarken“
mit deutscher Kunst der Nachkriegszeit wiedereröff-
net wurde als auch die neu geschaffene „Galerie2“ mit
einer Schenkung des Künstlers Herman de Vries sich
präsentierte. 

Auch in diesem Jahr waren die
Angebote großer wie kleiner Mu-
seen im ganzen Land ausgespro-
chen vielfältig. So erlaubten die
Kunstsammlungen der Veste Co-
burg (Oberfranken) in Sonder-
führungen Einblicke in die Ziel-
setzungen und Probleme des mu-
sealen Sammelns. Ein sehr aktu-
elles Thema war dabei die Über-
prüfung der Bestände auf in der
NS-Zeit unrechtmäßig entzoge-
nes Kulturgut. 

Dichterwettstreit

In Abenberg (Mittelfranken) lu-
den Haus Fränkischer Geschichte
und Klöppelmuseum zu einem
„Museumsdreierlei“ ein: Neben
Burg- und Museumsrundgängen
für die ganze Familie wurden be-
sonders kostbare Klöppelspitzen
vorgestellt, zudem stand das
Sammeln und die damit verbun-
dene Leidenschaft im Mittel-
punkt eines Dichterwettstreits.

Ob Gedicht, Kurzgeschichte, Rap
oder freie Rede – erlaubt war al-
les, was in sieben Minuten vor-
tragbar war. In Segnitz (Unter-
franken) standen im Museum Se-
geum vielfältige Angebote für
Kinder und Vorführungen zum
Leben in Steinzeit und Mittelalter
auf dem Programm, aber auch die
Ausstellung der Sammlung eines
archäologisch interessierten Land-
wirts.

Eine Führung durch ihr sonst
geschlossenes Depot unter dem
Motto „Sammeln, bewahren, aus-
stellen“ bot die KZ-Gedenkstätte
Flossenbürg (Opf). In Schloss Lin-
derhof (Obb.) erfuhren Kinder
unter der Überschrift „Sammel-
surium Linderhof“ Wissenswertes
zum Stecken-pferd des Aufhe-
bens, während ihre Eltern bei
„Aufgesammelt-Aufgeschrie-
ben“ Geschichten über den
„Märchen könig“ Ludwig II. lau-
schen konnten. 

Auch auf 

Stadt sammelt…“ hieß eine der
Führungen durch die Museen,
während der Museumstag selbst
mit Spielen und Spaß für die
ganze Familie aufwartete.

Rätselralley

In Oberschönenfeld im Land-
kreis Augsburg konnten Familien
zum Beispiel zu einer Museums-
rallye wischen dem Volkskunde-
museum und dem Bauernmuseum
Staudenhaus antreten. Dabei mus-
sten verschiedene Rätsel gelöst
werden. Außerdem öffnete zum
ersten Mal das Museumsdepot sei-
ne Tore und zeigte, was das
Schwäbische Volkskundemuseum
alles sammelt. Im Bauernhofmu-
seum Illerbeuren konnten sich Be-
sucher entweder mit dem Fernglas
auf Vogelbeobachtungs-Tour be-
geben oder von den Museums-
pferden Max und Moritz mit einer
Kutsche über das Gelände ziehen
lassen. In Neu-Ulm wiederum
lockte das Edwin-Scharff Muse-
um mit einer neuen Foto-Ausstel-
lung. Künstler aus den 14 Ländern
des Donauraumes hatten dafür ih-
re Heimat auf ganz besondere
Weise abgelichtet. 

Führungen durch 
Depots und Museen

Besucher konnten in München
neben Deutschem Museum und
Jüdischem Museum u. a. Schloss
Nymphenburg und das Marstall-
museum entdecken. Auf dem
Programm standen unter ande-
rem Führungen zum Jubiläum
„350 Jahre Schloss Nymphen-
burg“ und zu den Kutschen im

(Fortsetzung auf Seite 4)

Zweites Bayerisches Wasserkraftforum in Ingolstadt:

Unverzichtbarer
Dialog

„Wasser. Kraft. Bayern.“ hieß es auch beim Zweiten Bayeri-
schen Wasserkraftforum in der Kolping Akademie in Ingol-
stadt. Die Bayerische GemeindeZeitung als Veranstalter konn-
te hierzu gut 200 politische und kommunale Entscheidungsträ-
ger, Behördenvertreter sowie Multiplikatoren und Wirt-
schaftsvertreter aus den Regionen entlang der bayerischen
Flüsse willkommen heißen.

Hochkarätige Referenten – al-
len voran Franz Josef Pschierer,
Staatssekretär im Bayerischen
Staatsministerium für Wirtschaft
und Medien, Energie und Tech-
nologie – erläuterten die Poten-
ziale der Wasserkraft, deren Ein-
satz für das Gelingen der ange-
strebten Energiewende unver-
zichtbar ist. Angesprochen wur-
den unter anderem die Auswir-
kungen der deutschen Energie-
wende auf die E-Wirtschaft 
in den Nachbarländern, die

Wertach-Renaturierung als Mu-
sterbeispiel für die Vereinbarkeit
von Fischschutz und Wasserkraft-
nutzung, RMD-Neubauprojekte
an Main und Regnitz, die Durch-
gängigkeit und Gewässerstruktur
in Fließgewässern als Herausfor-
derung für den Wasserbau sowie
aktuelle Probleme der Wasser-
kraft durch die EEG-Reform und
die europäische Wasserrahmen-
richtlinie. Eine Podiumsdiskussi-
on unter der Leitung von Uwe
Brückner, Programmleiter TV

der Burg Trausnitz in Landshut
gab es viel zu erleben. Nicht nur
eine Familienführung des Bayeri-
schen Nationalmuseums durch
die Kunst- und Wunderkammer
versprach einen kurzweiligen
Nachmittag; Kinder von vier bis
acht Jahren suchten und sammel-
ten bei der Sonderführung „Dem
Löwen auf der Spur“ das Wap-
pentier Bayerns. Die besten
Löwenjäger erhielten einen Preis.
Zudem präsentierte der Burghau-
ser Sammler und Zinnfigurenma-
ler Heinz Donner in der Alten
Dürnitz der Burg den ganzen Tag
seine Sammlung.

Das Freilichtmuseum Massing
(Niederbayern) fragte: „Und was
sammeln Sie?“ und zeigte private
Sammlungen im Schubladenfor-
mat. In Mindelheim (Schwaben)
stand die Museumsnacht am Vor-
abend des Museumstags ganz im
Zeichen des Sammelns: „Eine

BAYERN LIVE und Anne-Marie
von Hassel, Verlegerin Bayeri-
sche GemeindeZeitung, rundete
das umfangreiche Programm ab. 

Einhellig wurde die Meinung
vertreten, dass zum Gelingen der
Energiewende alle gesellschaftli-
chen Gruppierungen ihren Bei-
trag leisten müssen. Die Bereit-
schaft zu Kompromiss und Dia-
log ist unverzichtbar. Im Einklang
von Ökonomie und Ökologie
sind sämtliche vernünftigen Po-
tenziale zu nutzen. 

Kompromisslösungen

Damit die Energiewende erfolg-
reich umgesetzt werden kann,
sind zudem klare politische Rah-
menbedingungen erforderlich.
Dabei gilt es, den weiteren An-
stieg der Strompreise zu bremsen
und eine verlässliche Stromver-
sorgung in Bayern zu sichern. 

Die Wasserkraft ist die wichtig-
ste und am stärksten ausgebaute
regenerative Energiequelle im
Freistaat. Sie spielt für den Indu-
striestandort Bayern eine zentrale
Rolle. Inwieweit diese grundlast-
fähige, rund um die Uhr verfüg-
bare, CO2-freie und im Höchst-
maß nachhaltige Energiequelle
weitere Potenziale bietet, gilt es
sorgsam auszuloten.

Die hohe Akzeptanz in der Be-
völkerung spricht ebenfalls für
die Wasserkraft. Sie wird in Mei-
nungsumfragen als der wertvoll-
ste erneuerbare Energieträger an-
gesehen. 

Eine ausführliche Dokumenta-
tion über das Bayerische Wasser-
kraftforum in Ingolstadt erscheint
in Ausgabe 12/2014 der Bayeri-
schen GemeindeZeitung. DK

Gut 200 politische und kommunale Entscheidungsträger tra-
fen sich auf Einladung der GZ in Ingolstadt zum Wasserkraft-
Dialog. Foto: Jan Kiver
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Bürgermeisterin
Edeltraud Baumgartl

97440 Werneck
am 23.6.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Robert Melber

97239 Aub
am 4.6.

Bürgermeister
Bernhard Kamhuber

82386 Huglfing
am 4.6.

Bürgermeister Josef Schreier
86576 Schiltberg

am 14.6.

Bürgermeister Udo Ockel
85614 Kirchseeon

am 15.6.

Bürgermeister Hans Holzmeier
83135 Schechen

am 18.6.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Loferer

83259 Schleching
am 30.5.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alfons Obermaier

84555 Jettenbach
am 18.6.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Janson

89269 Vöhringen
am 1.6.

Bürgermeister Eduard Meier
92358 Seubersdorf i. d. Opf.

am 8.6.

Bürgermeister Elmar Henke
97334 Sommerach

am 8.6.

Bürgermeister Manfred Porsch
95469 Speichersdorf

am 10.6.

Bürgermeister Richard Knaier
97618 Niederlauer

am 16.6.

Bürgermeister Josef Beimler
92727 Waldthurn

am 19.6.

Bürgermeisterin Christine Borst
82152 Krailling

am 22.6.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Nachtragsetat verabschiedet:

Acht Milliarden Euro für
bayerische Kommunen 

Landtag beschließt 
rekordverdächtige Ausgabensteigerung

Mit den Stimmen der CSU-Regierungsfraktion hat der Landtag
in der vergangenen Woche den Nachtragshaushalt 2014 verab-
schiedet. Demzufolge steigen die Ausgaben des Freistaats im
Doppelhaushalt 2013/14 um 12,2% auf mehr als 50 Milliarden
Euro, was ein Vielfaches des Wirtschaftswachstums bedeutet. 

Vor allem zur Unterstützung
der Kommunen gibt die Staats-
regierung mehr Geld aus, die
Finanzzuweisungen belaufen
sich auf acht Milliarden Euro.
Zudem wurden die Mittel für
die Flutopferhilfe sowie die
Asylbewerber- und Flüchtlings-
hilfe aufgestockt. Darüber hin-
aus zahlt Bayern zusätzlich 200
Millionen Euro in den Länderfi-
nanzausgleich. Für Investitio-
nen des Freistaats bleiben ca.
sechs Milliarden Euro reser-
viert. Die Opposition übte er-
neut Kritik an der Finanzpolitik
der Staatsregierung mit ihrem
extremen Ausgabenwachstum
(s. GZ Nr.7 vom 3. 4. 14). 

Solider und 
zukunftsfester Etat

Finanzminister Markus Söder
(CSU) sprach in der Landtags-
debatte von einem soliden und
zukunftsfesten Etat, der die Ba-
lance zwischen Sicherheit und
Vorsorge wahre. Bayern könne
nicht nur höhere Ausgaben aus
eigener Kraft decken sondern
auch Schulden tilgen und die
Rücklagen stärken. Für den
Doppelhaushalt 2015/16 kün-
digte der Finanzminister eine
maßvolle Ausgabensteigerung
von maximal drei Prozent an.
Dies hatten Ministerpräsident
Horst Seehofer (CSU), Söder
und die CSU-Fraktionsspitze im
Vorfeld vereinbart. 

Ganztagesgarantie

Ungeachtet dessen werde
man auch in die Ganztagsgaran-
tie an den Schulen sowie die
Barrierefreiheit im öffentlichen
Raum einsteigen. Der CSU-Fi-
nanzexperte Martin Bachhuber
verteidigte die Haushaltspolitik
der Staatsregierung und verwies
auf die günstigen Verhältnisse
in Bayern. In anderen Bundes-
ländern sehe die Finanzwelt
ganz anders aus. 

Kritik der Opposition

Die Opposition sieht die Fi-
nanzsituation im Freistaat we-
niger „paradiesisch“, was auch

in ihrer Kritik klar zum Aus-
druck kam. Der stellvertretende
Haushaltsausschussvorsitzende
Volkmar Halbleib (SPD) sprach
von einer unsoliden Haushalts-
politik, die ein Dokument der
gebrochenen Versprechen ist.
Die für 2014 veranschlagten
Ausgaben übersteigen die Ein-
nahmen um fast 800 Millionen
Euro. 

Barrierefreiheit

Der Fehlbetrag müsse trotz
Rekordeinnahmen aus den
Rücklagen genommen werden.
Halbleib forderte von 5öder ei-
ne Überprüfung des bisherigen
Haushaltskurses. Es müssten Fi-
nanzmittel für die wichtigen
Herausforderungen wie Infra-
struktur, Bildung und Entla-
stung der Kommunen bereit ge-
halten werden. Des Weiteren
warf der SPD-Politiker dem Mi-
nisterpräsidenten den Bruch sei-
ner Versprechen vor. So stehe
z.B. für die Barrierefreiheit öf-
fentlicher Gebäude in Bayern
nicht ein Cent im Haushalt be-
reit. Bernhard Pohl (FW) for-
derte vom Freistaat eine stärke-
re Unterstützung der Kommu-
nen bei ihren Investitionen 
und dem Schuldenabbau. 

Bildung, Klimaschutz und
Infrastruktur

Außerdem monierte er, dass
sämtliche Änderungsvorschläge
der Opposition von der CSU ab-
gelehnt wurden. Die Grünen-
Haushaltsexpertin Claudia Stamm
warf der CSU Irreführung der
Bürger vor. Sie habe vor der
Landtagswahl Rekordausga-
ben beschlossen und trete in-
zwischen auf die Ausgaben-
bremse. Finanzminister Söder
bezichtigte Stamm der „Trick-
serei“. Sie sehe sich in ihrer
Bewertung durch die Aussagen
des Obersten Rechnungshofes
bestätigt. Zusammen mit ihrem
Fraktionskollegen Thomas
Mütze fordert sie eine „echte“
Finanzpolitik, die sich auf die
Schwerpunkte Bildung, Kli-
maschutz und Infrastruktur
konzentriert. rm

Neue Förderrunde
für mehr regionale

Lebensmittel
Wer in die Verarbeitung und

Vermarktung regionaler Pro-
dukte investieren möchte,
kann ab sofort wieder staatli-
che Fördermittel beantragen.
Wie Landwirtschaftsminister
Helmut Brunner in München
mitteilte, stehen für entspre-
chende Projekte heuer 1,35
Millionen Euro zur Verfü-
gung. Mit dem von Brunner
2012 initiierten Programm
„VuVregio“ können Investi-
tionen wie etwa Verkaufs- und
Kühlräume, Verarbeitungs-
geräte sowie begleitende Maß-
nahmen wie Werbeaktionen
oder Tage der offenen Tür mit
bis zu 20 Prozent der Kosten,
maximal 50.000 Euro, geför-
dert werden. Bei Investitionen
im Öko-Bereich sind bis zu
einer Obergrenze von 75.000
Euro sogar 30 Prozent Zu-
schuss möglich. Das soll der
wachsenden Nachfrage nach
heimischen Bio-Lebensmit-
teln Rechnung tragen. „Um
am Markt bestehen zu kön-
nen, brauchen gerade kleinere
Projekte zur Verarbeitung und
Vermarktung regionaler Pro-
dukte oftmals eine Anschubfi-
nanzierung“, sagte der Mini-
ster. 

Förderanträge und Zusatz-
infos gibt es unter www. stm-
elf.bayern.de/foerderwegwei-
ser (Rubrik Vermarktung).
Die Förderanträge können bis
4. Juli bei der Bayerischen
Landesanstalt für Landwirt-
schaft gestellt werden. 

Positionspapier zur
Reform des PsychKHG

Der Hauptausschuss des Bayerischen Bezirketags befasste sich
in seiner heutigen Sitzung mit der Reform des Psychisch-Kran-
ken-Hilfe-Gesetzes (PsychKHG) in Bayern. 

Dazu lag dem Gremium ein
Positionspapier (Anhang) vor, in
dem der Bayerische Bezirketag
seine Positionen für eine Refor-
mierung des Bayerischen Unter-
bringungsgesetzes darstellt. Be-
zirketagspräsident Josef Mederer
nannte es „dringend geboten“,
dass eine Reform dieses Geset-
zes so rasch wie möglich kom-
men müsse. 

Es müssten, so Mederer, klare
Regelungen festgeschrieben
werden, die neben der Unter-
bringung psychisch kranker
Menschen auch Hilfen, Präventi-
on, Schutz, Entstigmatisierung
sowie eine Qualitätssicherung
beinhalten. Dies befürworten
auch die Direktoren der psychia-
trischen Kliniken, die sich in be-

zirklicher Trägerschaft befinden.
„Ein modernes PsychKHG wird
die psychiatrische und psycho-
therapeutische Versorgung nach-
haltig weiter entwickeln. 

Einigkeit bestand im Haupt-
ausschuss darüber, dass Rege-
lungen zum Maßregelvollzug
(Forensik) nicht Teil eines Psy-
chKHG sein soll. „Diese müssen
vielmehr in einem eigenen
Maßregelvollzugsgesetz Nieder-
schlag finden, für das die Bezir-
ke ebenfalls mit Nachdruck
kämpfen. Ich appelliere daher er-
neut an die Bayerische Staatsre-
gierung, auch ein neues Maßre-
gelvollzugsgesetz so rasch wie
möglich vorzulegen. Denn es be-
steht auch hier dringender Hand-
lungsbedarf“, so Mederer. 

Neue Richtlinie zur Offenen Behindertenarbeit:

„Wichtiger Baustein für
die Inklusion“

„Die Offene Behindertenarbeit (OBA) ist das Herzstück der am-
bulanten Eingliederungshilfe. Deshalb begrüße ich mit Nach-
druck die jetzt überarbeitete Richtlinie für die regionale Offene
Behindertenarbeit in Bayern, die am 1. Januar 2015 in Kraft tre-
ten wird“, erklärte Bezirketagspräsident Josef Mederer beim
Hauptausschuss des Bayerischen Bezirketags in Bad Windsheim.

„Die früher für die OBA zu-
ständigen Städte und Landkrei-
se gaben 4 Millionen Euro pro
Jahr aus, während die Bezirke
rund 15 Millionen Euro jährlich
investieren“, sagte Mederer.
Damit konnte in den letzten
Jahren ein flächendeckendes
Netz von Diensten in Bayern
aufgebaut werden. 

Zentrale Anlaufstelle

„Weiße Flecken in der Ver-
sorgungsstruktur oder personell
unterbesetzte Dienste gibt es
nicht mehr“. Mit der neuen
Richtlinie wird die Offene Be-
hindertenarbeit vollständig auf
die Anforderungen der Inklusi-
on umgebaut. „Sie wird somit
der Motor der Inklusion, denn
die OBA dient im ambulanten
Bereich nunmehr als zentrale
Anlaufstelle für Menschen mit
Behinderung“, so Mederer. 

Professionelle Beratung

Bei den OBA-Diensten wer-
den die betroffenen Menschen
und ihre Angehörigen bei An-
liegen rund um Wohnen, Arbei-
ten oder die Freizeitgestaltung

professionell beraten. Sie sind
somit eine Lotsen- und Leitsta-
tion für alle wichtigen Alltags-

7. Bayerisches Energieforum am 26. Juni 2014 in Garching:

Power für Bayerns Kommunen!
Programm – Ausstellung – Partner

Die Zukunft unserer Dörfer, Städte und Landkreise hängt auch da-
von ab, wie wir die Energieerzeugung und Energiebeschaffung ge-
stalten. Die Entscheidungen, die in den bayerischen Kommunen
gefällt werden, sind richtungsweisend für kommende Generatio-
nen. Das Team der Bayerischen GemeindeZeitung hat erneut en-
ergierelevante Themen zusammengetragen, die genau abge-
stimmt sind auf die Bedürfnisse der kommunalen Entscheider. Die
Teilnahme ist kostenfrei.
Vortragsprogramm
10.00 Uhr Eröffnung des Kongresses
Landrat Stefan Rößle, Herausgeber der Bayerischen GemeindeZeitung
Anne-Marie von Hassel, Verlegerin der Bayerischen GemeindeZeitung
Ab 10.30 Uhr Vorträge parallel in vier Räumen:

Förderung kommunaler Investitionen in die Energiewende
Birgit Jakob, LfA Förderbank Bayern

Die richtige Planung energieeffizienter Gebäudesanierung
Dipl.-Ing. (FH) Alexander Lyssoudis, Bayerische Ingenieurkammer-Bau

KEMS (Kommunales Energiedatenmonitoring)
Dr. Urs Wemhörner, Thüga, Energie Südbayern GmbH

So geht die Energiewende in der Mobilität! Der Kraftstoff CNG! 
aus Biomethan, Erdgas und Methan aus Ökostrom
Thomas Wöber, gibgas consulting i. A. der erdgas schwaben GmbH

Gebäudeenergieberatung – Kommunale Gebäude aus Sicht 
des Energieberaters – Was ändert sich mit der EnEv 2014 
und welche Auswirkungen hat das für Kommunen?
Andreas Marklstorfer, Bayernwerk AG

Gemeinsam für die kommunale Energiewende
Gerhard Lößlein, SWM Infrastruktur GmbH

Für die Kommune oder Betreiber: Genial einfache Lichtregelung 
für die LED-Straßenbeleuchtung
Matthias Schmidt, Philips GmbH

Solarpotenzialkataster für die Landeshauptstadt München –
das Verfahren , die Ergebnisse, der Nutzen
Dorothea Ludwig, IP SYSCON GmbH

Gasmotoren-KWK und Contracting als Beitrag zur Energiewende
Guido Droste, STEAG New Energies GmbH

Die Kommune als Windparkbetreiber –
Beispiel am Waldstandort Munderfing
Joachim Payr, Geschäftsführer, Energiewerkstatt Consulting GmbH

Kommune und Contracting – Hand in Hand 
zu einer zukunftsfähigen Energieversorgung
Christian Stettner, SÜDWÄRME AG

Energiewende – erfolgreich in kommunaler Hand
Peter Keller, Green-City Energie AG

Internet of Things: Herausforderung und Chance für Kommunalversorger
Felix Hasse, PwC AG WPG

Förderung der energetischen Gebäudesanierung
Thomas Leicht, BayernLabo – Förderinstitut der BayernLB

Die deutsche Strommarktkrise
Dipl.-Kfm. Max Faltlhauser, Faltlhauser Energie GmbH

Kommunale Nahwärmeversorgungen
Thomas Knecht, Knecht Ingenieure GmbH

Zukünftige Potenziale und derzeitige Varianten der Fernwärmeerzeugung
Guido Droste, STEAG New Energies GmbH

Chancen für Kommunen im Wärmemarkt
Dr. Thomas Reif, [Gaßner, Groth, Siederer & Coll.]

Gaskraft leicht gemacht – Wohin mit dem „Peak Strom“
Dr. Holger Klos, denvo GmbH

Die Rolle des Erdgasnetzes bei der Energiewende in Bayern
Alexander Land, Open Grid Europe GmbH

Energie aus Abwasser –  
In-House Lösungen für Kliniken, Industrie und Wohnungsbau
Johannes Döbler, HUBER SE

Das ZuhauseKraftwerk – Die Heizung die Energiekosten senkt
Kai Singelmann, Lichtblick ZuhauseKraftwerk GmbH

Projektkommunikation in Bayern: 
Wie Kommunen und Unternehmen Energieprojekte kommunizieren 
und die Zustimmung der Politik dauerhaft sichern 
Markus Eicher, wbpr_kommunikation GmbH

KESS – Kommunale Energiesparinitiative mit Spaß und System. In
kommunalen Gebäuden schlummern große Einsparpotenziale
Wolfgang Moises, Team für Technik GmbH und Volker Schad, Machernetzwerk

Vom Energiekonzept zur Projektumsetzung
Andreas Huber, M.Sc., Coplan AG
17.00 Uhr Verabschiedung

Unsere Partner
Bayerischer Gemeindetag Bayerischer Städtetag Bayerischer Landkreistag 
Bayerische Ingenieurekammer-Bau Bayerisches Landesamt für Umwelt – LfU 
BayernLabo Bayernwerk AG BayWa r.e. renewable energy GmbH BPR – Dr. Schäper-
töns und Partner COPLAN AG dena – Deutsche Energie-Agentur Deutsche Umweltstif-
tung Denvo GmbH erdgas schwaben GmbH ESB – Energie Südbayern GmbH

EWS – Energiewerkstatt Consulting GmbH Faltlhauser Energie GmbH gibgas consul-
ting [Gaßner, Groth, Siederer & Coll.] Green-City Energy AG HUBER SE IP SYSCON
GmbH Kapellmann und Partner mbB Knecht Ingenieure GmbH LEW – Lech-
werke AG LichtBlick ZuhauseKraftwerk GmbH LfA Förderbank Bayern Open
Grid Europe GmbH Philips GmbH UB Lighting PwC AG WPG renerco plan consult
GmbH STEAG New Energies GmbH Südwärme AG SVB – Sparkassenverband
Bayern SWM Infrastruktur GmbH team für technik GmbH VERBUND Trading &
Sales Deutschland GmbH Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm wbpr_kommunikation
Gmbh Wire Umwelttechnik GmbH TV BAYERN LIVE

Infos und Anmeldung
www.gemeindezeitung.de und www.bayerisches-energieforum.de

fragen. Darüber hinaus bieten
die OBA-Dienste auch in Zu-
kunft Veranstaltungen für Men-
schen mit und Menschen ohne
Behinderung an. 

Inklusion im Konsens 
mit der Wohlfahrtspflege

„Dies entspricht dem Charak-
ter einer gelebten Inklusion.
Deshalb begrüßt der Hauptaus-
schuss des Bayerischen Bezir-
ketags die neue Richtlinie, die
im Konsens mit den Wohl-
fahrtspflege erarbeitet wurde“,
machte Bezirketagspräsident
Mederer deutlich. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

vor wenigen Tagen hatten
wir im Bezirk Oberbayern
wieder parteiübergreifend al-
le oberbayerischen Bundes-
tags- und Landtagsabgeord-
nete zum Meinungsaustausch
zu Gast. Diese jährliche Ein-
ladung in die Bezirksverwal-
tung hat sich aus meiner Sicht
sehr bewährt. Für den Groß-
teil der Problemstellungen,
die uns als bayerische Bezirke
im Alltag beschäftigen, wer-
den die Weichen ja im Reichstag und im Maxi-
milianeum gestellt. 

Da ist es dringend notwendig, mit den Abge-
ordneten die Auswirkungen dieser Gesetze in
der Praxis zu diskutieren und sie dafür zu sensi-

bilisieren, was uns auf den Nägeln brennt. Ich
habe diese Gespräche als für beide Seiten sehr
befruchtend erlebt. Deshalb möchte ich mich
bei allen bedanken, die dabei sein konnten. Uns
gibt es Gelegenheit, die Bezirksanliegen par-
teiüberreifend direkt zu platzieren. Die Abge-
ordneten wiederum erhalten einen vertieften
Einblick in die Bewältigung der konkreten Pro-
bleme im Gesetzesvollzug.

Im Mittelpunkt steht für die Bezirkspolitiker
momentan natürlich die Frage nach einem Bun-
desleistungsgesetz für Menschen mit Behinde-
rungen und dessen finanzielle Ausgestaltung.
Dass die Aufwendungen in der Eingliederungs-
hilfe steigen werden, wird niemand bestreiten.
Nicht zuletzt die von uns allen gewünschte und
gesetzlich untermauerte Inklusion führt zu
Mehrkosten. Nun geht es darum, auf welche
Schulter diese Kosten verteilt werden. Im Koali-
tionsvertrag ist das Bundesleistungsgesetz als
festes Vorhaben verankert, doch nun ist es stil-
ler um die Umsetzung geworden. Wie viel Geld
will der Bund wann in welchen Stufen dafür zur
Verfügung stellen und wie werden diese Mittel
innerhalb Bayerns weitergegeben? Die vom
bayerischen Finanzminister Markus Söder im
Winter noch angesprochene „Durchleitungsga-
rantie“ an die Bezirke scheint in Vergessenheit

geraten zu sein. Nur wenn die
Bezirke dauerhaft von den So-
zialleistungen entlastet wer-
den, ist eine von der Entwick-
lung des Steueraufkommens
unabhängige Senkung der Be-
zirksumlagen möglich und da-
mit eine Entlastung der Land-
kreise, Städte und Gemeinden! 

Auch im Bereich der Pflege
ist der kontinuierliche Anstieg
der Sozialhilfekosten vorher-
sehbar. Es ist keine Überra-
schung, wenn die Höhe der
Leistungen der Pflegeversi-
cherung nicht mit der Ent-

wicklung der Heimkosten Schritt hält und dazu
der Anteil derjenigen Pflegebedürftigen, die bei
sinkenden Renten auf die Sozialhilfe zurück-
greifen müssen, steigt! Von Seiten des Gesetzge-
bers erhoffen wir uns deshalb eine Anhebung
des Pflegeversicherungsbeitrags, aber auch die
längst ausstehende Neudefinition des Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs. Es ist überfällig, dass auch
in Folge ihres hohen Alters an Demenz er-
krankte Menschen in den Genuss der Leistun-
gen der Pflegeversicherung kommen! Alleine
für den Bezirk Oberbayern haben wir einen
Netto-Kostenanstieg bis 2028 in der Hilfe zur
Pflege von minimal 180 Mio. Euro bei zurück-
haltender Schätzung und bis zu 380 Mio. Euro
im Extremfall berechnet. 

Auch für den zweiten großen Aufgabenbe-
reich der Bezirke – die psychiatrische Versor-
gung – stehen Gesetzesvorhaben vor der Tür,
die massiv in die Arbeit eingreifen werden. Das
längst ausstehende Maßregelvollzugsgesetz und
das Psychisch-Kranken-Gesetz sollen uns un-
terstützen, den Umgang mit Patienten in unse-
ren psychiatrischen Kliniken transparent und
mit der nötigen Rechtssicherheit für alle Betei-
ligten zu handhaben. Hier sind wir – so die über-
einstimmende Meinung aller – mittlerweile ge-
meinsam auf dem richtigen Weg. Viel Überzeu-
gungsarbeit brauchen wir dagegen noch bei
den sogenannten PEPPs, einem neuen Entgelt-
system für psychiatrische und psychosomati-
sche Leistungen. Bisher waren vom Bundesge-
sundheitsministerium Regelungen geplant, die
weitreichende Verwerfungen in der Kranken-
hauslandschaft zur Folge hätten. Deshalb müs-
sen wir weiter miteinander im Diskurs bleiben.

Ihr Josef Mederer
Bezirkstagspräsident von Oberbayern
Präsident des Bayerischen Bezirketags

KolumneGZ Josef Mederer

Fruchtbarer 
Meinungsaustausch

KOMBA-Gewerkschaftstag in Hof:

Wettbewerbsfähige und
attraktive Verwaltung 

Offen, modern und ansprechend soll sich die öffentliche Verwal-
tung präsentieren. Dies war Thema des KOMBA-Gewerk-
schaftstages 2014 in Hof – „Die kommunale Verwaltung - fit für
die Zukunft“? Bayerns Innenminister Joachim Herrmann
mahnte, die Interessen der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst
nicht zu vernachlässigen - Es gelte, die Attraktivität des öffent-
lichen Dienstes noch zu erhöhen und ihn konkurrenzfähig zur
Privatwirtschaft zu halten. 

Maßgebend dafür seien nicht
nur ein sicherer Arbeitsplatz, ein
angenehmes Arbeitsklima und
moderne Arbeitsplätze. „Die Ent-
scheidung für den Öffentlichen
Dienst fällt auch danach, ob die
Bezahlung leistungsgerecht ist
und die Arbeitszeitmodelle flexi-
bel genug sind, um den Heraus-
forderungen der modernen Ar-
beits- und Lebenswelt zu begeg-
nen“, so der Innenminister. 

Zeitliche Flexibilität

Die Bayerische Staatsregierung
sei mit den jüngsten Leistungen
auf einem guten Weg: Anhebung
der Eingangsbesoldung für junge
Beamte im Mai 2013 – stufen-
weise Rückkehr zur 40-Stunden-

Woche im August 2012 und 2013
– Erhöhung des Tarifentgelts um
drei Prozent für kommunale Be-
schäftigte im März 2014,
nochmals Anhebung um mehr als
zwei Prozent zum März 2015 -
über zwei Prozent mehr Lohn für
Staatsbeamte seit Januar 2013,
nochmals knapp drei Prozent
mehr seit Januar 2014. Bayern
stehe auch im Vergleich mit ande-
ren Bundesländern gut da. So be-
trägt etwa das Grundgehalt eines
Dienstanfängers in Berlin in der
Lohngruppe A11 2.563 Euro, in
Bayern aber fast 300 Euro mehr,
nämlich 2.856 Euro. Herrmann:
„Ich wage zu behaupten, dass nir-
gendwo sonst so zeitlich flexibel
gearbeitet werden kann, wie im
öffentlichen Dienst.“

Bundestreffen der Regionalbewegung in Sonthofen:

Vielfalt der Regionen
In Sonthofen im Allgäu fand das 7. Bundestreffen der Regional-
bewegung statt. Die Veranstaltung mit rund 200 Teilnehmern
spiegelte die Vielfalt der Regionen und zeigte das enorme Potenzi-
al regionaler Aktivitäten. Dabei standen folgende Fragen im Mit-
telpunkt: Wohin geht die Reise? Was ist „regional“? Wie können
regional vermarktete Produkte der hohen Erwartungshaltung
der Verbraucher gerecht werden und eine glaubwürdige Alterna-
tive zu globaler Einheitsware darstellen?

Gemeinsam mit der Regional-
bewegung diskutierten die Regio-
nalinitiativen, das Lebensmittel-
handwerk, die Agrarmarketings
der Länder sowie Politik und
Wirtschaft, Vertreter des Bauern-
verbandes und der Bio-Anbau-
verbände, der qualitätsorientierte
Lebensmitteleinzelhandel, Natur-
und Umweltschutzverbände so-
wie weitere gesellschaftliche
Gruppierungen und nutzen das
Bundestreffen, ihren aktiven Bei-
trag zu leisten, die Debatte zur
glaubwürdigen Regionalität wei-
ter zu intensivieren. 

Dorfläden

Vorgestellt wurden die Chan-
cen fair gehandelter Produkte, zu-
dem erörterte die „Allgäuer Run-
de“ die Regionalentwicklung im
gastgebenden Allgäu. Auch wur-
den ein Blick über den Tellerrand
nach Österreich, in die Schweiz
und in die Niederlande geworfen
und darüber hinaus Dorfläden in
den Fokus gerückt, genossen-
schaftliche Perspektiven gesucht
und mit Politikern diskutiert.

In einem „Wissensmarkt“ prä-
sentierten Praktiker außerdem
die Erfolgsrezepte origineller
Projekte. Dazu zählten die Initia-
tiven LandZunge und VitalZun-
ge, die Initiativen-Auszeichnung

Regional PLUS – fair für
Mensch und Natur, die Fairtra-
de-Town Sonthofen, die Regio-
App Mittelfranken, die Regio-
nalwert AG Isar Inn, „Unser
Land“ und das Regionalportal
„Regionales Bayern“.

Ferner stellte die Regionalbe-
wegung ihr Konzept für glaub-
würdige Regionalität mit der
Auslobung „Geprüfte Regiona-
lität“ der Öffentlichkeit vor.
Wichtig dabei ist, die Interessen
der Regionalinitiativen sowie der
kleinen und mittleren Unterneh-
men zu berücksichtigen. Folgen-
de Kriterien bilden die Basis des
Regionalsiegels „Geprüfte Re-
gionalität“: Rohstoffe aus der Re-
gion, Verarbeitung in der Region,
Vermarktung in der Region, Ein-
satz heimischer Futtermittel und
keine Gentechnik.

Regionalität bedeutet also mehr
als nur die Herkunft der Rohstof-
fe. Die Produkte müssen zusätzli-
che Anforderungen, wie zum
Beispiel Gentechnikfreiheit und
eine artgerechte Tierhaltung er-
füllen. 

Gestaltungsräume

„Der Regionalgedanke ist eine
gesellschaftliche und ökologische
Herausforderung“, hatte Heiner
Sindel, 1. Vorsitzender des Bun-

desverbandes Regionalbewegung
e.V., in seiner Begrüßung  festge-
stellt. Er diene dem Verbraucher-
schutz durch kurze Wege und
könne ländliche Gebiete weltweit
zu Nahversorgerzentren urbaner
Räume entwickeln. Die Lebens-
qualität urbaner Räume sei ge-
koppelt an ein artenreiches Land
und umgekehrt stellten Ballungs-
räume die Absatzmärkte bäuerli-
cher Landwirtschaft dar. 

Nahtstelle dieser Stadt-Land-
Beziehung seien Lebensmittel-
handwerk, Regionalinitiativen,
bäuerliche Direktvermarkter und
selbständige Kaufleute im qua-
litätsorientierten Lebensmittelein-
zelhandel. Regionale Finanz-
dienstleister gehörten dazu,
wohnortnahe Schulsysteme und
ein starkes bürgerschaftliches En-
gagement verbänden Arten-
schutzverbände und kirchliche
Gruppen in der Regionalbewe-
gung zu „Regionalen Allianzen“.

Der Regionalgedanke schaffe
der Politik Gestaltungsräume,
öffne den Markt für all die vielen
in peripheren ländlichen Räumen
und in den Innenstädten arbeiten-
den unternehmergeführten Be-
triebe. Es sei eine ungute Ent-
wicklung, wenn global arbeitende
Unternehmen den Regionalge-
danken nach ihrem System zu-
rechtstutzten und damit das Ar-
beitsfeld der KMUs noch weiter
eingrenzten, erklärte Sindel.

Bundeslandwirtschaftsminister
Christian Schmidt, der zum The-
ma „Glaubwürdige Regional-
kennzeichnung zum Nutzen der
Erzeuger und Verarbeiter von Re-
gionalinitiativen“ referierte, wies
darauf hin, dass im Januar 2014
das Regionalfenster mit der Ver-
marktung der ersten Produkte ge-
startet wurde. Es sorge für mehr
Transparenz beim Einkauf.

Der Verbraucher erkenne auf

einen Blick, woher die Hauptzu-
tat des Produktes stammt, wie die
Region definiert ist, wo es verar-
beitet wurde und wie hoch der
Gesamtanteil aller regionalen Zu-
taten ist. Mit über 50 Prozent näh-
men Obst und Gemüse die Spit-
zenposition bei den bisher regi-
strierten Produkten ein, gefolgt
von Fleisch- und Wurstwaren,
Milch und Molkerei-Produkten.
Auch Eier, Fisch und verarbeitete
Produkte seien bereits registriert. 

Im Laufe der nächsten Wochen
und Monate werden laut Schmidt
weitere Produkte folgen, sobald
sie von unabhängigen Kontroll-
stellen nach den strengen Kriteri-
en des Regionalfensters geprüft
sind. Zahlreiche Anträge für wei-
tere Produkte liegen dem Träger-
verein Regionalfenster e.V. vor.
Es sei davon auszugehen, dass
deren Zahl mit der neuen Ernte
von Obst und Gemüse erheblich
ansteigen wird. DK

12. UnternehmerKonferenz der bayerischen Sparkassen in Nürnberg:

Trends, Wandel 
und neue Märkte

Ganz im Zeichen der Digitalisierung stand heuer die 12. Un-
ternehmerKonferenz der bayerischen Sparkassen in Nürn-
berg. Für den Mittelstand, KMUs, Selbstständige und Freie
Berufe hält der Einzug digitaler Prozesse und Vernetzungen
ein großes Feld an Möglichkeiten bereit, um Effizienz und Zu-
kunftsfähigkeit zu gewährleisten und Erfolg zu steigern. Aber
auch die Kommunen sind mit Verwaltung, Service-Angeboten
und Hoheitsaufgaben mitten auf der digitalen Überholspur.

Das Programm umfasste über
30 Vorträge, eine Podiumsdiskus-
sion, individuelle Expertenge-
spräche und Info-Stände. Einge-
bettet in die Unternehmerkonfe-
renz war die Verleihung des
Bayerischen Gründerpreises.
Diese höchste Auszeichnung für
Unternehmer in Bayern wird für
besondere und herausragende Er-
folge beim Aufbau und Erhalt
von Unternehmen verliehen.

Energiespeicherung

Als bestes Unternehmen in
der Kategorie „Konzept“ wurde
die Hydrogenius Technologies
GmbH aus Nürnberg ausge-
zeichnet, die künftig ein Verfah-
ren zur sicheren und effizienten
Speicherung elektrischer Ener-
gie in Form von Wasserstoff an-
bieten will. In der Kategorie
„StartUp“ ging der Preis an das
junge Münchener Unternehmen
FlixBusGmbH, das sich vom
Drei-Mann-Betrieb zum bun-
desweit agierenden Verkehrsun-
ternehmen entwickelt hat. Seit
dem Fall des Bahn-Monopols
auf Fernreiselinien schickt es
im Netzwerk mit mittelständi-
schen Busunternehmen so ge-
nannte FlixBusse auf die Reise
durch ganz Deutschland.

Als „Aufsteiger“ konnte sich
die MBFZ toolcraft GmbH aus
Georgensgmünd durchsetzen,
bei der sich alles um die Ferti-
gung von Präzisionsbauteilen,
Baugruppen, Werkzeuge und
Spritzgussteilen dreht. In der
Kategorie „Nachfolge“ ging der
Preis an zwei Unternehmen, die
genau punktgleich abschnitten:
Zum Einen an die Lorenz Per-
sonal GmbH & Co. KG aus
Nürnberg, die die Unterneh-
mensnachfolge mustergültig
von innen geregelt hat, zum An-
deren an die Grob Aircraft AG
aus Tussenhausen, die aus einer
Krisensituation heraus von ex-
ternen Nachfolgern übernom-
men und saniert wurde.

Soziale Verantwortung

Auch der Sonderpreis für be-
sonders verantwortungsbewus-
stes unternehmerisches Handeln
wurde in diesem Jahr zweimal
vergeben: Im Bereich „Soziale
Verantwortung“ erhielt den
Preis die Zisterzienserinnen-
Abtei Waldsassen. Als die Äb-
tissin M. Laetitia Fech OCist.
1995 gewählt wurde, kämpfte
die Abtei mit dem drohenden
Niedergang, dem sie eine innere
und äußere Generalsanierung
entgegensetzte und 2013 absch-
ließen konnte. Das gesamte
Kloster ist heute von Grund auf
baulich saniert und präsentiert
sich wieder als ein Anziehungs-
punkt sakralen Lebens.

Der zweite Sonderpreis „Un-
ternehmen für die Region“ ging
an die Waldi Schuhfabrik GmbH
aus Haßfurt. In einer Zeit, in der
die Textil- und Schuhproduktion
fast vollständig aus Deutschland
abgewandert ist, gehört sie mit ei-
ner kompletten Fertigung „Made
in Germany“ zu den bedeutend-
sten Arbeitgebern ihrer Region.

Die Auszeichnung für das
„Lebenswerk“ erhielt Friedrich-
W. Dauphin, Gründer und ge-
schäftsführender Gesellschafter
der international agierenden
Holding Dauphin Office Interi-
ors GmbH & Co. KG und der

dazugehörenden Unternehmen.
Aus der 1969 übernommenen

Vorgängerfirma hat er einen der
bedeutendsten europäischen
Bürositz- und Büromöbelanbieter
mit einem Jahresumsatz von
mehr als 132 Millionen Euro,
rund 750 Mitarbeitern und 22
Vertriebs- und Produktionsgesell-
schaften im In- und Ausland ge-
macht. Dabei hat er mit seinen
Produkten, Techniken und Theo-
rien zum gesunden Sitzen ent-
scheidende Akzente in der Bran-
che gesetzt. Die Dauphin-Hol-
ding ist weltweit aktiv, doch sie
verbindet ihre wirtschaftlichen
Freiräume in vorbildlicher Weise
mit sozialer Verantwortung für
die Wirtschaft und die Gesell-
schaft in der Region, in der sie ih-
re Wurzeln hat. Friedrich-W.
Dauphin und das Unternehmen
geben ihren Erfolg durch die viel-
fältige Unterstützung regionaler
Einrichtungen auch wieder an ih-
re Heimat zurück.

Förderkredite

Dr. Ulrich Netzer, Präsident
des Sparkassenverbands Bay-
ern, wies darauf hin, dass die
bayerischen Sparkassen 2013
wieder über 200 Millionen Euro
Kredite für mehr als 1.500 Exi-
stenzgründungsvorhaben aus-
reichten. Rund die Hälfte davon
wurden als öffentliche Förder-
kredite vergeben. Da mit einer
Errichtung eines Unternehmens
jeweils mehrere Arbeitsplätze
geschaffen werden, trugen die

Initiativen der Gründer sowie
die Kredite der Sparkassen zur
Schaffung von ca. 5.000 neuen
Jobs bei. Laut Netzer zeigen die
Zahlen für das Jahr 2013 ein-
drucksvoll, dass die 71 bayeri-
schen Sparkassen die Unterneh-
mer über die Gründungssituati-
on hinaus in allen Phasen bei
der Finanzierung und damit der
Arbeitsplatzsicherung in der
Region aktiv und verlässlich be-
gleiten.

Nachhaltigkeit

Der Bayerische Gründerpreis
entstand aus dem 1997 ins Leben
gerufenen StartUp-Wettbewerb
für Existenzgründer. „Nachhal-
tiger ökonomischer Erfolg setzt 
allerdings voraus, dass auch
Wachstum, Aufstieg und Nach-
folge gut organisiert sind“, so der
Präsident. Deshalb sei aus dem
„StartUp“-Gedanken der ersten
Stunde ein umfassender, praxis-
orientierter Unternehmerpreis
entwickelt worden. 

Als Gastgeber der Unterneh-
merKonferenz zogen Präsident
Ulrich Netzer und Vizepräsident
Roland Schmautz folgendes Re-
sümee: „Diese Kombination aus
Wettbewerb und Tagung hat
sich bewährt. Wir konnten auch
heuer wieder mehr als 1.300
Teilnehmer begrüßen. Auch in
den kommenden Jahren werden
wir uns deshalb hier den Fragen
nach innovativen und marktge-
rechten Finanzierungslösungen
für den Mittelstand widmen.
Praxisorientierte Strategien und
Zukunftsszenarien stehen dabei
im Mittelpunkt.“

Eine ausführliche Dokumen-
tation der Unternehmerkonfe-
renz wird die Bayerische Ge-
meindeZeitung in Ausgabe 13
veröffentlichen. DK
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(Fortsetzung von Seite 1)
Marstallmuseum. In der Residenz
München gab es beispielsweise
Führungen durch das Cuvilliés-
Theater sowie durch das Antiqua-
rium und die Ahnengalerie. „Vom
Dachstuhl auf den Turm“ erklärte
die Baugeschichte der Residenz
von oben. Außerdem luden das
Neue Stadtmuseum in Landsberg
und die Städtische Galerie in Ro-
senheim zu Führungen durch ihre
Depots ein. 

Im oberfränkischen Bad Steben
eröffnete die Ausstellung „Grafik
aus der DDR“. Auf einem Sym-
posion wurde zudem über die
„Kunst der DDR als Sammelob-
jekt“ diskutiert. Im Museum Te-
gernseer Tal wurde eine Sonder-
ausstellung über den Kiem Pauli
und andere Volksmusikanten
eröffnet. 

Das diesjährige Motto „Sam-
meln verbindet“ hat in Bamberg
die Dombergkoordination dazu
motiviert, den roten Faden durch
die Sammlungen der Domberg-
museen aufzuzeigen. Dieser Fa-
den sollte als sichtbares rotes
Band die Häuser vom Diözesan-
museum über den Dom und das
Historische Museum zur Neuen
Residenz mit Prunkräumen und
Staatsgalerie bis zur Staatsbiblio-
thek miteinander verbinden - und
ganz Bamberg half mit: Die Bür-
ger der Stadt wurden aufgerufen,
mindestens 500 Meter „roten Fa-

den“ zu stricken oder zu häkeln.
Im Limeseum in Ruffenhofen

(Landkreis Ansbach) trat am Mu-
seumstag als besondere Attrakti-
on ein römischer Soldat auf. In
der Zeit von 11 bis 17 Uhr beant-
wortete der Soldat „December“
Fragen rund um das römische Le-
ben. Für Kinder gab es im Mehr-
zweckraum des Römermuseums
verschiedene Bastel-, Spiel- und
Malaktionen zu den Themen Rö-
mer und Limes. Außerdem wur-
den den ganzen Tag über kosten-
lose Führungen durch das Lime-
seum und durch den Römerpark
angeboten. 

Workshops für Kinder

Die Regensburger Städtische
Galerie lud im Leeren Beutel zum
Internationalen Museumstag. Im
Mittelpunkt: Die Ausstellung
„Capriccio“ mit Werken des Ex-
pressionisten Oskar Kokoschka.
Freier Eintritt, die letzten Turnus-
führungen und ein Workshop für
Kinder sorgten für ein attraktives
Finale der ebenfalls am 18. Mai
endenden Ausstellung. 

Bereits seit Jahren fördert die
Sparkassen-Finanzgruppe mit
ihren Stiftungen den Internationa-
len Museumstag. Aufgrund ihrer
regionalen Verbundenheit und
Gemeinwohlorientierung sind sie
dauerhafte und verlässliche Part-
ner der Museen. DK

Sammeln ...

Sterbende in ...
(Fortsetzung von Seite 1)
der Pflege- und Krankenversi-
cherung berücksichtigt sei. Bei-
spielhaft nannte er die Pflege-
sätze in Alten- und Pflegehei-
men, die Fallpauschalen für
Krankenhäuser sowie die Ge-
bührenordnung in der ambulan-
ten Pflege. Zur Not müsse dies
gesetzlich geregelt werden.

Laut Pfarrer Dr. Christoph
Seidl, Vorsitzender der Palliativ-
und Hospizakademie Regens-
burg, versucht die Einrichtung,
mit Fort- und Weiterbildungen
und ihren Basis- und Aufbaukur-
sen Pflegekräften wie Medizinern
aus der Sprachlosigkeit rund um
den Tod herauszuhelfen. Zum ei-
nen soll die Fähigkeit vermittelt
werden, adäquate medizinische
und pflegerische Antworten auf
die klaren Anfragen am Ende des
menschlichen Lebens zu geben.
Zum anderen geht es aber auch
und nicht minder darum, die
sprachliche Kommunikation mit
palliativen Patienten und deren
Angehörigen zu verbessern.
Nicht zuletzt ist auch eine Spra-
che zu finden, die biografische
und spirituelle Aspekte aus dem
Leben des Patienten mit einbe-
zieht. 

Wege aus der
Sprachlosigkeit

Wie Prof. Dr. Wolfgang Baier,
Präsident der Ostbayerischen
Technischen Hochschule Re-
gensburg, erläuterte, hat der Re-
gensburger Hospizverein vor
zwei Jahren gemeinsam mit der
OTH eine mehrteilige Vortrags-
reihe mit prominenten Referen-
ten veranstaltet. Die Vorträge
sollten die Themen Tod und
Trauer verstärkt in das Bewusst-
sein rücken. Das gewählte Motto
„Besser leben“ sollte dabei aber
deutlich machen, dass es in der
Hospizarbeit und in der Palliati-

vmedizin nicht allein um das
Sterben geht, sondern insbeson-
dere auch darum, den letzten Ta-
gen mehr Leben zu schenken. 

Die OTH Regensburg habe
sich gerne an dieser Vortragsreihe
beteiligt. Zum einen deshalb, weil
es inhaltliche Schnittstellen zur
Fakultät für angewandte Sozial-
wissenschaften gibt, die sich in
Lehre und Forschung mit The-
men der Pflege und der Sterbebe-
gleitung auseinandersetzt. Zum
anderen werde der Arbeit, die für
Schwerstkranke, Sterbende und
deren Familienangehörige gelei-
stet wird, größter Respekt gezollt.
„Ich bin der festen Überzeugung,
dass diese Aufgaben künftig zu-
nehmend wichtiger werden“, so
Baier.

Im Rahmen des Bayerischen
Hospiz- und Palliativtages fand
zudem die feierliche Unterzeich-
nung der „Charta zur Betreuung
schwerstkranker und sterbender
Menschen in Deutschland“ durch
das Bayerische Hospiz- und Pal-
liativbündnis statt. Bayern ist die-
ser Charta als erstes Bundesland
bereits im Herbst 2012 beigetreten
und hat damit eine Vorreiterrolle
übernommen. Die Unterzeichner
der Charta setzen sich dafür ein,
die Versorgung schwerst- und
sterbenskranker Menschen zu
verbessern sowie den Hospiz- und
Palliativgedanken in die Öffent-
lichkeit zu tragen.

Für den Ausbau der Hospiz-
und Palliativversorgung im Frei-
staat macht sich auch das 2010
gegründete Bayerische Hospiz-
und Palliativbündnis  stark. Ihm
gehören mehrere Verbände der
Freien Wohlfahrtspflege Bayern,
die Bayerische Krankenhausge-
sellschaft und der Bayerische
Hospiz- und Palliativverband an.
Das Bayerische Gesundheits- und
Pflegeministerium fördert die Ge-
schäftsstelle monatlich mit
10.000 Euro. DK

Barbara Stamm folgt
auf Josef Deimer

Wechsel an der Spitze 
des Bayerischen Volkshochschulverbandes 

Die bayerischen Volkshochschulen haben Barbara Stamm,
Präsidentin des Bayerischen Landtags, am Samstag 17. Mai zu
ihrer Präsidentin gewählt. Barbara Stamm tritt die Nachfolge
von Josef Deimer, Altoberbürgermeister der Stadt Landshut,
an und ist damit oberste Repräsentantin der 216 bayerischen
Volkshochschulen. Josef Deimer nahm am Freitag 16. Mai auf
der Landestagung der bayerischen Volkshochschulen in Erlan-
gen Abschied. An seine großen Leistungen im Dienste der Er-
wachsenenbildung erinnerten zahlreiche Wegbegleiter. 

Barbara Stamm stellte sich am
Samstag im Rahmen der Mit-
gliederversammlung der bayeri-
schen Volkshochschulen in Er-
langen für das Amt der Präsiden-
tin des Bayerischen Volkshoch-
schulverbandes zur Wahl. 

Die Delegierten wählten Bar-
bara Stamm mit überwältigender
Mehrheit zu ihrer Präsidentin.
Barbara Stamm unterstrich ge-
genüber den Delegierten die
wachsende Bedeutung der Volks-
hochschulen. „Bildungsgerech-
tigkeit ist der Schlüssel für den
Zusammenhalt unserer Gesell-
schaft. Jede und jeder muss die
Chance erhalten, an geeigneten
Bildungsangeboten teilzuneh-

men. Dabei ist die Begegnung
mit anderen Menschen mit unter-
schiedlicher Herkunft und aus
verschiedenen Milieus ebenso
gewinnbringend wie die verlässli-
che Qualität im Kursgeschehen.
In einem Land mit dauerhafter
Zuwanderung muss gelingende
Integration mehr Bedeutung be-
kommen. Wir brauchen für Men-
schen mit Migrationshintergrund
eine Willkommenskultur, die vor-
handene Barrieren abbaut und die
Chancen und Talente der Zuwan-
derer nutzt“, so Barbara Stamm.

Auf der Tagung am 16. Mai
war aus dem Staatsministerium
für Bildung und Kultus Staatsse-
kretär Georg Eisenreich zu Gast.

Eisenreich strich in seinem
Grußwort neben dem breiten
Angebotsspektrum der Volks-
hochschulen insbesondere die
Bedeutung der Volkshochschule
als Garant des lebenslangen Ler-
nens vor Ort heraus. 

Deimers Erfolgsgeschichte

Rund 200 geladene Gäste nah-
men am Abend an der Verab-
schiedung von Josef Deimer, Alt-
oberbürgermeister und Ehren-
vorsitzender des Bayerischen
Städtetags teil. Josef Deimer hat-
te das Amt des Präsidenten des
Bayerischen Volkshochschulver-
bandes 35 Jahre ehrenamtlich in-
ne. In dieser Zeit hat sich Deimer
für das kommunale Profil der
mehr als 200 Volkshochschulen
mit den rund 1.000 Außenstellen
stark gemacht. 35 Jahre später ist
der Kommunalpolitiker über-
zeugter denn je: „Erwachsenen-
bildung rechnet sich zwar nicht –
aber sie zahlt sich aus.“ Mit sei-
ner Wahl zum Ehrenpräsidenten
des bvv bleibt Josef Deimer auch
in Zukunft den Volkshochschu-
len verbunden. 

Standortfaktor

„Heute stehen die Volkshoch-
schulen als Standortfaktor unan-
gefochten im kommunalen Ge-
füge da“, betont Klaus Meisel, 1.
Vorsitzender des bvv in seiner
Rede. Nach 35 Jahren könne Jo-
sef Deimer auf eine Erfolgsge-
schichte zurückblicken. So habe
sich von 1979 bis heute die An-
zahl der Unterrichtsstunden an
den Volkshochschulen mehr als
verdoppelt, die der Veranstaltun-
gen sogar verdreifacht. Die dro-
henden Mittelstreichungen des
Freistaat Bayern konnten weit-
gehend abgewehrt werden. 

Dieter Rossmeissl, Vorsitzen-
der des Kulturausschusses im
Bayerischen Städtetag, verdeut-
lichte in seinem Vortrag „Volks-
hochschule – kommunal gestal-
ten durch Vielfalt und Teilhabe“
die kommunale Rolle der Volks-
hochschulen. Die zukünftige
Aufgabe bestehe darin, Bil-
dungslandschaften mit der
Volkshochschule in der Kommu-
ne zu gestalten.

In seinem Grußwort für die
Stadt Erlangen hieß der neue
Oberbürgermeister, Dr. Florian
Janik, insbesondere die Leiterin-
nen und Leiter der bayerischen
Volkshochschulen willkommen
und lud zum Empfang ein.

V. l.: Prof. Dr. Klaus Meisel, Barbara Stamm, Josef Deimer und
Wilhelm F. Lang. Bild: Karin Günther

Fachkonferenz der Bundes-SGK in Bonn:

Kommunen in der Energiewende
Die Bundes-SGK veranstaltete in Bonn eine Fachkonferenz zum
Thema „Kommunen in der Energiewende“. Dabei boten die sozi-
aldemokratischen Kommunalpolitiker eine Diskussionsplattform
über wesentliche aktuelle Fragen der Energiepolitik, die im Ple-
num und in Foren diskutiert wurden. Hierzu zählten die Gestal-
tung der Energiemärkte, Mobilität, Wertschöpfung und Bürger-
beteiligung in der Energiewende, Finanzierung der Energiewen-
de, die Zukunft der Verteilnetze, das Stadtwerk der Zukunft, En-
ergiewende als Chance für den ländlichen Raum sowie die Steige-
rung der Energieeffizienz im Quartier.

Die Kommunen in Deutschland
sind in sehr unterschiedlicher Wei-
se Gestalter und Betroffene der
Energiewende. Sie sind mit ihren
Stadtwerken selber in der Energie-
wirtschaft aktiv. Sie setzen Rah-
menbedingungen durch die räum-
liche Planung, übernehmen eine
Vorbildfunktion und fungieren als
Moderatoren im Prozess der Ener-
giewende.

Wie sich die Umsetzung der
Energiewende aus Sicht der Bun-
desregierung gestalten soll, stellte
Uwe Beckmeyer, MdB, Parla-
mentarischer Staatssekretär beim
Bundesminister für Wirtschaft
und Energie, dar. „Wir wollen so
schnell wie möglich die Spielre-
geln für den Strommarkt ändern,
um Planungssicherheit zu schaf-
fen. Die Reform des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes ist der erste
Schritt, weitere werden unmittel-
bar folgen“, betonte Beckmeyer. 

80% erneuerbare Energien

Die Stromerzeugung hierzulan-
de soll von heute rund 80 % kon-
ventionell auf mindestens 80%
erneuerbare Energien im Jahr
2050 umgestellt werden. Fünf
Gründe sind nach Auffassung der
Bundesregierung zentral für diese
Zielsetzung: 1. der Ausstieg aus
der Atomenergie, 2. die derzeitige
Abhängigkeit von internationalen
Öl- und Gasimporten, 3. die Ent-
wicklung neuer Technologien
und neuer Wachstumspfade zu-
gunsten neuer Arbeitsplätze, 4.die
deutschen Klimaschutzziele und
5. eine Vorbildfunktion für ande-
re Länder, wenn es darum geht,
eine nachhaltige Energiepolitik
auch ökonomisch erfolgreich um-
zusetzen. 

Dabei müssen laut Beckmeyer
vor allem folgende Aufgaben be-
wältigt werden: Zum einen die
Dämpfung der Kostendynamik,
insbesondere beim Ausbau der
erneuerbaren Energien, zum an-
deren die Sicherstellung der Be-

zahlbarkeit von Energie für Indu-
strie und Verbraucher sowie
schließlich die langfristige Ge-
währleistung der Versorgungssi-
cherheit. 

Um die Energieversorgung
auch in Zukunft nachhaltig si-
cherzustellen, seien folgende
Punkte entscheidend: 

Der Ausbau der erneuerbaren
Energien muss im Rahmen ver-
bindlicher Ausbaukorridore erfol-
gen (2025: 40 - 45 % des deut-
schen Stromverbrauchs, 2035: 55
- 60%). Die Förderung muss effi-
zienter und marktgerechter orga-
nisiert werden. 

Auch künftig benötigt
Deutschland fossile (steuerbare)
Kraftwerke für eine zuverlässige
Energieversorgung. Deren Be-
trieb ist langfristig zu gewährlei-
sten.

Für eine erfolgreiche Energie-
wende ist eine leistungsfähige In-
frastruktur  unverzichtbar. Das
gilt vor allem für Übertragungs-
und Verteilnetze. 

Energieeffizienz

„Im Blick haben wir natürlich
auch die Frage der Energieeffi-
zienz“, fuhr der Staatssekretär fort.
Zwar herrsche in der Öffentlich-
keit die Diskussion um Stromer-
zeugung und Transport vor. Um-
so wichtiger sei es aber, bei der
Energiewende die Verbrauchssei-
te nicht zu vernachlässigen.
Beckmeyer: „Wir planen, noch in
diesem Jahr einen Nationalen Ak-
tionsplan Energieeffizienz vorzu-
legen. Er soll die Effizienzziele,
die Effizienzinstrumente und Fi-
nanzierung sowie die Verantwor-
tung der einzelnen Akteure zu-
sammenfassen. Wir werden an-
spruchsvolle Energieeffizienz-
maßnahmen im Handwerk und
im Mittelstand sowie in Kommu-
nen und Haushalten fördern.“

Höchste Einsparpotenziale
konzentrierten sich dabei im Ge-
bäudebereich, ist dieser doch für
knapp 40 % des Endenergiever-
brauchs und ein Drittel der CO2-
Emissionen verantwortlich. Bis
2050 soll ein nahezu klimaneutra-
ler Gebäudebestand erreicht wer-
den. Hierzu wird das CO2-Ge-
bäudesanierungsprogramm (der-
zeit 1,8 Mrd. Euro p.a. bis 2014)
verstetigt und aufgestockt und
auch das Marktanreizprogramm
zur Nutzung erneuerbarer Energi-
en fortgeführt. Einen weiteren
Schwerpunkt bildet die Umset-
zung der Energieeffizienzrichtli-
nie, die ganz unterschiedliche Be-
reiche umfasst. Wichtige Poten-
ziale sieht Beckmeyer auch gera-
de beim Ausbau der Kraft-Wär-
me-Kopplung. Daher sollen noch
2014 die Rahmenbedingungen
für den KWK-Ausbau überprüft
werden. 

Dr. Günther Horzetzky, Staats-
sekretär im Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Industrie, Mittel-
stand und Handwerk des Landes
Nordrhein-Westfalen wies seiner-
seits auf die veränderten und er-
weiterten Geschäftsfelder der
Stadtwerke hin. Es gehe nicht
mehr nur um reinen Stromver-
trieb. Die Stadtwerke als örtlich
verbundener, respektierter und
kompetenter Ansprechpartner
seien zukünftig entscheidende
Akteure insbesondere bei der Be-
ratung, der Erzeugung von Strom
und Wärme und beim intelligen-
ten Energiemanagement von Ge-
werbe und Haushalten. 

„Die Energiewende stellt viele
ganz unterschiedliche Akteure
vor große Herausforderungen

und dabei haben diese meist auch
noch zum Teil gegenläufige Inter-
essen“, konstatierte Horzetzky
und ergänzte: „Dies sehen wir
zurzeit in der Diskussion mit den
anderen Bundesländern zur EEG-
Novelle. Es überrascht nicht, dass
Bayern mehr an Biomasse als an
Offshore-Wind-Energie denkt
und jedes Land die Förderbedin-
gungen so setzen will, dass es
zum eigenen Vorteil ist. Aber am
Ende muss - wie immer - ein
Kompromiss her.“ 

EEG-System stößt 
an seine Grenzen

Ein „weiter so“ sei schlich
nicht möglich, da das EEG-Sy-
stem immer häufiger an seine
Grenzen stößt. Zum einen führe
es zu höheren Strompreisen für
alle Verbraucher. Zum anderen
führten Wind und Sonne dazu,
dass Strom aus konventionellen
Kraftwerken an der Strombörse
kaum noch Gewinne erzielen
kann. „Das hat eine gravierende
Konsequenz“, bemerkte Horzetz-
ky: „Wenn der Wind nicht weht
und die Sonne nicht scheint, brau-
chen wir weiterhin Gas- und
Steinkohlekraftwerke, um die
Versorgung zu jeder Minute des
Jahres bedarfsgerecht sicherzu-
stellen. Gleichzeitig sind viele
Kraftwerke mittelfristig nicht
mehr rentabel. Stillstände sind
nicht nur ein betriebswirtschaftli-
cher Schaden, sondern sie sind
auch ein erheblicher Schaden für
die gesamte Volkswirtschaft. Eine
solche Kapitalvernichtung kön-
nen wir uns auf keinen Fall auf
Dauer leisten. Deshalb brauchen
wir dringend notwendige Korrek-
turen. Aus diesem Grund muss
sich an die EEG-Reform die De-
batte um Kapazitätsmechanismen
und Strommarktdesign ansch-
ließen.“

„Stadtwerke in der Energie-
wende - Veränderung der Ge-
schäftsfelder“ lautete der Titel des
Vortrags von Michael Wübbels,
stellvertretender Hauptgeschäfts-
führer des Verbandes kommuna-
ler Unternehmen (VKU). Für das
Geschäftsmodell des Energiever-
sorgers der Zukunft stellte er fol-
gende Thesen auf: 

Statt der Ware wird die Dienst-
leistung im Vordergrund stehen;
die Ware muss aber vorgehalten
werden. Kraftwerke werden wei-
terhin benötigt.

In Kooperation mit geeigneten
Anbietern (z. B. Handwerk) wer-
den kombinierte Beratungslei-
stungen zur Eigenversorgung in
Verbindung mit Reststromliefer-
verträgen bedeutend. Elektrische
Verbraucher (Kühlschrank, Elek-
tromobil etc.) werden mit einem
Stromkontingent für ihren Be-
trieb angeboten werden. 

Für hauptsächlich fixkosten-
basierte Anlagen (Netze, EE-
Kraftwerke) werden pauschale
Vergütungsmodelle (Flatrate) ent-
wickelt.

Dezentrale Eigenerzeuger
werden Bestandteil des Gesamt-
systems und beteiligen sich an
Systemdienstleistungen. Stadt-
werke bündeln sie zu marktfähi-
gen virtuellen Kraftwerken.

Kooperationen 
gewinnen an Bedeutung

Als Fazit seines Vortrags hielt
Wübbels fest, dass Stadtwerke
Versorgungs- und Dienstleis-
tungsfunktionen besitzen und die
Umstrukturierung Energiesystem
eine Prüfung und Anpassung der
Unternehmens- und Geschäfts-
feldstrategien erfordert. Weitere
Kooperationen mit anderen Stadt-
werken sowie Plattformen kom-
munaler Regionalversorger wer-
den an Bedeutung gewinnen.
Darüber hinaus werden die Ge-
meinden ihre Stadtwerke auf de-
ren Weg hin zu modernen Ener-
giedienstleistern begleiten. DK
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Ein Konzept, 
das nur Gewinner kennt

Wer kleine Erzeugungsanlagen besitzt, kann den darin gewonne-
nen Strom vermarkten lassen und zusätzliche Erlöse erzielen.
Möglich wird das durch eine Teilnahme am virtuellen Kraftwerk,
wie es die Stadtwerke München mit M-Partnerkraft anbieten.

tens der EEG-Vergütung ent-
sprechen.

3. Vermarktung 
am Spotmarkt

Diese Vermarktungsmöglich-
keit ist vor allem für Inhaber
schaltbarer Lasten, wie zum Bei-
spiel von Kühlaggregaten, geeig-
net. Durch die Einbindung in das
virtuelle Kraftwerk kann ihre 
Leistung auf dem kurzfristigen
Spotmarkt der Strombörse EEX
in Leipzig gehandelt werden.
Dazu wird am Vortag der Liefe-
rung der Strom in Auktionen 
gehandelt. Während hoher Spot-
marktpreise werden Lasten abge-
schaltet. Während niedriger Spot-
marktpreise werden die Lasten
zugeschaltet.

Partner im virtuellen 
Kraftwerk der SWM 
profitieren von diesem
Know-how der SWM: 

Erfahrung in Betrieb und Ver-
marktung eines komplexen Er-
zeugungssystems

Gesicherter Marktzugang
Erprobte Prozessleittechnik

Durchführung von vorge-
schriebenen Präqualifikationsver-
fahren (Überprüfung, ob die An-
lage die für die Regelleistungs-
vermarktung notwendige Lei-
stung und Reaktionsgeschwin-
digkeit erbringt)

Die Vorteile einer
Teilnahme am virtuellen
Kraftwerk:

Der Kunde erhält eine transpa-
rente, marktgerechte und sichere
Vergütung.

Die SWM tragen das Ver-
marktungsrisiko.

Der Kunde bestimmt flexibel
Ihre Teilnahme am virtuellen
Kraftwerk.

Mit den SWM hat man einen
starken Partner an seiner Seite:
etabliert, finanzstark, regional,
Motor der Energiewende.

Bei Fragen zum virtuellen
Kraftwerk beraten die SWM Ex-
perten für M-Partnerkraft Horst-
Peter Hartl (hartl.horst-peter@
swm.de, Telefon 089 2361-4633)
und Stefan Weber (weber.stefan
@swm.de, Telefon 089 2361-
3125) gerne. Weitere Informatio-
nen unter www.swm.de .

Vergütung für Leistungsvor-
haltung

Vergütung bei Abruf der Anlage
Bei dieser Variante investiert

man einmalig in die Kosten für
die Installation der notwendigen
Technik.

2. Direktvermarktung 
von Erneuerbare-Energien-
Anlagen

Dieser Vermarktungsweg rich-
tet sich an Betreiber von regene-
rativen Erzeugungsanlagen. Die-
sen bieten die SWM mit der Ein-
bindung ihrer regenerativen Er-
zeugungsanlage in das virtuelle
Kraftwerk die Chance, über die
Direktvermarktung mehr als die
gesetzliche EEG-Vergütung zu
verdienen.

So funktioniert 
die Direktvermarktung:

Die SWM nehmen den Betrei-
bern der regenerativen Anlage
den dort produzierten Strom ab.
Die SWM verkaufen den Strom
in der Stundenauktion (Spot-
markt) der Strombörse EPEX,
dem größten europäischen Strom-
handelsplatz mit dem Ziel, den
höchstmöglichen Ertrag zu er-
wirtschaften. Die Direktvermark-
tung des Ökostroms schafft darü-
ber hinaus die Voraussetzung, bei
Biogas- und Biomethan-BHKWs
die so genannte Flexibilitätsprä-
mie zu beziehen. Für manche
EEG-Anlagen kann die zusätzli-
che Vermarktung von negativer
Regelleistung interessant sein. 

So setzen sich Ihre Einnahmen
zusammen:

EEG-Vergütung 
Vertraglich festgelegte Prämie

Die SWM garantieren, dass die
Einnahmen aus der Teilnahme
am virtuellen Kraftwerk mindes-

über langjährige Erfahrung auf
diesem Gebiet. Mit M-Partner-
kraft machen sie auch für die Be-
sitzer von kleineren Erzeugungs-
anlagen den Weg frei für die Ver-
marktungsmöglichkeiten großer
Kraftwerke: Um etwa auf dem
Markt für die Minutenreserve an-
bieten zu können, müssen Ener-
gieerzeuger mindestens 5 Mega-
watt Kraftwerksleistung bereit-
stellen. Blockheizkraftwerke
(BHKWs) und Notstromaggre-
gate sind aber selten größer als 
1 Megawatt. Alleine haben Be-
treiber dieser Anlagen zu diesem
Markt also keinen Zugang.

Durch die Verbundlösung im
virtuellen Kraftwerk sind je nach
Art der Anlage folgende Ver-
marktungswege möglich:

1. Bereitstellung 
von Regelleistung

Die Anlage des virtuellen
Kraftwerks partizipiert am Regel-
energiemarkt (Minutenreserve
und/oder Sekundärregelung) und
erwirtschaftet so Erlöse. 

Diese Anlagen eignen sich für
die Bereitstellung von Regellei-
stung:

Notstromaggregate – positive
Regelleistung

Laufende BHKWs – negative
Regelleistung

Abschaltbare Lasten (z. B.
Kühlaggregate) – positive Regel-
leistung

Zuschaltbare Lasten (z. B.
Kühlaggregate) negative Regel-
leistung

So setzen sich die Einnahmen
zusammen:

teile eines intelligenten Stromver-
sorgungsnetzes sind.

Denn durch den Ausbau der Er-
neuerbaren Energien wird es in
Zukunft mehr Bedarf geben, kurz-
fristige Über- bzw. Unterversor-
gungen im Stromnetz auszuglei-
chen. Ist zu wenig Strom im Netz,
muss die Stromerzeugung erhöht
und/oder der Verbrauch reduziert
werden. Ist zu viel Strom im Netz,
muss die Erzeugung reduziert
und/oder der Verbrauch erhöht
werden. Dafür stehen den Über-
tragungsnetzbetreibern verschie-
dene Instrumente zur Verfügung:
die Primärregelung (Aktivierung
innerhalb von 30 Sekunden), die
Sekundärregelung (Aktivierung
innerhalb von 5 Minuten) und die
Minutenreserve (Aktivierung in-
nerhalb von 15 Minuten).

Zusätzliche Gewinne erzielen

Diese Ausgleichsmaßnahmen
werden von den Übertragungs-
netzbetreibern vergütet. Durch
die Teilnahme an diesem Regel-
leistungsmarkt verdienen die Be-
treiber von kleinen Erzeugungs-
anlagen also doppelt: Sie erhalten
nicht nur die Vergütung für ihren
Strom, sondern auch für die Be-
reithaltung der Leistung. Nur
durch ein intelligentes Energie-
Management können alle Vortei-
le des Regelleistungsmarkts voll
ausgeschöpft werden. Die SWM
als der größte deutsche kommu-
nale Energieversorger verfügen

Erfahrung im Energiemanage-
ment und in der Direktvermark-
tung von Erneuerbarer Energie:
Seit 2012 bündeln die SWM die-
se langjährigen Erfahrungen in ei-
nem neuen Kundenangebot, 
M-Partnerkraft, das virtuelle Kraft-
werk der SWM. Beim virtuellen
Kraftwerk werden an verschiede-
nen Standorten angesiedelte, de-
zentrale Erzeugungseinheiten,
wie beispielsweise Photovoltaik-
Anlagen oder Blockheizkraftwer-
ke, miteinander vernetzt und in-
formationstechnisch gebündelt.
Diese Verbundlösung realisiert
Erzeugungskapazitäten vergleich-
bar mit denen von herkömmli-
chen Kraftwerken. Das virtuelle
Kraftwerk ist an größere Leittech-
nik angebunden und erzielt am
Regelenergiemarkt Erlöse. Das
Ergebnis ist eine klassische Win-
win-Situation: Die Eigner der de-
zentralen Erzeugungseinheiten
können durch einen neuen Ver-
marktungsweg für ihren Strom
die Wirtschaftlichkeit ihrer Anla-
gen erhöhen. Das virtuelle Kraft-
werk selbst trägt wiederum zu ei-
ner höheren Stabilität des Strom-
netzes bei, da die Partner regelba-
re Leistung innerhalb kürzester
Zeit bereitstellen können. 

Beitrag zur Netzstabilität

Die Bedeutung virtueller Kraft-
werke wird mit dem Fortschrei-
ten der Energiewende weiter zu-
nehmen, da sie wichtige Bestand-

Stadtwerke
München

Besuchen 

Sie uns 

auf dem 7. Bayerischen 

Energieforum in Garching

oder unter

www.swm.de

Vermarkten Sie den Strom 
Ihrer Erzeugungsanlage
    mit M-Partnerkraft der SWM
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Der Anteil der regenerativ erzeugten Energie im Netz des 
Bayernwerks liegt bei über 50 Prozent. Bis heute haben wir
mehr als 240.000 Photovoltaikanlagen in unser Netz inte -
griert. Damit betreiben wir eines der ökologischsten Netze 
in Deutschland.

www.bayernwerk.de

Netze für neue Energien.

E.ON nimmt 180 neue regelbare
RONTs bis Ende 2014 in Betrieb

Smart Grid-Technologie der Maschinenfabrik Reinhausen bundesweit im Einsatz 
Bei den E.ON-Netzgesellschaften in Deutschland gehen bis zum
Jahresende bundesweit 180 neue regelbare Ortsnetztransformato-
ren (RONTs) ans Netz. Rund 60 dieser Transformatoren wurden
bereits erfolgreich in Betrieb genommen. Die Umspanner sind mit
Technik der Maschinenfabrik Reinhausen (MR) aus Regensburg
ausgestattet. Mit der bundesweiten Installation in allen Verteilnet-
zen von E.ON ist der RONT die erste Smart-Grid-Technologie, die
Serienreife erlangt hat. Sie wurde in enger Partnerschaft zwischen
E.ON und MR entwickelt.

E.ON als Deutschlands größter
Verteilnetzbetreiber und MR als
Technikpionier setzen mit dem
RONT gemeinsam Maßstäbe bei
der wirtschaftlichen Netzintegra-
tion von regenerativen Energien.
Nach Berechnungen der dena
können mit Hilfe von RONTs bis
2030 allein im Niederspannungs-
netz Kosten für den Netzausbau in
Höhe von rund 1,4 Milliarden Eu-
ro eingespart werden.

Zuverlässige Technologie

Der Einsatz von RONTs erhöht
die Aufnahmefähigkeit der Verteil-
netze für erneuerbare Energien
spürbar und ermöglicht auch bei
massiver Einspeisung einen wirt-
schaftlichen, stabilen Betrieb und
reduziert damit den Bedarf für den
Netzausbau. Als zuverlässige, kos-
tengünstige Technologie füllen
RONTs das Zieldreieck der Ener-
giewirtschaft mit ihrer Forderung
nach Versorgungssicherheit, Wirt-
schaftlichkeit und Umweltverträg-
lichkeit voll aus. 

Bei der Präsentation der RONTs
in Regensburg betonten neben der
Bayerischen Staatsministerin für
Wirtschaft, Medien, Energie und
Technologie, Ilse Aigner, auch 
Dr. Thomas König, Mitglied

der Geschäftsführung von E.ON
Deutschland, Reimund Gotzel,
Vorstandsvorsitzender der Bayern-
werk AG und Dr. Nicolas Maier-
Scheubeck, Geschäftsführer MR,
die Bedeutung der intelligenten
Technik aus Bayern für die bun-
desweite Energiewende.

Entlastung für die Bürger

„Diese Entwicklung zeigt, wel-
che Innovationskräfte durch die
Energiewende freigesetzt werden.
Der High-Tech-Transformator be-
weist: Intelligente Stromnetze sind
nicht nur Träume für die Zukunft,
sondern bereits Realität. Der
RONT entlastet die Bürger in den
Kommunen, denn er macht die
Verlegung von neuen Stromleitun-
gen zum Teil überflüssig“, so Ilse
Aigner, Bayerische Staatsministe-
rin für Wirtschaft, Medien, Ener-
gie und Technologie.

Deutlich niedrigere Kosten

„Mit den regelbaren Ortsnetz-
transformatoren mit MR-Technolo-
gie kommt bei E.ON als erstem
Verteilnetzbetreiber in Deutschland
flächendeckend Smart-Grid-Tech-
nologie zum Einsatz“, betonte Dr.
Thomas König. „Auf diese Weise

lassen sich erneuerbare Energien
mit deutlich niedrigeren Kosten in
die Verteilnetze integrieren“, so
König weiter. Damit leiste E.ON
einen wesentlichen Beitrag zum
Ausbau der dezentralen Erzeu-
gung und für stabile Netzentgelte.

Allein in Bayern bringt der re-
gionale Netzbetreiber Bayernwerk
in diesem Jahr 60 RONTs in sei-
ne Netze. „Diese Technologie ist
eine wichtige Stütze, um die
Herausforderungen der Energie-
zukunft zu meistern“, erklärte
Reimund Gotzel. „Die Zukunft hat
in unserem Netz schon begonnen.
Wir transportieren bereits heute
über 50 Prozent regenerativen
Strom“, so der Vorstandsvorsitzen-
de. „240.000 PV-Anlagen haben
wir in unser Netz integriert. Das
stellt hohe Ansprüche an die Netz-
technik und an den Netzbetrieb.“

Pilotprojekte

Während sie im Süden stabile
Netze bei weiter steigender Ein-
speisung von Energie aus Photo-
voltaikanlagen gewährleisten, er-
lauben die RONTs in den nord-
deutschen Netzen die wirtschaftli-
che Integration von erneuerbarer
Energie aus Windkraftanlagen.
Der Anteil der regenerativ erzeug-
ten Energie ist im Gebiet der nord-
deutschen E.DIS sogar dreimal so
hoch wie die Spitzenlast in deren
Netzen.

Seit 2008 haben E.ON und MR
gemeinsam Lösungen erprobt, die
die Aufnahmefähigkeit des Ver-
teilnetzes für erneuerbare Energien
auf wirtschaftliche Art und Weise

erhöhen. Als Ergebnis umfangrei-
cher Pilotprojekte in den letzten
Jahren konnte MR im September
2012 als erstes Unternehmen welt-
weit eine serienreife Lösung für
RONTs vorstellen. Seitdem wird
unter dem Namen GRIDCON®

iTAP® ein System bestehend aus
Laststufenschalter, Regler und
Sensor für das Niederspannungs-
netz angeboten, das zusammen
mit dem Transformator einen
RONT ergibt. 

Weltmarktführer

MR gelang es als Weltmarkt-
führer in der Spannungsregelung,
den hohen Anforderungen der
Netzbetreiber gerecht zu werden
und gleichzeitig eine wirtschaftli-
che Alternative zu teuren und 
aufwändigen Netzausbaumaßnah-
men – wie z. B. dem Verlegen zu-
sätzlicher Kabel und Leitungen –
anzubieten. RONTs mit der MR-
Technologie sind in allen Kom-
paktstationen einsetzbar, weil es
den Ingenieuren von MR gelang,
eine Lösung zu entwickeln, die die
Abmessungen des Transformators
weder in der Breite noch in der
Tiefe vergrößert. Zudem handelt
es sich bei GRIDCON® iTAP®

um eine wartungsfreie Technolo-
gie, die durch den Verzicht auf

V. l.: Dr. Nicolas Maier-Scheubeck, Geschäftsführer der Ma-
schinenfabrik Reinhausen, Ilse Aigner, Bayerische Staatsminis-
terin für Wirtschaft, Medien, Energie und Technologie, 
Dr. Thomas König, Mitglied der Geschäftsführung von E.ON
Deutschland und Reimund Gotzel, Vorstandsvorsitzender der
Bayernwerk AG. 

Elektronik im Transformatorkes-
sel eine hohe Lebensdauer sicher-
stellt. 

„Durch die enge Zusammenar-
beit zwischen den Ingenieuren von
E.ON und MR ist es uns gelungen,
ein Produkt zu entwickeln, das die
Anforderungen der Verteilnetzbe-
treiber bestmöglich erfüllt“, erklär-
te Dr. Nicolas Maier-Scheubeck.
Bemerkenswert seien weiterhin
die Parallelen zwischen der aktuel-
len Entwicklung der RONT-Tech-

nologie mit den Partnern E.ON
und MR sowie der Entwicklung
der ersten Laststufenschalter in
den Zwanzigerjahren des ver-
gangenen Jahrhunderts. Damals
entstand in der Zusammenarbeit
zwischen den Oberpfalzwerken,
deren Nachfolgeorganisationen
heute Teil von E.ON sind, und
der Maschinenfabrik Reinhausen
eine Technologie, durch die heute
mehr als die Hälfte des weltweiten
Stromverbrauchs fließt.

Ökologische Durchgängigkeit
an der Donau wird verbessert 

Moderne Fischaufstiegsanlage am Kraftwerk Ingolstadt wird Realität
Rhein-Main-Donau AG investiert rund 1,2 Millionen Euro

Am Bahnstrom-Kraftwerk Ingolstadt der Donau-Wasserkraft AG
wird ab 2. Juni 2014 eine Baustelle eingerichtet, um in den nächsten
Monaten den Bau einer Fischaufstiegsanlage in Angriff zu nehmen.
Durch die Fischaufstiegsanlage wird die ökologische Durchgängig-
keit der Donau weiter verbessert. Die Fischaufstiegsanlage soll be-
reits im Dezember 2014 in Betrieb gehen. Die gesamte Baumaß-
nahme wird mit Restarbeiten Anfang 2015 abgeschlossen sein. Das
Kraftwerk Ingolstadt gehört der Donau-Wasserkraft AG, an der
die Rhein-Main-Donau AGzu 99,25 Prozent und E.ON zu 0,75 Pro-
zent beteiligt sind. Die Betriebsführung obliegt der E.ON Kraft-
werke GmbH. 

Die Fischaufstiegsanlage wird
flussabwärts betrachtet an der lin-
ken Seite des Kraftwerks Ingol-
stadt errichtet. Sie besteht aus drei
Teilen: dem Einstieg 400 Meter
unterhalb des Kraftwerks. Dieser
fischgerecht ausgestalte Einstieg
wird an den bereits vorhandene
Entwässerungsgraben angebun-
den, der entsprechend ökologisch
aufgewertet wird. 

Mittels Einbau von Totholz,
Wasserbausteinen und Kiesnes-
tern sowie einem geschwungenen
Verlauf mit Zonen unterschiedli-
cher Wasserführung wird aus dem
vormals strukturarmen Entwässe-
rungsgraben ein abwechslungsrei-
cher und attraktiver Lebensraum
für Fische und Wasserlebewesen.
Als drittes Element kommt ein
Ausstiegsbauwerk ca. 600 Meter
oberhalb des Kraftwerks hinzu.
Hier wird zwischen Segelheim
und Ruderclub ein wirkungsvoller,
sogenannter technischer Fischauf-

stieg errichtet: Über 27 abgestufte
Betonbecken können die Fische
die 3,50 Meter Höhenunterschied
überwinden. Dieses technische
Bauwerk wird wiederum mit ei-
nem der Natur nachempfundenen
Raugerinne an den Entwässe-
rungsgraben unterhalb des Bag-
gersees angebunden. 

Zentrales Anliegen

Leitfisch für die Auslegung der
geplanten Fischaufstiegsanlage
ist der in der Donau heimische Hu-
chen. „E.ON und Rhein-Main-
Donau AG ist es ein zentrales An-
liegen, Ökologie und Ökonomie
bei der Nutzung der Wasserkraft in
Einklang zu bringen. Mit dieser
neu errichteten Fischaufstiegsan-
lage in Ingolstadt ist das erneut ge-
lungen. Wenn der Bau abgeschlos-
sen ist, wird die Donau zwischen
den Kraftwerken Bad Abbach und
Bittenbrunn auf einer Strecke von

rund 80 Fluss-Kilometern für Fi-
sche und weitere Wasserlebewe-
sen durchgängig sein. Darüber
freuen wir uns sehr und bedanken
uns bei den zuständigen Behör-
den, der Fischerei sowie unseren
Partnern für die positive Beglei-
tung und die Genehmigung unse-
res Bauvorhabens“, sagte Dipl.-
Ing Uta Mentz, Projektleiterin der
E.ON Kraftwerke GmbH. 

Konzeption und Bau der
Fischaufstiegsanlage wurden mit
den zuständigen Partnern der 
Stadt Ingolstadt, dem Wasserwirt-
schaftsamt Ingolstadt sowie dem
Fischereifachberater für Oberbay-
ern abgestimmt. Die Wander- und
Erholungswege in den Donau-
Auen werden nach Fertigstellung
der Arbeiten wieder gänzlich her-
gestellt. 

Vorübergehend kann es wäh-
rend der Bauzeit zu Einschränkun-
gen auf den Wegen kommen. Die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von E.ON sowie aller beteiligten
Unternehmen werden besondere
Rücksicht auf Anwohner und Be-
troffene nehmen. Für mögliche
Beeinträchtigungen durch die Ar-
beiten bitten E.ON und die Rhein-
Main-Donau AG um Verständnis.
Zu den einzelnen Baumaßnahmen
wird die Öffentlichkeit über die
örtlichen Medien auf dem Laufen-
den gehalten.

Donaukraftwerk Ingolstadt zur Bereitstellung von Bahnstrom (16 2/3 Hertz). Der Fischpass wird
unterhalb der linken unteren Bildecke vorbeigeführt. Bild: Rhein-Main-Donau AG
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www.steag-newenergies.com

dezentral – erneuerbar – intelligent

Windenergie – Bioenergie – Geoenergie

Wir bewegen – 
mit Wind und mehr!

STEAG New Energies GmbH
St. Johanner Straße 101–105
66115 Saarbrücken
Telefon +49 681 9494-9111
Telefax +49 681 9494-9368
info-newenergies@steag.com

Besuchen Sie uns! 
7. Bayerisches Energieforum, 
26. Juni 2014, 
Bürgerhaus Garching

Erfolgreiches Jahr 2013 
für STEAG New Energies

Die STEAG New Energies GmbH (SNE), Spezialist für maßge-
schneiderte, nachhaltige Energielösungen für Kommunen und In-
dustrie, kann auf ein erfolgreiches Jahr 2013 zurückblicken. SNE
hat mit dem Bau von vier neuen Windparks begonnen. Der dezen-
trale, kommunale Bereich konnte durch die Integration von Block-
heizkraftwerken auf Biomethangasbasis an sechs Standorten we-
sentlich gestärkt werden. Die Vorbereitungen zur Gründung einer
gemeinsamen Gesellschaft mit Stadtwerken zur Realisierung von
Projekten im erneuerbaren Bereich stehen vor ihrem Abschluss.

Ende vergangenen Jahres be-
gann SNE mit dem Bau des Wind-
parks Ullersdorf in Brandenburg.
Mit Gesamtinvestitionen von rund
81 Millionen Euro ist er das größte
Projekt der SNE seit der Errich-
tung des Gichtgaskraftwerks in
Dillingen im Jahr 2009. Geplant
ist eine Netzeinspeisung von
115.900 MWh pro Jahr. Dies ist
ausreichend zur Versorgung von
28.975 Einfamilienhäusern. Der
erzeugte Strom wird in das Netz
der E.ON edis eingespeist. Die
CO2-Vermeidung durch den
Windpark liegt bei 87.273 Tonnen
Kohlendioxid pro Jahr. Die Inbe-
triebnahme des Windparks, der ei-
ne Gesamtleistung von 43,2 Me-
gawatt hat, ist für Oktober 2014
vorgesehen.

Windparks in der Bretagne

In der Bretagne realisiert SNE
zurzeit zwei Windparks mit der
Gesamtleistung von 18 Megawatt.
Angestrebt wird hier ein Netto-
jahresenergieertrag von 43.400
MWh. Die beiden Windparks in
Lanouée und Guégon sollen
Mitte des Jahres ihren Betrieb
aufnehmen.

Auch im polnischen Ilawa, einer
Kreisstadt ca. 110 km südöstlich
von Danzig, wird gebaut. Hier er-
richtet SNE einen Windpark mit
einer Gesamtleistung von 12 Me-
gawatt. Vier Windkraftanlagen
werden ab Mai 2014 einen Net-
tojahresenergieertrag von 33.864
MWh liefern. SNE investiert ca.
21 Millionen Euro in den Wind-
park. 

Mit den bereits bestehenden
Windparks der SNE in Oberschol-
ven (Nordrhein-Westfalen), Woel-
fling und Coume (Frankreich) so-
wie Nidzica (Polen) wird SNE im
Verlauf des Jahres 2014 im Wind-
bereich einen Anschlusswert von
106 Megawatt erreichen. 

BHKWs am Netz

Am Jahresende 2013 konnte
SNE sechs Biomethangas-Block-
heizkraftwerke (BHKW) in
Deutschland erfolgreich ans Netz
bringen. Es handelt sich um die
Standorte Essen-Rüttenscheid
(Nordrhein-Westfalen), Lebach
(Saarland), Hattersheim (Hes-
sen), Koblenz (Rheinland-Pfalz),
Geithain und Rochlitz (Sach-
sen). Insgesamt haben die Anla-

gen eine elektrische Leistung von
10 Megawatt und eine thermische
Leistung von 9,75 Megawatt.
An allen Standorten werden Fern-
wärmeversorgungen betrieben,
über die die Wärme aufgenom-
men und zu den Kunden transpor-
tiert wird.

Der geplante Stromabsatz be-
läuft sich auf 67.730 Megawatt-
stunden pro Jahr. Der geplante
Wärmeabsatz liegt bei rund
83.000 Megawattstunden pro Jahr.
In den Gasmotoren der sechs
Blockheizkraftwerke werden pro
Jahr 17,2 Millionen Kubikmeter
Biomethangas verbrannt werden.
Die Abwärme der Gasmotoren er-
setzt an allen Standorten einen Teil
der Wärmeerzeugung in den vor-
handenen Heizwerken. Der er-
zeugte Strom wird in das öffentli-
che Netz eingespeist. 

SNE investierte 13,1 Millionen
Euro in den Bau der Blockheiz-

kraftwerke, die jetzt nicht nur grü-
nen Strom und grüne Wärme lie-
fern, sondern für einen deutlich
besseren Primärenergiefaktor sor-
gen, der sich positiv auf die Wirt-
schaftlichkeit der angeschlossenen
Gebäude auswirkt. 

Die Gründung einer neuen Ge-
sellschaft mit einem kleinen Kreis
ausgewählter Stadtwerke rückt
näher. SNE wird mit sechs Stadt-
werken (Stadtwerke Solingen
GmbH, Stadtwerke Wesel GmbH,
Stadtwerke Düren GmbH, ELE
Emscher Lippe Energie GmbH,
Wbm Wirtschaftsbetriebe Meer-
busch GmbH, Stadtwerke Neuss
Energie und Wasser GmbH), eine
gemeinsame Gesellschaft grün-
den, um Projekte im regenerativen
Bereich – Windkraft an Land, Bio-
energie, Geothermie – zu realisie-
ren. Die Gesellschaftsgründung ist
im ersten Quartal des Jahres vor-
gesehen. 

Stromvermarktung
durch STEAG

Über 300 Megawatt der Wär-
me- und rund 250 Megawatt der
Stromerzeugerleistung von SNE

Anlieferung Biogas-BHKWin Essen-Rüttenscheid im Oktober2013.

betreffen EEG-Anlagen. Bei der
Vermarktung des Stroms nutzt
SNE die Möglichkeiten der
STEAG-Gruppe. Sie setzt die An-
lagen im Rahmen der Direktver-
marktung ein und nutzt die Chan-
ce des virtuellen Kraftwerkes. 
Ein virtuelles Kraftwerk ist der
Zusammenschluss dezentraler
Stromerzeugungseinheiten zu ei-

nem steuerbaren und vermarktba-
ren Verbund. Aus einem solchen
Kraftwerk können kurzfristige
Leistungsanpassungen (Regelen-
ergie) vorgenommen werden, um
das Stromnetz stabil zu halten.
Rund 1.200 Gigawattstunden
Strom aus EEG-Anlagen werden
zurzeit durch STEAG direkt ver-
marktet.

STEAG New Energies (SNE) ist eine Tochtergesellschaft der
STEAG GmbH, Essen. Sie wurde 1961 gegründet und ist seitdem
im Energiemarkt tätig. SNE kommt von der dezentralen Energie-
versorgung und ist schon seit über 15 Jahren in der Energieversor-
gung aus erneuerbaren Primärenergieträgern in Deutschland aktiv.
Im Auslandsgeschäft (Polen, Frankreich) betätigt sich das Unter-
nehmen seit 1998. Klimaeffiziente Kraft-Wärme-Kopplung ist ein
wesentlicher Schwerpunkt der maßgeschneiderten, nachhaltigen
Energielösungen, die SNE für ihre kommunalen und industriellen
Kunden sowie für weitere Projektpartner in enger Abstimmung ent-
wickelt. Die zum Einsatz kommenden erneuerbaren Primärenergien
reichen heute von Wind und Biomasse über Bioerdgas bis hin zur
Geothermie. SNE ist Gesellschafter und langjähriger Partner in über
zehn kommunalen Beteiligungen.

Die wichtigsten Daten
(Datenbasis: Geschäftsjahr 2013)

Installierte Leistung elektrisch: 348 MW
Installierte Leistung thermisch: 1.277 MW
Wärmeabsatz rd. 2.103 GWh
Stromabsatz: rd. 1.600 GWh
Umsatz: rd. 269 Mio. Euro
Mitarbeiter: 769 (inkl. Beteiligungen + Ausland)
Standorte: über 100 Standorte mit rd. 200 Anlagen.

Neue Auflage des Bayerischen Windatlas:

Wertvolle Planungshilfe
Die bayerische Wirtschafts- und Energieministerin Ilse Aigner hat
den neuen Bayerischen Windatlas vorgestellt und den bayerischen
Bürgermeistern, Landräten und Regionalen Planungsverbänden
zugeschickt. Aigner: „Wir geben jetzt jeder Gemeinde ein Werk-
zeug in die Hand, um Vor- und Nachteile neuer Windräder unauf-
geregt und sachlich zu diskutieren, eine Planungshilfe also. Der
Windatlas ist einzigartig, den gibt es so nirgends. Windkraft ist ein
wichtiger Pfeiler auf dem Weg zu einem grünen Bayern, natürlich
nur energiepolitisch.“

Aigner weiter: „Wir haben ein
komplett neues Modell entwickelt,
mit modernsten meteorologischen
Berechnungsverfahren, so können
die tatsächlichen Windverhältnisse
an jedem Ort Bayerns wesentlich
genauer erfasst werden.“

Chancen der
Windenergienutzung

Mithilfe von Windgeschwindig-
keits- und Energieertragskarten
werden die Chancen der Wind-
energienutzung für jeden Ort
in Bayern dargestellt, zudem wer-
den die jährlichen Schwankun-
gen des Windaufkommens be-
rücksichtigt. Der Windatlas
hilft auch bei der Antwort auf
die Frage, wo Windenergie in

Bayern wirtschaftlich sinnvoll ist.
Eine weitere Neuerung ist auch

das Planungstool ,3-D-Analyse
von Windenergieanlagen‘: Es ent-
hält neue und geplante Anlagen in
3-D-Ansicht und ermöglicht eine
sehr realitätsnahe Darstellung, da
mit nur einem Mausklick Wind-
kraftanlagen in einem ausgewähl-
ten Gebiet ,gebaut‘ werden kön-
nen und sich diese in das Land-
schaftsbild einfügen.

Die Neuauflage des Bayeri-
schen Windatlasses sowie die 3-D-
Analyse sind Planungshilfen, die
nicht in die kommunale Planungs-
hoheit oder in die Genehmigungs-
verfahren eingreifen. Ab sofort
sind sie im Energie-Atlas Bayern
freigeschaltet: 
www.energieatlas.bayern.de
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Manfred Dattler 

ehemaliger Geschäftsführer 

erdgas schwaben

Wir sind da, wo unsere Kunden sind

www.erdgas-schwaben.de

Erdgas // Bio-Erdgas
Strom // Bio-Strom

Geld sparen, Klima schonen – 
unser Mix macht’s möglich

Der individuellste
Energiemix

erdgas schwaben ist da, 
wo seine Kunden sind

Der regionale Energieversorger blickt auf über 100 Jahre Geschich-
te zurück und beliefert aktuell mit einem Rohrleitungsnetz von 6.500
Kilometer 185 Städte und Gemeinden im Regierungsbezirk Baye-
risch-Schwaben und in Randgebieten Oberbayerns mit Energie.

Im Unternehmensverbund sor-
gen 290 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter an sechs Standorten mit
viel Engagement für eine optimale
Betreuung vor Ort – ganz nach der
Devise „Wir sind da, wo unsere
Kunden sind“.

Der Energieversorger setzt auf
hocheffiziente Erdgastechnik und
fördert vor allem Mikro-Blockheiz-
kraftwerke, mit denen Privathaus-
halte oder Kleingewerbetreibende
Strom und Wärme dezentral erzeu-
gen können, selber, unabhängig,
zuhause. 

erdgas schwaben fördert den
Ausbau erneuerbarer Energien. In
vier regionalen Anlagen wird aus
heimischen Roh- oder Reststoffen
100 % umweltschonendes Bio-
Erdgas für Bayerisch-Schwaben
produziert. Bio-Erdgas ist CO2-
neutral und kann Erdgas 1:1 erset-
zen. Jedes Jahr fließen über 10 Mio.
Euro in den Ausbau erneuerbarer
Energien in der Region. Über

20.000 Haushalte können bereits
heute mit regenerativer Bio-Ener-
gie aus dem Hause erdgas schwa-
ben versorgt werden. 

Klimaschonendes Erdgas ist
langfristig verfügbar und kann mit
allen regenerativen Energien, wie
Solar- oder Windenergie, flexibel
kombiniert werden. 

Die Einspeisung erneuerbarer
Energien unterliegt Schwankun-
gen. Um diese ausgleichen zu kön-
nen und eine zuverlässige Strom-
versorgung rund um die Uhr sicher-
zustellen, werden neue Technologi-
en entwickelt. 

Eine dieser Technologien, Power
to Gas, dient der Speicherung von
Ökostrom, mittels Wasserstoff.
Anfang des Jahres ging eine Po-
wer-to-Gas-Anlage in Frankfurt
am Main in Betrieb. erdgas
schwaben ist maßgeblich an die-
ser Anlage beteiligt und produ-
ziert und vertreibt mit ihr jetzt
auch Wasserstoff.

Thüga-Gruppe:

Strom zu Gas-Anlage
nimmt offiziellen Betrieb auf

Einbindung derAnlage in die Energielandschaft gelungen 

München/Frankfurt am Main: „Speichertechnologien zu ent-
wickeln, ist eine der wichtigsten Herausforderungen für die Ener-
giewende, wenn die Integration von Wind- und Solarstrom gelingen
soll. Die beteiligten Unternehmen leisten mit ihrer innovativen An-
lage einen wichtigen Beitrag“, erklärte der hessische Wirtschafts-
minister Tarek Al-Wazir anlässlich der Inbetriebnahme der Strom
zu Gas-Demonstrationsanlage auf dem Gelände der Frankfurter
Mainova AG. Ende vergangenen Jahres hat die Anlage erstmalig
Wasserstoff in das FrankfurterGasverteilnetz eingespeist. Damit ist
sie bundesweit die Erste, die in Wasserstoff umgewandelten Strom
ins Gasverteilnetz einspeichert.

„Gemeinsam mit der regenerati-
ven Stromerzeugung und den in-
telligenten Netzen bilden Speicher
das Rückgrat der Energiewende.
Ich freue mich, dass unsere vier
beteiligten Unternehmen aus
Rheinland-Pfalz hier auch für un-
ser Bundesland wichtige Erfah-
rungen sammeln können“, betont
Eveline Lemke, rheinland-pfälzi-
sche Wirtschaftsministerin.

Partner

Zu den Projektpartnern gehören
insgesamt 13 Unternehmen aus
verschiedenen Bundesländern: die
badenova AG & Co. KG, Erdgas
Mittelsachsen GmbH, Energiever-
sorgung Mittelrhein GmbH, erdgas
schwaben gmbh, ESWE Versor-
gungs AG, Gasversorgung Wester-
wald GmbH, Mainova Aktien-
gesellschaft, Stadtwerke Ansbach
GmbH, Stadtwerke Bad Hers-
feld GmbH, Thüga Energienetze
GmbH, WEMAG AG, e-rp GmbH
sowie die Thüga Aktiengesell-
schaft als Projektkoordinatorin.

Dr. h.c. Petra Roth, Aufsichts-
ratsvorsitzende der Thüga Aktien-
gesellschaft und ehemalige Frank-
furter Oberbürgermeisterin, lobt das
gemeinsame Engagement: „Wenn
Kommunen und Stadtwerke ihre
Kräfte bündeln, dann ist das klug,
effizient und verantwortungsvoll.
Die Unternehmen der Thüga-Grup-
pe stehen dafür, zusammen Lösun-
gen zu entwickeln und umzusetzen,
und das für die gesamte Bandbreite
energierelevanter Themen - ange-
fangen bei der Erzeugung über
Energieeffizienz und Innovationen
bis hin zu Speichern und Netzen.“

Mit der erfolgreichen technolo-
gischen Abnahme der Anlage En-
de März 2014 durch die Projekt-
partner ist die Planungs- und Bau-
phase beendet. „Das war eine span-
nende Zeit für uns. Wir mussten die
stabile Funktionsweise einer so
noch nicht existierenden Anlage
nachweisen. Beispielsweise musste
das Zusammenspiel des Elektro-
lyseurs mit der Gasdruckregel-
mess- und Mischanlage einwand-
frei funktionieren“, so Michael Rie-
chel, Mitglied des Vorstands der
Thüga Aktiengesellschaft. 

Der Protonen-Austausch-Mem-
bran (PEM)-Elektrolyseur der Fir-
ma ITM Power ist das Kernstück
der Anlage. Er wandelt elektrische
Energie in chemisch gebundene
um und macht somit den Strom
speicherbar. Die Gasdruckregel-
mess- und Mischanlage sorgt dafür,
dass die Zumischung an Wasser-
stoff im Gasverteilnetz zwei Volu-
menprozent nicht überschreitet.

In der nun beginnenden drei-
jährigen Betriebsphase wird die
Anlage am Regelenergiemarkt
teilnehmen und negative Regelen-
ergie bereitstellen. Das heißt, be-
findet sich zu viel Strom im Netz,
wird die Lastabnahme des Elek-
trolyseurs auf Anforderung des
Übertragungsnetzbetreibers er-
höht. Die Anlage nimmt den über-
schüssigen Strom auf und wandelt
ihn in Wasserstoff um. Damit trägt
sie auch zur Stabilität des Strom-
netzes bei. 

Die Projektpartner testen zu-
sammen mit der DVGW-For-
schungsstelle und dem European
Institute for Energy Research die
Dynamik der Anlage. Dazu wer-

den kontinuierlich Parameter wie
Regelgeschwindigkeit (wie schnell
die Anlage hoch und runter gefah-
ren werden kann), Wirkungsgrad
und eventuelle Abnutzungser-
scheinungen gemessen und analy-
siert. Außerdem entwickelt das
Fraunhofer Institut für Solare En-
ergiesysteme eine Software für ei-
ne Echtzeit-Steuerung der Anlage.
Diese soll helfen, die Anlage in ein
zunehmend intelligentes Energie-
system zu integrieren. „Wir wollen
die Anlage so einbinden, dass sie
von selbst die Unterschiede zwi-
schen Stromerzeugung aus erneu-
erbaren Energien und Stromver-
brauch ausgleicht“, erklärt Riechel. 

Rahmenbedingungen
müssen stimmen

Angesichts der hohen zu spei-
chernden Energievolumina hat die
Strom zu Gas-Technologie eine
große Bedeutung. Nach einer Ana-
lyse der Thüga könnte der Spei-
cherbedarf in 2020 bei 17 Tera-
wattstunden (TWh) und in 2050
bereits bei 50 TWh liegen. Die
kommunalen Gasverteilnetze kön-
nen diese Mengen komplett auf-
nehmen. „Unsere Gasverteilnetze
könnten somit die Batterie der Zu-
kunft sein“, ist Riechel überzeugt. 

Damit die Strom zu Gas-Spei-
chertechnologie ihr volles Poten-
zial entfalten und Marktreife er-
reichen kann, bedarf es während 
der Erprobungs- und Marktein-
führungsphase der Technologie
zunächst einer noch zeitlich be-
grenzten Anschubfinanzierung in
Form staatlicher Investitionszu-
schüsse. Auch die Demonstra-
tionsanlage der Thüga-Gruppe
wird vom hessischen Ministerium
für Umwelt, Energie, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz ge-
fördert. Wichtig ist darüber hinaus
eine generelle gesetzliche Veran-
kerung dieser Technologie. So
sollten zum Beispiel die Betreiber
von Strom zu Gas-Anlagen bei
Nutzung überschüssigen erneuer-
baren Stroms unabhängig von der

weiteren Verwendung des Wasser-
stoffs von Letztverbraucherabga-
ben befreit werden. „Energiespei-
cher und damit auch die Strom zu
Gas-Technologie sind ein Schlüs-
sel zum Gelingen der Energiewen-
de. Für ihre Entwicklung brauchen
wir in Deutschland langfristig ein
zukunftsfähiges Marktmodell - wie
es zum Beispiel die Thüga-Gruppe
vorgestellt hat – und das einen wirt-
schaftlichen Betrieb der Energie-
speicher sichert“, fordert Riechel. 

Projektplattform:
Know-how und Kapital

In einer Projektplattform bün-
deln 13 Unternehmen der Thüga-
Gruppe ihr Know-how und Kapi-
tal, um gemeinsam in die Ent-
wicklung der Strom zu Gas-Spei-
chertechnologie zu investieren. Im
Fokus steht die Prüfung der Pra-
xistauglichkeit der Strom zu Gas
Technologie. Die Unternehmen
sind überzeugt, dass diese langfri-
stig das größte Potential hat, die
überschüssigen Mengen an rege-
nerativen Energien zu speichern.

Von links: Martin Schüler (Technischer Leiter Stadtwerke Ansbach), Markus Last (Hauptabteilungs-
leiter Thüga Aktiengesellschaft), Roland Moritzer (Geschäftsführer Stadtwerke Ansbach GmbH),
Sina Eckenfels (e-rp Alzey GmbH), Prof. Dr. Peter Birkner (Mitglied des Vorstands der Mainova AG),
Friedrich Hülsenbeck (Abteilungsleiter Netzwirtschaft Erdgas Mittelsachsen GmbH), 
Dr. Constantin H. Alsheimer (Vorstandsvorsitzender Mainova Aktiengesellschaft), Uwe Becker (Auf-
sichtsratsvorsitzender Mainova Aktiengesellschaft), Phil Doran (Geschäftsführer ITM), Eveline 
Lemke (Wirtschaftsministerin Rheinland-Pfalz), Tarek Al-Wazir (WirtschaftsministerHessen), Dr. h.c.
Petra Roth (Aufsichtsratsvorsitzende Thüga Holding GmbH & Co. KGaA), Dr. Peter Missal (Techni-
scher Geschäftsführer e-rp gmbH), Georg Radlinger (Leiter Erneuerbare Energien und Innovation
erdgas schwaben gmbh), Dieter Sommerhalter (Leitung Dispatching Erdgas Wasser Abwasser
badenova NETZ GmbH), Michael Riechel (Mitglied des Vorstandes der Thüga Aktiengesellschaft),
Jörg Höhler (Mitglied des Vorstandes ESWE Versorgungs AG), Andreas Weiland (Energieversorgung
Mittelrhein GmbH), Ralf Schodlock (Vorstandsvorsitzender ESWE Versorgungs AG), Markus Gute
(Geschäftsführer Thüga Energienetze GmbH), Josef Rönz (Vorsitzender der Geschäftsführer der
Energieversorgung Mittelrhein GmbH).

Zu diesem Zweck entwickeln,
bauen und betreiben die Unterneh-
men über mehrere Jahre (2012 –
2016) gemeinsam eine eigene De-
monstrationsanlage in Frankfurt
am Main. Die Anlage wandelt
Strom in Wasserstoff um und spei-
chert diesen dann in das Gasver-
teilnetz ein. Insgesamt werden sie
über 1,5 Millionen Euro investie-
ren. Gefördert wird das Projekt

vom hessischen Ministerium für
Umwelt, Energie, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz. Im An-
schluss an die erste Phase ziehen
die Projektteilnehmer ein zweites
Projekt in Betracht, in der aus
Wasserstoff und Kohlenstoffdio-
xid synthetisches Methan erzeugt
und eingespeist werden soll. 
Weitere Info unter www.szg-
energiespeicher.de

Stromversorgung für
künftige Generationen sichern
Flexible Stromerzeugung aus Biomasse soll sich auch für die Betrei-
ber kleiner Biogasanlagen lohnen. Das forderte die Arbeitsgruppe
Junge Gruppe der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag nach ei-
nem Fachgespräch mit dem Vorstandsvorsitzenden der BayWa AG,
Prof. Klaus Josef Lutz.

Nur durch die intelligente und
effiziente Vernetzung dezentraler
Erzeugungseinheiten könne das
langfristige Gelingen der Ener-
giewende zum Wohle der nach-
folgenden Generationen in Bay-
ern sichergestellt werden.

„Flexibel betriebene Biogasan-
lagen können eine zentrale Rol-
le im Energiemix der Zukunft
einnehmen“, betonte Dr. Martin
Huber, Vorsitzender der Arbeits-
gruppe Junge Gruppe der CSU-
Fraktion im Bayerischen Land-
tag. Durch die Erhöhung der in-
stallierten Leistung von Biogas-
anlagen und die Schaffung von
Gasspeicherkapazitäten könnten

sie Strom bedarfsgerecht bereit-
stellen und so das Stromnetz
der zukünftigen Generation 
sichern.

Der Erhalt der Flexibilitätsprä-
mie sei bereits ein wichtiger
Schritt gewesen, so Dr. Huber
weiter. Bayern hatte sich in Berlin
erfolgreich dafür eingesetzt. Für
das langfristige Gelingen der En-
ergiewende und die Gewährlei-
stung einer dezentralen Energie-
versorgung seien aber noch wei-
tere Anstrengungen nötig. Insbe-
sondere sollten weitere Flexibi-
litätsoptionen für das Stromsy-
stem geprüft und auf den Weg ge-
bracht werden.
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Firma Michael Egger GmbH u. Co. KG

Anschrift der Firma Lauterbachstraße 31
84307 Eggenfelden

Branche Einzelhandel (ohne Handel mit KFZ)

Erfassungsdatum 28.05.2009

Abwärmesenke

Firma Bäckerei Bachmeier GmbH & Co. KG

Anschrift der Firma Lauterbachstraße 40
84307 Eggenfelden

Branche Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln

Erfassungsdatum 16.02.2009

Wirkradius (m) 2.000

Wärmeträger Abgas

Temperaturbereich (von - bis in °C) 250

Abwärmemenge (MWh / Jahr) 3.973

Abwärmeleistung (von - bis in kW) 1.186

Betriebsdauer (von - bis in Stunden) 3.350

Details zur Betriebsdauer
Wärmeträger 1 bis 3: Ganzjährig
1. Jan. - 31. Dez.
Mo. - So.

Abwärmequelle

Generalplaner

Architektur
und Konstruktion

Moderne
Gebäudetechnik

Tiefbau

Baumanagement

Umwelt- und Ver-
fahrenstechnologien

PLUSPunkte

Denkmodelle

COPLAN AG
Hofmark 35, 84307 Eggenfelden
Tel.: +49 (08721) 705-0 
E-Mail: info@coplan-online.de, www.coplan-ag.de
Berlin • Deggendorf • Dingolfing • Leipzig • Mühldorf
München • Nürnberg • Passau • Regensburg • Weiden

Wir entwickeln Lebensräume

ENERGIE
Potentiale

Besuchen Sie uns am 26. Juni 2014

auf dem 7. Energieforum der

Bayerischen GemeindeZeitung

im Bürgerhaus Garching bei München.

Nehmen Sie die
Energiewende in die Hand

Informieren Sie sich unter � www.bayernlabo.de

Mit dem Energiekredit Kommunal Bayern fördern

wir die energetische Sanierung Ihrer Gebäude der

kommunalen und sozialen Infrastruktur.

Das Förderinstitut der BayernLB

Blick auf die große Projektionswand in der Landshuter Zentral-
warte. Von dort aus werden die Wasserkraftwerke überwacht.

Zentralwarte für Wasserkraftwerke in Landshut:

Garant für effiziente
Überwachung und Steuerung

GZ-Ortstermin bei E.ON Kraftwerke GmbH

Seit Mai 2011 betreibt die E.ON Kraftwerke GmbH in Landshut
eine Zentralwarte für ihre deutschen Wasserkraftwerke. Bei ei-
nem Ortstermin mit der Bayerischen GemeindeZeitung erläuter-
ten Theodoros Reumschüssel (Pressesprecher Wasserkraft), Rich-
ard Agerer (Referent Umwelt und Politik) sowie Hans-Peter Ernst
(Leiter Produktionsmanagement Hydro) die Funktionsweise die-
ser „Leitstelle“, deren Ziel es ist, eine effiziente Steuerung der
Stromerzeugung und eine sichere Wasser- und Betriebsführung
auch in Notfallsituationen zu erreichen.

Die E.ON-Kraftwerke GmbH
betreibt bundesweit 110 Lauf-
wasser- und Speicherkraftwerke.
Ursprünglich wurden diese Anla-
gen von regionalen Warten de-
zentral überwacht und gesteuert.
Bereits nach dem August-Hoch-
wasser 2005 hatte E.ON jedoch
nach Möglichkeiten gesucht, den
Hochwasserschutz und die über-
greifende Steuerung des Wasser-
flusses bei Hochwasser zu ver-
bessern, da die dezentrale Steue-
rung der Wasserkraftwerke in
punkto Information, Datenver-
fügbarkeit und Koordination, 
z. B. mit Krisenstäben, damals an
ihre Grenzen gestoßen war. 

Neun Jahre später werden aktu-
ell von der Zentralwarte in Lands-
hut die Kraftwerke an Donau, Isar
und Lech überwacht und gesteu-
ert. Geplant ist, bis zum Jahr 2016
die Wasserkraftwerke am Main

und am Edersee zu integrieren.
Nach Darstellung von Hans-Peter
Ernst liegt das Augenmerk nicht
nur auf dem Betrieb der Kraft-
werke, sondern auch auf einer si-
cheren Wasserabfuhr. So muss
beispielsweise an der Schiff-
fahrtsstraße Donau der Pegel-
stand konstant gehalten werden,
um einen reibungslosen Schiffs-
verkehr zu gewährleisten. 

Kurze Wege

Kurze Wege ermöglichen in
der Landshuter Zentralwarte eine
schnelle Abstimmung. Bis zu ei-
nem halben Dutzend Mitarbeiter
überwachen mittels moderner
Technik die Wasserkraftwerke
und prüfen bzw. reagieren auf Er-
eignisse im Wasser-, Strom- oder
Datenfluss. Das heißt, es werden
Pegelstände und Stromproduk-

tion bzw. Netzdienstleistungen im
Auge behalten und situations-
abhängig werden wichtige Kom-
ponenten wie beispielsweise
große Maschinensätze, Pumpen
oder Wehrklappen eingestellt
oder Maßnahmen an Ort und
Stelle veranlasst.

Auf einer großen Projektions-
wand wird laut Produktionsma-
nager Ernst mit einem einheitli-
chen Farbschema der Zustand der
Kraftwerke und der einzelnen
Turbinen dargestellt. Durch die
großflächige Darstellung und gra-
phische Aufbereitung sind auch
komplexe Zusammenhänge auf
einen Blick erfassbar. Außerdem
werden die Wasserhöhe und der
Durchfluss an jeder Staustufe an-
gezeigt. Im Falle eines Hochwas-
sers können so zum Beispiel
Scheitelpunkte einer Flutwelle im
Flussverlauf verfolgt und Stau-
wehre im richtigen Moment
geöffnet bzw. geschlossen wer-
den, um – soweit möglich - etwa
ein zeitliches Zusammentreffen
zweier Scheitelwellen zu vermei-
den.

Projektionswand

Weitere Flächen der Projek-
tionswand werden im Normalbe-
trieb beispielsweise für die aktu-
elle Wettersituation, die Stromer-
zeugung oder den Börsenstrom-
preis genutzt, so Ernst. Mit diesen
Informationen können die Mitar-
beiter entscheiden, ob – je nach
Wasserstand, Strombedarf und -
preis – Turbinen einzelner Kraft-
werke zugeschaltet werden. Das
Personal in der Zentralwarte steht
in regelmäßigem Kontakt mit den
Wetterdiensten, dem Hochwas-
sernachrichtendienst, neun Was-
serwirtschaftsämtern sowie fünf
Wasserschifffahrtsämtern. Auf
diese Weise ist man in der Lage,
die Produktion der Kraftwerke
für ca. zwei Tage vorherzusagen
und zu vermarkten. 

Apropos Hochwasser: Ihre er-
ste Bewährungsprobe in einer
Extremsituation hat die Zentral-
warte bei der „Jahrhundertflut“
im Juni 2013 bestanden. Damals
hatte tagelanger heftiger Regen
den Wasserstand von Donau,
Lech und Isar stark steigen und
bereits mehrere Flüsse über die
Ufer treten lassen. Um den Was-
serfluss besser zu steuern und den
weiteren Verlauf des Hochwas-
sers eher einschätzen zu können,
stand die Zentralwarte in ständi-
gem Kontakt zum bayerischen
Hochwassernachrichtendienst
und den beteiligten Behörden.

Bewährungsprobe

Dabei wurde erkannt, dass die
Scheitelwelle des Donau-Hoch-
wassers mit jener des Isar-Hoch-
wassers zusammenzutreffen
drohte. Aufgrund der gemeinsa-
men Darstellung der Wasserstän-
de von Donau und Isar auf der Vi-
deowand der Leitstelle konnte der
Verlauf der Scheitelwelle verfolgt
und in Abstimmung mit den be-
teiligten Behörden eingegriffen
werden. Um das Hochwasser ein
wenig zu vergleichmäßigen, wur-
den Stauräume genutzt und der
Abfluß in der unteren Isar zeitlich
entzerrt. Somit gelang es, dämp-
fend auf die Spitze der Donau-
Scheitelwelle einzuwirken. 

Zwar sei es nicht möglich, ein
derartiges Hochwasser-Szenario
aufzuhalten, jedoch könne man
versuchen, mit optimaler techni-
scher Unterstützung, verlässli-
chen Daten aus den einzelnen
Kraftwerken und intensiver Ab-
stimmung noch Schlimmeres zu
verhindern, erläuterte Hans-Pe-
ter Ernst.

Wie wichtig die nachhaltige,
heimische und regenerative Ener-
giequelle Wasserkraft mit zahlrei-
chem Zusatznutzen von Hoch-
wasserschutz bis Naherholung
und der Stabilisierung des Strom-
netzes  ist, verdeutlichte Umwelt-
und Politikreferent Agerer. Vor
dem Hintergrund, dass Strom aus
Sonne und Wind die Netzbetrei-
ber vor immer größere Heraus-
forderungen stellt, sei die Wasser-
kraft als einzig regelbare erneuer-
bare Stromerzeugungsart ein un-
verzichtbarer Partner. In diesem
Zusammenhang stellten Pump-
speicherkraftwerke derzeit die
einzige großtechnisch verfügbare
und seit Jahrzehnten bewährte
Stromspeichertechnologie dar.
Innerhalb weniger Sekunden
seien sie in der Lage, Regelener-
gie bereitzustellen und damit
das Energienetz zu stabilisieren,
um Stromausfälle zu vermei-
den. Pumpspeicherkraftwerke
stellten damit einen idealen
Partner der anderen Erneuerba-
ren Energien dar.

Netzstabilität im Fokus

„Wenn jedoch genügend Wind
weht und ausreichend Sonne
scheint, kann die Wasserkrafter-
zeugung gemäß des gesetzlichen
Einspeisevorrangs für Strom aus
Wind und Sonne gedrosselt wer-
den - obwohl das Wasser dann
am Kraftwerk ungenützt vorbei-
fließt“, merkte Hans-Peter Ernst
an. Angesichts der immer größer
werdenden Kapazität der Strom-
erzeugung aus Wind und Sonne
werde die für die Versorgungssi-
cherheit notwendige Netzstabi-
lität zunehmend wichtiger. „Un-
sere schwellfähigen Kraftwerke
z. B. am Lech helfen bei der Lö-
sung“, betonte der Produktions-
Manager. Hier werde der zulässi-
ge Rahmen des flexiblen Betriebs

zum Ausgleich von aktuellem
Strombedarf und der schwanken-
den Einspeisung aus Wind und
Sonne ideal genutzt.

Die Lechstaustufen oberhalb
Augsburg wurden für den Schwell-
betrieb geplant, genehmigt und
entsprechend errichtet. Mit dieser
seit Jahrzehnten praktizierten Be-
triebsweise werde die Erzeugung
von Strom dem Tagesgang des
Strombedarfs bestmöglich an-
geglichen. Während Wind und
Sonne unabhängig vom Strombe-
darf Energie ins Netz einspeisen,
könnten die flexiblen Wasser-
kraftanlagen die Erzeugung kurz-
fristig an den aktuellen Bedarf an-
passen. 

Ökologie und Ökonomie

Besonders in sensiblen Berei-
chen bemüht sich E.ON mit ver-
schiedenen Partnern seit vielen
Jahren um Kompromiss-Lösun-
gen, um so Ökologie und Ökono-
mie zum Ausgleich zu bringen.
Weitere Verbesserungen zur Ge-
wässerökologie wie die Anlage

von Kiesbänken als Laichplätze
für Fische seien in gemeinsamen
Aktionen von Wasserwirtschaft,
Fischereivereinen und E.ON er-
folgreich umgesetzt worden.

Grundsätzlich jedoch vermisse
er die Ausgewogenheit in der 
aktuellen energiewirtschaftli-
chen Diskussion, hob Ernst her-
vor: „Auf der einen Seite wird
der Natur- und Artenschutz groß
geschrieben und auf der anderen
Seite wird leider vernachlässigt,
dass die Wasserkraft seit jeher
auch einen ökologischen Wert
im Gesamtsystem der Stromer-
zeugung für unsere Volkswirt-
schaft hat.“

Hohe Akzeptanzwerte

Reumschüssel wies schließlich
darauf hin, dass die Stromerzeu-
gung aus Wasserkraft in Mei-
nungsumfragen wie zum Beispiel
in dem 2013er Energiekompass
der IGBCE regelmäßig sehr gute
Akzeptanzwerte von 80 bis 90 %
erreicht und damit gesellschaft-
lich sehr akzeptiert sei. DK

Ausbau des Erdgasspeichers 7Fields:

Mehr Versorgungssicherheit 
Aufstockung sichert Jahresverbrauch

von 800.000 Haushalten ab

E.ON nahm am 1. April 2014 die 2. Ausbaustufe des Gasspeichers
7Fields in Oberösterreich und Salzburg in Betrieb und erhöhte da-
mit das Speichervolumen auf 1,85 Milliarden Kubikmeter. Der
Erdgasspeicher schafft maximale Flexibilität für die E.ON-Kunden
durch seine Anbindung an das deutsche und österreichische Netz.
E.ON Gas Storage GmbH wird damit zum zweitgrößten Vermark-
ter von Speicherkapazitäten in Österreich.

Nach der Inbetriebnahme des
Gasspeicherverbunds 7Fields im
Jahr 2011 erfolgte mit der Inbe-
triebnahme der 2. Ausbaustufe
am 1. April 2014 eine Aufsto-
ckung des Arbeitsgasvolumens
um 685 Millionen Kubikmeter.
Damit vermarket E.ON Gas Sto-
rage GmbH ein Gesamtvolumen
von 1,73 Milliarden Kubikmeter
und ermöglicht ihren Kunden in
Deutschland und Österreich ei-
ne hohe Verfügbarkeit und sehr
flexible Nutzung. Mit der Auf-
stockung der Speicherkapazi-
tät kann E.ON Gas Storage den
Gas-Jahresverbrauch von über
800.000 Haushalten absichern.

Grenzüberschreitende 
Nutzung

„In einem schwierigen Markt-
umfeld bieten wir innovative und
individuelle Speicherdienstlei-
stungen an, um unsere Kunden
bei ihrer Portfolio-Optimierung
bestmöglich zu unterstützen“, er-
läutert Nicole Otterberg Ge-
schäftsführerin der E.ON Gas
Storage GmbH die Investitions-
entscheidung für die 2. Ausbau-
stufe. „Der Speicher 7Fields stellt
ein in Europa einzigartiges Bin-
deglied zwischen verschiedenen

Märkten dar und ermöglicht auch
eine grenzüberschreitende Spei-
chernutzung“, erklärt Michael
Schmöltzer, Leiter der öster-
reichischen Niederlassung der
E.ON Gas Storage.

Realisiert wurde dieses Spei-
cherprojekt als Joint Venture der
E.ON Gas Storage GmbH (EGS)
und der Rohöl-Aufsuchungs Ak-
tiengesellschaft (RAG), die auch
als technischer Betreiber fungiert.

Hintergrund

E.ON Gas Storage ist im
E.ON-Konzern für Bau und Be-
trieb von Untertage-Gasspeichern
sowie für das europäische Spei-
chergeschäft und die Versorgung
der europäischen Märkte mit
Speicherkapazität zuständig. Das
Unternehmen bündelt die jahr-
zehntelange Erfahrung und alle
Kompetenzen für die Speiche-
rung von Gas innerhalb des
E.ON-Konzerns und verfügt über
Speicherkapazitäten an insgesamt
17 Untertage-Gasspeicher in
Großbritannien, Deutschland und
Österreich. Europaweit beläuft
sich die Arbeitsgaskapazität auf
über acht Milliarden Kubikmeter.
Weitere Informationen unter:
www.eon-gas-storage.com
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Genießen Sie mit uns 
        die schöne Aussicht – 
 auf gemeinsame 
   Zukunftsperspektiven.

Energie Südbayern
Regionaler Partner der Kommunen

Energie Südbayern GmbH

Seit 50 Jahren Energieversorger der Region. Unsere Leistungen: 
 Entwicklung zukunftsweisender Energielösungen
 Intelligente Energiekonzepte für Städte und Gemeinden
 Sichere und strukturierte Energiebeschaffung und -lieferung 
 Individuelle Beteiligungsmodelle

Erfahren Sie mehr unter www.esb.de

ESB Wärme investiert in
regionale Contracting-Projekte
Deraktuelle und zukünftige Energiemarkt und nicht zuletzt die En-
ergiewende stellen Verbraucher, Unternehmen und Kommunen
vor immer neue Herausforderungen. Mit insgesamt rund 10 Mil-
lionen Euro unterstützt die ESB Wärme GmbH 2013 und 2014 den
Baustein der dezentralen Energieerzeugung in ihrer südbayeri-
schen Heimatregion und erarbeitet leistungsfähige, an den lokalen
Gegebenheiten und Bedürfnissen ausgerichtete Lösungen in Sa-
chen Contracting und Wärme-/Kältedienstleistung. 

Rund fünf Millionen Euro an
Investitionen flossen 2013 durch
die ESB Wärme GmbH in Projek-
te rund um die dezentrale Wär-
meerzeugung, auch 2014 wird
sich die Investitionssumme auf
diesem hohen Niveau bewegen.
Die auf Contractinglösungen und
Wärmedienstleistungen speziali-
sierte Tochtergesellschaft der En-
ergie Südbayern GmbH setzt hier
besonders auf die bewährte Tech-
nologie der Kraftwärmekopplung
und realisiert zukunftsweisende
Technologieprojekte.

„Die komplexen Aufträge in
diesem Bereich werden für ver-
schiedenste Kunden an unter-
schiedlichen Standorten in unserer
südbayerischen Heimatregion um-
gesetzt“, erklärt Bernhard Reith,
Geschäftsführer von ESB Wärme,
„dazu zählen beispielsweise der
ASTO-Gewerbepark Oberpfaf-
fenhofen mit Wärme- und Kälte-
versorgung, das Bayerische Rote
Kreuz mit acht lokalen Projekten,
diverse regionale Hotelbetreiber
oder auch Schloss Elmau am Fuße
des Wettersteingebirges, wo wir
ein BHKW realisieren.“

In Wolfratshausen beantwortete
ESB Wärme die Frage nach der

zukunftsweisenden Heizwärme-
versorgung eines gesamten neu 
erschlossenen Wohngebiets mit
dem Bau eines regenerativen
Nahwärme-Projekts: 45 Einfa-
milienhäuser und 35 Wohnein-
heiten werden mit regenerativer
Wärme aus einem Biomethan-
BHKW und zwei Pellets-Heiz-
kesseln versorgt.

In Geretsried wird die Versor-
gung der örtlichen Baugenossen-
schaft bereits seit mehreren Jah-
ren über zwei Erdgas-Kessel und
ein Biomethan-BHKW sicherge-
stellt. Das erfolgreiche Leucht-
turm-Projekt nimmt Teil an einem
virtuellen Kraftwerk und wird zur
Einspeisung zugeschaltet, wenn
Bedarf an Strom beispielsweise
durch den Ausfall von Solar- oder
Windkraft entsteht. 

Bernhard Reith resümiert:
„Durch die individuelle Planung
unserer Projekte im Bereich Con-
tracting und Energiedienstleistung
sowie unseren stetigen Fokus auf
Wirtschaftlichkeit und lokale Be-
dürfnisse tragen wir mit unseren
Projekten sowohl zum Klima-
schutz als auch zum zukunftsge-
richteten Ausbau der Energiever-
sorgung unserer Region bei.“

Bayerisch-Schwaben:

Lechwerke machen Verteilnetz
fit für die Zukunft 

Ausbau der erneuerbaren Energien erfordert hohe Investitionen in Netzinfrastruktur

Im laufenden Jahr 2014 investiert die LEW-Gruppe 81 Millionen 
Euro in Bayerisch-Schwaben. „Der Löwenanteil davon entfällt auf
den Aus- und Umbau unseres Verteilnetzes“, erläuterte Vorstands-
mitglied Dr. Markus Litpher auf der diesjährigen Hauptversamm-
lung der Lechwerke AG. „Damit schaffen wir die Voraussetzungen,
um die wachsenden Strommengen aus Sonne, Biomasse und Wind
in unser Netz aufzunehmen und weiterhin eine hohe Versorgungs-
sicherheit zu gewährleisten.“

In diesem Jahr wird die LEW
Verteilnetz GmbH (LVN) ihre
Netzbaumaßnahmen in der Regi-
on weiter verstärken: rund 5.000
Einzelprojekte zum Ausbau und
zur Modernisierung der Netzinfra-
struktur werden durchgeführt. 

Sie umfassen insgesamt 320
Kilometer Leitungen im Mittel-
und Niederspannungsnetz, 18
Kilometer Hochspannungslei-
tungen, 37 Umspannwerke und
Schaltanlagen sowie 210 Orts-
netzstationen.

Schwerpunkt

Investitionsschwerpunkt ist da-
bei der Ausbau der Verteilnetze in
den ländlichen Regionen. Denn
nicht in den Städten, sondern auf
dem Land sammeln die Verteilnet-
ze rund 80 Prozent des dezen-
tral erzeugten Stroms in Deutsch-
land ein. Allein im vergangenen
Jahr gingen im Netzgebiet der
Lechwerke rund 5.500 neue Anla-
gen zur Stromerzeugung aus er-
neuerbarer Energie in Betrieb. Ins-
gesamt speisen inzwischen über
65.500 EEG-geförderte dezentrale
Erzeugungsanlagen mit einer Ge-
samtleistung von rund 1.800 Me-

gawatt in das LEW-Stromnetz ein. 
„Der von den EEG-Anlagen er-

zeugte Strom wird zum größ-
ten Teil in das Mittel- und Nieder-
spannungsnetz eingespeist. Diese 
Netzebenen müssen heute erheb-
lich höhere Strommengen trans-
portieren und auch dann zuverläs-
sig funktionieren, wenn die Strom-
produktion aus Sonne und Wind je
nach Witterung extrem schwankt“,
sagte Norbert Schürmann, Vor-
standsmitglied der Lechwerke AG.
„Der Aufbau und die Steuerung
der Stromnetze entwickeln sich
immer mehr zu einer hochkom-
plexen Aufgabe.“

Aus- und Neubau 
von Umspannwerken

Einen zweiten Schwerpunkt der
Netzinvestitionen bildet der Aus-
und Neubau von Umspannwer-
ken. Leistungsfähige Transforma-
toren zwischen den verschiedenen
Spannungsebenen sind entschei-
dend für eine dezentrale, nachhal-
tige Energieversorgung der Regi-
on. In Oberauerbach, in Ichenhau-
sen und in Stadtbergen zum Bei-
spiel werden 2014 bestehende An-
lagen mit stärkeren Transformato-

ren ausgerüstet. Neue Umspann-
werke errichtet LVN unter ande-
rem in Leupolz bei Kempten. 

Weitere Aktivitäten

Zusätzlich setzt das Unterneh-
men seine Aktivitäten zur Mo-
dernisierung des Hochspan-
nungsnetzes fort: Dazu zählt bei-
spielsweise die bereits begonne-
ne Erneuerung der 110-Kilovolt-
Leitung zwischen Memmingen
und Meitingen. Mehrere Millio-
nen Euro fließen zudem in die
Modernisierung der Hochspan-
nungsleitungen bei Harburg und
Vöhringen.

Energie Südbayern:

Umfassendes 
Investitionsprogramm

Die Energie Südbayern GmbH unterstützt ihre ober- und nieder-
bayerische Heimatregion wieder mit hohen Investitionen im Ener-
giebereich. Im Mittelpunkt des umfangreichen, insgesamt rund 70
Millionen Euro umfassenden Investitionsprogramms des regional
verwurzelten Energiedienstleisters steht insbesondere die Erweite-
rung des regionalen und lokalen Erdgasnetzes sowie die Realisie-
rung dezentraler Wärmeerzeugungsprojekte.

Mit Investitionssummen von
insgesamt rund 70 Millionen Eu-
ro in den Jahren 2013 und 2014
stärkt Energie Südbayern ihre
Versorgungsregion. „Dies spie-
gelt die hohe Nachfrage bei Pri-
vathaushalten, Gewerbe und
Kommunen nach dem wirt-
schaftlichen, effizienten und um-
weltverträglichen Energieträger
Erdgas wider“, erläutert Werner
Bähre, Geschäftsführer von En-
ergie Südbayern, „insgesamt ist
ein äußerst positiver Trend zum
Erdgas zu verzeichnen.“ 

Ein Großteil der Investitions-
summen kommt gezielt dem Aus-
bau des Erdgasnetzes im süd-
bayerischen Raum zugute, das
durch die Tochtergesellschaft En-
ergienetze Bayern GmbH betrie-

ben wird. „Hier wurden allein in
2013 für insgesamt 26 Millionen
Euro neue Leitungen verlegt so-
wie bestehende Leitungen ver-
stärkt oder erneuert“, ergänzt An-
ton Erb, Geschäftsführer von
Energienetze Bayern, „im lau-
fenden Jahr sind erneut Investi-
tionen von rund 34 Millionen
Euro in das Erdgasnetz geplant.“
Weitere 10 Millionen Euro an
Investitionen fließen zusätzlich
in Projekte rund um die dezen-
trale Wärmeerzeugung, umge-
setzt durch die ESB Wärme
GmbH, eine auf Contracting-Lö-
sungen und Wärmedienstleistun-
gen spezialisierte Tochtergesell-
schaft von Energie Südbayern.

„Im letzten Jahr hat sich die An-
zahl neuer Hausanschlüsse mit
rund 4.000 im Vergleich zum
Stand vor etwa drei Jahren fast
verdoppelt“, betont Werner Bähre,
„hier kommen gleich mehrere
Faktoren zusammen: Aufgrund
der guten wirtschaftlichen Ent-
wicklung gibt es in Südbayern ei-
nen deutlichen Zuwachs an Neu-
bauten und zugleich auch Sanie-
rungen von Heizungen. Hiervon
profitiert Erdgas als bevorzugter
Energieträger mit Abstand am
stärksten.“ 

Branchenstudien belegen den
kontinuierlichen und anhaltenden
Anstieg der Beliebtheit von Erd-
gas im Wärmemarkt, sowohl im
Privat- als auch im Firmensektor.
Energie Südbayern schloss in den
vergangenen Jahren erfolgreich
zahlreiche Betriebe aus verschie-
densten Branchen neu an das Erd-
gasnetz an, darunter Kliniken, Zie-
geleien, Brauereien, ein Werk-
gelände der Audi AG und ganze
Gewerbegebiete. Das gesamte
Versorgungsgebiet konnte zuletzt
um insgesamt 14 neue Gemeinden
erweitert werden. Grundlage dafür
sind Leitungsbaumaßnahmen von
ca. 100 Kilometern bis Ende 2014
– eine zukunftsträchtige Investi-
tion in die Region und ihre
zukünftige Entwicklung.

Mit dem Helikopter für Versorgungssicherheit 
Die LEWVerteilnetz GmbH (LVN) führt derzeit in ihrem Netzgebiet
sogenannte Leitungsbefliegungen durch. Dabei werden Mittel- und
Hochspannungsleitungen mit einem Helikopter abgeflogen und auf
Auffälligkeiten odermögliche Schäden überprüft. Die Leitungsbeflie-
gungen finden im regelmäßigen Turnus statt. Dafürchartert derNetz-
betreiber einen Hubschrauber inklusive Pilot. Dieser führt dann ge-
meinsam mit zwei Leitungsexperten derLVN die Kontrollflüge durch. 

Der Helikopter fliegt langsam
mit ca. 20 bis 30 km/h parallel zur
Stromleitung, während ein LVN-
Mitarbeiter die Masten und die Lei-
terseile begutachtet. Sein Kollege
an Bord erhält über einen Laptop
mit GPS-Ortung den genauen
Standpunkt, um die Masten exakt
zu benennen und notiert eventuelle
Auffälligkeiten oder Schäden. 

Neben möglichen Schäden an
Masten, Isolatoren und Leitersei-
len werden beispielsweise auch
Vogelnester an kritischen Stellen,
Baumannäherungen, Spechtlöcher
oder Gegenstände in den Strom-

leitungen (z. B. Luftballons oder
Drachenschnüre) notiert. Im 
Nachgang werden die festgestell-
ten Probleme gezielt behoben.

Störungsursachen
frühzeitig erkennen

Durch die Kontrollen können
potentielle Störungsursachen früh-
zeitig erkannt und beseitigt wer-
den. Neben den Befliegungen en-
gagiert sich die LEW Verteilnetz
GmbH mit zahlreichen weiteren
Maßnahmen für die Versorgungs-
sicherheit. Allein im Geschäftsjahr

2013 hat LVN mehr als 45 Millio-
nen Euro für den Erhalt des Strom-
netzes aufgewendet, unter ande-
rem im Rahmen von Erneuerungs-
und Instandhaltungsmaßnahmen. 

Die Anstrengungen zahlen sich
nachweisbar aus. Der so genannte
SAIDI-Wert belegt, dass LVN eine
überdurchschnittlich hohe Versor-
gungszuverlässigkeit bietet. Jähr-
lich sind Kunden durchschnittlich
nur 12 Minuten außerplanmäßig
ohne Strom. Das sind rund vier Mi-
nuten weniger als der Bundes-
durchschnitt. Der SAIDI-Wert wird
jährlich bundesweit von jedem
Netzbetreiber erhoben. Er bezeich-
net die Unterbrechungsdauer in
Minuten pro Jahr eines Netzkun-
den. In den vergangenen fünf Jah-
ren lag der Wert für das Netzgebiet
der LVN stets unter dem Bundes-
durchschnitt.

Forderung des Bayerischen Gemeindetags:

Umsetzbares Konzept zum
Ausbau der Stromnetze in Bayern

Der Bayerische Gemeindetag fordert die Bayerische Staats-
regierung auf, ein tragfähiges Konzept für den Ausbau der
Stromnetze im Freistaat vorzulegen. 

Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl: „Wenn die Bayeri-
sche Staatsregierung verhindern will, dass aus Braun- und Stein-
kohlekraftwerken aus Mittel- und Norddeutschland gewonnener
Strom in den Freistaat fließt und stattdessen auf noch zu errich-
tende süddeutsche Gaskraftwerke setzt, muss sie hierfür ein trag-
fähiges, insbesondere umsetzbares Konzept vorlegen. Bayerns
Stromkunden wollen wissen, ob ein solches süddeutsches Ver-
sorgungskonzept wirtschaftlich tragfähig ist. Speziell aber wol-
len die Bürgerinnen und Bürger wissen, welche Auswirkungen
ein solches Modell auf die künftigen Strompreise in Bayern hat.
Möglichst günstige Strompreise sind insbesondere für den länd-
lichen Raum von essentieller Bedeutung.“

Den Sorgen der Bevölkerung Rechnung tragen

Darüber hinaus weist der Bayerische Gemeindetag darauf hin,
dass nach der derzeit geltenden Rechtslage für die vorgesehenen
mindestens acht Ausbauvorhaben für Hochspannungsleitungen, die
den Freistaat betreffen, nur sehr geringe Abstände der Trassen von
der Wohnbebauung geplant sind. Dem Beispiel anderer Bundeslän-
der folgend sollten raumordnungsrechtliche Mindestabstände zur
Wohnbebauung festgesetzt werden. 

Brandl: „Wir regen an, im bayerischen Landesentwicklungs-
programm Aussagen zu Mindestabständen zur Wohnbebauung
aufzunehmen. Dadurch könnte der Sorge weiter Teile der Bevöl-
kerung vor Gesundheitsgefahren aufgrund elektrischer und ma-
gnetischer Felder, die von Stromleitungen ausgehen, Rechnung
getragen werden.“
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EUROFORUM-Jahrestagung „Stadtwerke 2014“:

Akteur im Umbruch
Die Stadtwerke stehen wie kaum ein anderer Akteur in der En-
ergiebranche im Spannungsfeld von Chancen und Risiken. Im
Rahmen der 18. EUROFORUM-Jahrestagung „Stadtwerke
2014“ in Berlin  wurden vor allem die Bedeutung der Energie-
wende und die Novellierung des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes (EEG) ausführlich dargestellt und diskutiert. Hierzu ka-
men an drei Tagen über 450 Teilnehmer, 40 Referenten sowie
40 Aussteller nach Berlin. Letztere präsentierten ihre Lösun-
gen aus den Bereichen Technologie, Mobilität, Kommunikati-
on, Management, Finanzen und Service.

„Die Energiewende ist ein rie-
siger, fundamentaler Transforma-
tionsprozess, bei dem sich die
Stadtwerke neu erfinden müs-
sen“, erläuterte Dr. Urban Rid,
Abteilungsleiter im Bundeswirt-
schaftsministerium, zum Auftakt
der Konferenz. Er betrachtet die
Energiewende aber auch als öko-
nomische Chance für die Stadt-
werke. Gerade im Bereich erneu-
erbare Energien und Kraft-Wär-
me-Kopplung (KWK) liege gro-
ßes Potenzial. Rid betonte zudem
die Bedeutung von Planungssi-
cherheit für die Unternehmen.
Politische Rahmenbedingungen
dürften die Investitionen der
Stadtwerke nicht entwerten.

Zügige Reform 
des Strommarktdesigns

Bei diesem Thema setzen auch
Hildegard Müller vom Bundes-
verband der Energie- und Was-
serwirtschaft (BDEW) und
Hans-Joachim Reck vom Ver-
band kommunaler Unterneh-
men (VKU) an. Sie hoben die
Bedeutung einer zügigen Re-
form des Strommarktdesigns
hervor und forderten die zeitna-
he Implementierung eines Ka-
pazitätsmarkts, damit sich In-
vestitionen in moderne Kraft-
werke wieder lohnen. „Versor-
gungssicherheit hat einen Preis“,
so Hildegard Müller. 

Weg vom reinen Energy-Only-
Markt, hin zu einem Markt, in
dem das Vorhalten von Leistung
vergütet wird: Dass dies der rich-
tige Weg ist, darüber bestand bei
den Verbandsvertretern weitege-
hende Einigkeit. Allein bei der
konkreten Ausgestaltung des neu-
en Strommarktes gingen die Mei-
nungen bei der Stadtwerketagung
auseinander. Hildegard Müller er-
klärte, dass ein zügiger Ausstieg
aus der Kohleverstromung mit ihr
nicht zu machen sei. Stattdessen
sieht sie einen Hebel beim The-
ma Energieeffizienz und großes
CO2-Einsparpotenzial im Wär-
me- und Gebäudebereich. Zudem
forderte sie auf europäischer Ebe-
ne ein gemeinsames Vorgehen bei
der Energiewende. Hans-Joachim
Reck ergänzte: „Die Branche
spielt Free-Jazz oder 12-Ton-Mu-
sik.“ Ein integriertes Denken feh-
le, was jedoch angesichts des
Umbaus des gesamten Energie-
sektors bei laufendem Betrieb
nicht verwunderlich sei: „Das Or-
chester spielt, an der Partitur wird
noch geschrieben.“ 

„Die Stadtwerke müssen sich
angesichts der Energiewende auf
einen schärferen Wettbewerb ein-

stellen. Es reicht nicht, sich allein
auf die Rolle des lokalen Grund-
versorgers zu konzentrieren“,
machte Reck deutlich. Das Ener-
gieversorgungssystem werde de-
zentraler, der Energiemarkt insbe-
sondere durch die Verknüpfung
moderner Informations- und
Kommunikationstechnologien
insgesamt smarter. Hier müssten
die Stadtwerke ihre Chance su-
chen, Kunden als Dienstleister im
Energie- und Daten- und Infor-
mationsmanagement zu gewin-
nen. Sie hätten dabei einen ent-
scheidenden Vorteil, nämlich die
Nähe zum Kunden. Das sollten
sie nutzen und maßgeschneiderte,
kleinteilige Angebote entwickeln.

Für stabile politische 
Rahmenbedingungen

Bei der anschließenden Podi-
umsdiskussion ging es um Zu-
kunftschancen. Michael Feist von
der Stadtwerke Hannover AG
äußerte, dass er vor allem Investi-
tionen in Onshore-Windenergie
und Biomasse für erfolgsverspre-
chend halte. Der Bereich Flexibi-
lität – eigentlich der Geschäfts-
bereich der Zukunft – lohne sich
zurzeit nicht, da Flexibilität nicht
ausreichend vergütet werde. Hier
seien unter anderem stabile politi-
sche Rahmenbedingungen erfor-
derlich. 

EEG-Novelle 

Top-Entscheider in der Stadt-
werke-Branche treibt zurzeit vor
allem die laufende EEG-Novelle
um, wie eine von Dr. Christian
Growitsch vorgestellte Studie des
Energiewirtschaftlichen Instituts
an der Universität Köln (EWI)
ausweist. Als größte Herausfor-
derung sahen die Befragten die
fehlende Planungssicherheit und
politische Unsicherheiten, die
sich, so Growitsch, durch die En-
ergiewende ergäben. Regulatori-
sche Eingriffe in den Energiesek-
tor seien nach Meinung der Be-
fragten oftmals mit Fehlentwick-
lungen verbunden. Diese mach-
ten weitere Eingriffe erforderlich.
Dadurch erhöhe sich die Unsi-
cherheit aufseiten der Unterneh-
men und die Gefahr steige, dass
sich bestehende Fehlentwicklun-
gen weiter verschärfen.

Wie können Stadtwerke auf die
Umbrüche in der Branche reagie-
ren? Ortwin Wiebecke von den
Stadtwerken Tübingen stellte am
praktischen Beispiel konkrete Lö-
sungsansätze vor. Gerade Süd-
deutschland sei von der Energie-
wende besonders stark betroffen,

da bis 2022 die Leistung der dor-
tigen Kernkraftwerke ersetzt wer-
den müsse. Daher wolle das Un-
ternehmen in Zukunft rund 50
Prozent des Stroms selbst erzeu-
gen – und das vor allem in Ba-
den-Württemberg, nah am Ver-
brauchsort. Dabei setzen die
Stadtwerke Tübingen vor allem
auf erneuerbare Energien. Um
gerade bei Onshore-Windparks
das planerische Risiko zu mini-
mieren, empfehle sich der Kauf
von schlüsselfertigen Projekten
oder Bestandsparks, so Wiebe-
cke. Auch Kooperationen seien
sinnvoll. So habe das Unterneh-
men beispielsweise mit der Stadt
Horb eine gemeinsame Gesell-
schaft im Bereich Wasserkraft
und PV gegründet.

Netze ausbauen
und modernisieren

Die Energiewende verändert
das komplette Versorgungssys-
tem. Im Norden wird zunehmend
erneuerbarer Strom eingespeist,
während vor allem in Süd-
deutschland bis 2022 die Kern-
kraftwerke vom Netz gehen. Da
dort jedoch die großen Ver-
brauchszentren liegen, steigt der
Bedarf an Netzkapazitäten vor al-
lem im Mittel- und Hochspan-
nungsbereich. Nicht nur das
Stromübertragungsnetz, auch die
Stromverteilnetze müssen ausge-
baut und modernisiert werden,
denn an sie wird der überwiegen-
de Teil der regenerativen Erzeu-
gungsleistung angeschlossen. 

dena-Studie

Annegret-Claudine Agricola
von der Deutschen Energieagen-
tur (dena) stellte hierzu Zahlen
aus der dena-Verteilnetzstudie
vor: Demnach müssen die Strom-
verteilnetze in Deutschland bis
2030 in einer Größenordnung
von 135.000 km bis zu 193.000
km ausgebaut und auf einer Län-
ge von 21.000 bis zu 25.000 km
umgebaut werden. Dafür müssten
zwischen 27,5 Milliarden und
42,5 Milliarden Euro investiert
werden. Insbesondere der Einsatz
innovativer Netzbetriebsmittel,
die Anpassung technischer Richt-
linien sowie die Abregelung der
Erzeugungsspitzen dezentraler
Erzeugungsanlagen könnten den
Netzausbaubedarf jedoch verrin-
gern.

Die zunehmenden Lastschwan-
kungen im Netz waren auch für
Dr. Christof Bauer von der
Evonik Industries AG Thema.
Der Bedarf an kurzfristigen Flexi-
bilitäten steige im Zuge der Ener-
giewende. „Da haben wir keinen
Plan in der Tasche. Das System
ist jetzt schon an vielen Stellen
am Anschlag“, bemerkte Bauer.
Speicher seien hier keine Lösung:
Allein um die Tagesproduktion
einer 3 MW-Windturbine bei
Volllast zu speichern, bräuchte es
eine Vielzahl an Lithium-Ionen-

Batterien (Wirkungsgrad 90 %).
Würde man diese aufeinandersta-
peln, wäre der Turm fast so hoch
wie das Windrad (90 m). 

Demand Side Management

Größeres Potenzial sieht Bauer
dagegen im Demand Side Mana-
gement, das heißt der kurzfristi-
gen Reduktion bzw. Erhöhung
des Stromverbrauchs und der An-
passung der Produktionsplanung
an Preissignale des kurzfristigen
Strommarktes. Hier gelte es je-
doch, regulatorische Hemmnisse
aufzuheben, um so Innovationen
zu ermöglichen.

Ein Höhepunkt der Jahresta-
gung war die Verleihung des
Stadtwerke-Awards 2014, der
von EUROFORUM in Koopera-
tion mit der Trianel GmbH und
der Fachzeitschrift Energie &
Management verliehen wird. Den
ersten Platz belegte das Start-Up
egrid Applications und consulting
GmbH aus Kempten im Allgäu. 

Smart Grid

Das Unternehmen hat auf der
Basis von Erkenntnissen aus dem
Forschungsprojekt IRENE (Inte-
gration regenerativer Energien

Die Stadtwerke-Award Gewinner: 1. Platz für die egrid appli-
cations und consulting GmbH aus Kempten im Allgäu.

Bild: EUROFORUM/L. Abbiento

und Elektromobilität) ein Kon-
zept entwickelt, um die Stromer-
zeugung aus erneuerbaren Ener-
gien auf den jeweiligen Ver-
brauch abzustimmen. Mit dem
Ziel, Photovoltaik-, Windkraft-
und Biogasanlagen in Verbin-
dung mit intelligenter Messtech-
nik effizient und wirtschaftlich zu
betreiben, hat egrid in Wildpolds-
ried, einem 2.500-Einwohner-
Dorf im Allgäu, ein intelligentes
Stromnetz (Smart Grid) installiert
und ausgewertet. „Intelligente
und leistungsfähige Netze sind ei-

ne wichtige Voraussetzung für die
Energiewende. Insofern hat uns
das Konzept mit seinem praxi-
stauglichen, wirtschaftlichen und
nachhaltigen Ansatz überzeugt“,
lobte Sven Becker, Sprecher der
Geschäftsführung der Trianel
GmbH, Aachen und Mitglied der
Jury.

Platz zwei und drei belegten
die WEMAG AG und die Stadt-
werk WienEnergie AG. Die Stadt-
werke Heidelberg erhielten für ih-
re Kampagne „Für Dich“ einen
Sonderpreis. DK

Intersolar Europe München vom 4. bis 6. Juni:

Forum „Regenerative Wärme“
Steigende Öl- und Gaspreise werden in privaten Haushalten,
im Handwerk und in der Industrie immer mehr zum kriti-
schen Kostenfaktor. Hinzu kommen energiepolitische Ausein-
andersetzungen mit Ländern aus politisch instabilen Regionen,
von denen die deutsche Energiewirtschaft noch immer stark
abhängig ist. Die Intersolar Europe treibt das Thema deshalb
mit ihrem neuen Bereich „Regenerative Wärme“ weiter voran. 

In diesem Rahmen veranstaltet
die Messe München erstmals auch
ein dreitägiges Forum rund um
Technologien, aktuelle Richtlinien
und politische Rahmenbedingun-
gen. Eröffnet wird das Forum „Re-
generative Wärme“ in Halle C4 der
Messe am 4. Juni 2014 um 10.30
Uhr von Hans-Josef Fell, Präsident
der Energy Watch Group, Deutsch-
land, mit dem Vortrag „Hundert
Prozent erneuerbare Wärme - Not-
wendig auch für die Unabhängig-
keit von russischen Energieliefe-
rungen.“

Die bis 2013 in Deutschland in-
stallierten Solarthermieanlagen und
Holzpelletfeuerungen können in
den nächsten 20 Jahren Energieim-
porte von 33 Milliarden Euro erset-
zen. In diesem Zeitraum entspricht
das einer Leistung von rund 300
Terawattstunden(TWh), oder dem
jährlichen Energiebedarf von 1,25
Millionen Haushalten. Damit ist
das Potenzial in Deutschland aber
noch lange nicht ausgeschöpft.
Grund genug, um über regenerative
Heizsysteme als Alternative zu En-
ergieimporten intensiver nachzu-
denken. Denn die Krise in der
Ukraine und das gespannte Verhält-
nis zwischen Russland und der EU
können mittelfristig auch die Gas-
versorgung Europas betreffen.
Wind- und Solarkraft, Biomasse
oder Geothermie und Wasserkraft
sind also nicht nur aus Ressour-
cen-Gründen die Energien der Zu-

kunft. Das Forum „Regenerative
Wärme stellt umfassende Lösun-
gen vor und zeigt neue Ansätze für
die Energiewende im Wärme-
markt. Bei zahlreichen Vorträgen
diskutieren Experten aus der Ener-
giebranche über aktuelle Rahmen-
bedingungen und künftige Tech-
nologien.

Expertenvorträge 
und Diskussionen

Nach der Eröffnung widmen
sich die Vorträge am ersten Tag
zunächst den Pelletsheizsystemen.
Anschließend wird die Wärmever-
sorgung von Stadtteilen in vier Vor-
trägen thematisiert, ab 16:00 Uhr
folgt ein Block zum Thema Ener-
giespeicherung. Experten aus Wirt-
schaft und Forschung informieren
mit ihren Vorträgen über innovative
Technologien, aktuelle Projekte
und die Notwendigkeit alternativer
Energien. Zu jedem Themenblock
findet eine Diskussion statt. 

Am zweiten Tag des Forums
stehen Kombi-Lösungen zur Wär-
meerzeugung im Fokus. Dabei
werden Möglichkeiten zur Koppe-
lung verschiedener Energiequellen
aufgezeigt und diskutiert – bis hin
zu Gesamtsystemen von Wärme-
erzeugung, Wärmespeicherung,
Wärmeverteilung und Wärmeüber-
gabe. Eine Kraft-Wärme-Kopp-
lung aus Blockheizkraftwerk und
Photovoltaik kann beispielsweise

eine ideale Lösung sein für die
Stromeigenversorgung eines Pri-
vathauses. Mit diesem Thema be-
fasst sich am 5. Juni ab 11.00 Uhr
der erste Vortrag. Weiteres Fach-
wissen wird in den folgenden Vor-
trägen zu Brennstoffzellen und
Mikro-KWK-Anlagen vermittelt. 

Nachmittags widmet sich das
Forum den rechtlichen Rahmen-
bedingungen für Solarthermie und
Pelletsheizungen. Die „EU-Ver-
ordnung zur umweltgerechten Ge-
staltung von Warmwasserbereitern
und Warmwasserspeichern“ –
kurz „Energy Labelling“ – sieht ab
2015 neue Mindestanforderungen
und ein Energielabel für Heizsy-
steme vor. Davon werden vor al-
lem regenerative Heizsysteme
profitieren. In der Session „Solart-
hermie: Energy Labelling - Aktuel-
ler Status, Herausforderungen &
Möglichkeiten für die Solarther-
mie-Anbieter“ werden die Mög-
lichkeiten diskutiert.

Am dritten Tag des Forums ste-
hen Vorträge rund um die The-
men Heizungsmodernisierung und
Wärmepumpensysteme im Mittel-
punkt. Nach einer Session zur No-
vellierung der Energieeinsparver-
ordnung (EnEV 2014) folgt ein
Vortrag zur Stromproduktion mit
Brennstoffzellen. Eine weitere
Technik, die veraltete Heizanlagen
ersetzen und so zur Energiewende
beitragen kann, sind Wärmepum-
pensysteme: drei Sessions und eine
Diskussionsrunde widmen sich am
Nachmittag des 6. Juni neuen
Trends und Techniken. Ein weite-
res Thema sind Kombinationslö-
sungen, beispielsweise aus Wärme-
pumpen und Photovoltaik, die
Strom als Wärme speichern.
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 Sonne im Tank
Laden Sie Ihr Elektroauto. 
Einfach und sicher mit Sonnenenergie.

Ist die Solarladung an Ihrer LEW eBox Solar aktiviert, nutzen 
Sie ausschließlich die Kraft der Sonne zum Tanken Ihres Elek-
troautos. Die komfortable LEW Eco-Box Solar weiß sogar, wann 
dies besonders günstig ist. Die Lechwerke bieten intelligente, 
unkomplizierte und sichere Ladelösungen – für zu Hause, für 
Ihren fi rmeneigenen Fuhrpark und im öffentlichen Raum. 
Informieren Sie sich auf www.lew.de.

REGION GEHT
UNSERE

Jahrespressekonferenz der Thüga-Gruppe in München:

Wettbewerbsposition
in 2013 ausgebaut

„Zentrales Anliegen der Unternehmen der Thüga-Gruppe ist es,
kommunale Werte nachhaltig zu entwickeln. Und das zurücklie-
gende Jahr war für uns wiederum ein wirtschaftlich erfolgreiches
Jahr. Die Thüga Holding GmbH & Co. KGaA hat 2013 einen sehr
zufriedenstellenden Jahresabschluss vorgelegt. Gegenüber dem
Vorjahr können wir die Ausschüttung an unsere Gesellschafter um
5,47 Prozent auf 24,10 Euro je Stückaktie erhöhen“, so Ewald Wo-
ste, Vorsitzender des Vorstandes der Thüga Aktiengesellschaft und
Vorsitzender der Geschäftsführung der Thüga Holding GmbH &
Co. KGaA, auf der Jahrespressekonferenz in München. 

Die ausgewogene Investitions-
politik der Vergangenheit und die
intensive Zusammenarbeit in der
Thüga-Gruppe führten dazu, dass
die Thüga Aktiengesellschaft im
Geschäftsjahr 2013 ein Beteili-
gungsergebnis in Höhe von 343,9
Millionen Euro vereinnahmen
konnte. Damit ist ihre wichtigste
Ertragssäule gegenüber dem guten
Niveau des Vorjahres leicht gestie-
gen (+3,8 Millionen Euro). In
2013 haben die Beteiligungen der
Thüga in Summe 120,5 Milliarden
Kilowattstunden (kWh) Erdgas
(+3,4 Prozent), 47,7 Milliarden
kWh Strom (+16,3 Prozent), 9,3
Milliarden kWh Wärme (+5,7
Prozent) und 287,4 Millionen Ku-
bikmeter Wasser (-0,6 Prozent) ab-
gesetzt und einen Umsatz von
23,3 Milliarden Euro (+ 4,0 Pro-
zent) erwirtschaftet. 

Die Gewinnabführung der Thü-
ga Aktiengesellschaft an die Mut-
tergesellschaft, die Thüga Holding
GmbH & Co. KGaA (Thüga Hol-
ding), lag bei 302,2 Millionen Eu-
ro (Vorjahr: 414,9 Millionen Eu-
ro). Die höhere Gewinnabführung
des Vorjahres war durch einmalige
Sondereffekte beeinflusst. Der Bi-
lanzgewinn der Thüga Holding
GmbH & Co. KGaA in Höhe von
271,5 Millionen Euro (Vorjahr:
377,1 Millionen Euro) ermöglicht
neben einer Rücklagendotierung
von 30,0 Millionen Euro eine Aus-

schüttung von 241,0 Millionen
Euro an die kommunalen Anteils-
eigner Kom9 Beteiligungs-Ver-
waltungs GmbH, Mainova Betei-
ligungsgesellschaft mbH, N-ER-
GIE Aktiengesellschaft und Stadt-
werke Hannover Aktiengesell-
schaft; dies entspricht einer Bardi-
vidende von 24,10 Euro (Vorjahr:
22,85 Euro) je Stückaktie. 

„Uns ist eine langfristige Wert-
steigerung des uns anvertrauten
kommunalen Vermögens wichtig.
Auch für das laufende Geschäfts-
jahr der Thüga sehen wir ein ähn-
lich stabiles operatives Ergebnis
wie in 2013“, fasst Dr. Christof
Schulte, Finanzvorstand der Thü-
ga Aktiengesellschaft, den Aus-
blick auf 2014 zusammen. 

Neben der Weiterentwicklung
des Beratungs- und Dienstleis-
tungsangebotes ist die Stärkung
des Beteiligungsportfolios ein stra-
tegisches Ziel der Thüga. Im abge-
laufenen Geschäftsjahr wurden im
Thüga Holding-Konzern 226,4
Millionen Euro finanzwirksam in
das Beteiligungsvermögen inve-
stiert. Schwerpunkt der Investiti-
onstätigkeit war hierbei das Enga-
gement in Thüringen. Mitte Mai
2013 konnte Thüga 15,2 Prozent
der Aktien an der heute unter dem
Namen Thüringer Energie AG fir-
mierenden Gesellschaft überneh-
men. Die Thüringer Energie AG,
die an über 20 Stadtwerken in

Thüringen beteiligt ist, versorgt ih-
re Kunden in circa 850 Konzessi-
onsgemeinden mit Gas, Strom und
Wärme. Diese Beteiligung ergänzt
das Engagement der Thüga in
Thüringen gut. 

Eine weitere Verstärkung der
Thüga-Gruppe ist der Thüga auch
in Osthessen gelungen. Durch die
Verschmelzung der Beteiligung
Gas- und Wasserversorgung Fulda
GmbH auf die RhönEnergie Fulda
GmbH im August 2013 ist die Fu-
sion der beiden bislang eigenständi-
gen, regionalen Versorger zu einem
großen, integrierten Unternehmen
gelungen. In Pirna wurden zur
Neuordnung der bestehenden kom-
munalen Strukturen die drei orts-
ansässigen operativen Gesellschaf-
ten zur Energieversorgung Pirna
GmbH zusammengeführt. 

Enge Zusammenarbeit

„Für das von den kommunalen
Mehrheitseigentümern, den Ge-
schäftsführern und Vorständen so-
wie den Mitarbeitern in uns ge-
setzte Vertrauen sind wir dankbar.
Wir werden alles daran setzen, un-
seren Beitrag als Minderheitsge-
sellschafter zu leisten, um die 
Unternehmen weiterzuentwickeln.
Wir sind sicher, dass die enge Zu-
sammenarbeit mit den 100 kom-
munalen Unternehmen der Thüga-
Gruppe für alle Beteiligten von
Vorteil ist“, zeigt sich Woste über-
zeugt.

Auch im Jahr 2014 prüft Thüga,
wie sie das Beteiligungsportfolio
weiter verstärken kann. Als Part-
ner der Kommunen werden sich
Thüga beziehungsweise die Grup-
penunternehmen an Akquisitions-
prozessen beteiligen. Dabei liegt
ein Schwerpunkt auf der Stärkung

der regionalen Zusammenarbeit.
„Mit der erfolgreichen Platzierung
einer Hybridanleihe im Volumen
von 50 Millionen Euro Ende 2013
hat die Thüga Holding GmbH &
Co. KGaA nach ihren bisherigen
Schuldscheinemissionen ihre Fi-
nanzierungsbasis für eine erfolg-
reiche Unternehmensentwicklung
durch ein weiteres Instrument ge-
stärkt“, so Dr. Schulte.

„Der Umbau der Energiewirt-
schaft führt zu einer unternehmeri-
schen Lage, die alles andere als zu-
friedenstellend ist. Und das nicht
nur in der Erzeugung, sondern
auch im Vertrieb und in den Net-
zen“, bewertet Woste die aktuelle
Lage. Nach Auffassung der Thüga
fehlt nach wie vor ein auf die Ziele
der Energiewende ausgerichtetes
Energiemarktmodell. Ein solches
haben die Unternehmen der Thü-
ga-Gruppe im Januar 2013 der Öf-
fentlichkeit präsentiert. Im Verlauf
des Jahres 2013 wurde das „Inte-
grierte Strommarktmodell“ in der
Energiebranche mit großem Inter-
esse aufgenommen und bildet
mittlerweile die Basis der gemein-
samen Positionierung des Verband
kommunaler Unternehmen e.V.
und des BDEW Bundesverband
der Energie- und Wasserwirtschaft
e.V.. „Die derzeitige EEG-Reform
geht grundsätzlich in die richtige
Richtung, wenngleich das Zutrau-
en der Politik in eine wettbewerb-
liche Ermittlung der Fördersätze
größer sein könnte“, analysiert
Woste die aktuelle Diskussion. 

Den überregionalen Ausbau
erneuerbarer Energien bringen
mittlerweile 46 Thüga-Partner-
unternehmen mit der Thüga Er-
neuerbare Energien GmbH &
Co. KG voran. Im Jahr 2013
konnte das Unternehmen sein
Winderzeugungsportfolio ge-

genüber 2012 mit 203,5 Mega-
watt (MW) installierter Lei-
stung (2012: 103 MW) nahezu
verdoppeln. 

Entscheidende
Weichenstellungen

Mit Blick auf den gesamten
Umbau der Energiebranche müs-
sen aus Sicht der Thüga-Gruppe in
den nächsten 18 Monaten weitere
entscheidende energiepolitische
Weichenstellungen getroffen wer-
den. Dabei sollte nach Auffassung
der Thüga der Fokus insbesondere
auf drei Herausforderungen gelegt
werden. 

Erstens sollte die Politik bei der
anstehenden Novelle des Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetzes deut-
liche Signale setzen, um die Be-
deutung dieser Erzeugungsform
zu unterstreichen. 

Zweitens müssen aus Perspekti-
ve der Thüga-Gruppe die beste-
henden Regulierungsvorgaben für
Investitionen in die Verteilnetze
angepasst werden. Die Unterneh-
men der Thüga-Gruppe haben al-
leine in 2013 rund 500 Millionen
Euro vornehmlich in den Ausbau
der Infrastruktur investiert. „Nach
wie vor fehlen für solche Investi-
tionen echte Anreize. Das beste-
hende Regulierungsregime er-
möglicht keine angemessene Ver-
zinsung der notwendigen Investi-
tionen“, betont Woste. 

Als dritte Herausforderung sieht
Thüga die Gewährleistung der
Versorgungssicherheit. Dabei steht
die Frage im Mittelpunkt, wie in
den jährlich rund 1000 Stunden
der sogenannten „dunklen Flaute“
– wenn Sonne und Wind nicht
zur Verfügung stehen – die Ver-
sorgungssicherheit gewährleistet
werden soll. In diesen Stunden

muss die Versorgungssicherheit
aus Kraftwerken, Speichern und
Lastflexibilität gewährleistet sein.
Die Vorhaltung und der Betrieb
dieser Ressourcen kann jedoch
nicht aus den wenigen Stunden im
Jahr finanziert werden, in denen
sie genutzt werden. Für Thüga ist
ein wettbewerblich ermittelter Lei-
stungspreis eine geeignete Steue-
rungsgröße. Im Gegensatz zu allen
bisher diskutierten Modellen eines
Kapazitätsmarktes stellt das „Inte-
grierte Strommarktmodell“ der
Thüga-Gruppe den Verbraucher in
eine starke Nachfrageposition. Er
bestimmt, welche Leistung für ihn
dann vorzuhalten ist, wenn weder
Wind- noch Sonnenstrom zur Ver-
fügung stehen. Der Kunde könnte
so nicht nur über seinen Verbrauch,
sondern auch über die von ihm be-
stellte Mindestleistung in Abhän-
gigkeit von seiner Lastflexibilität
unmittelbar Einfluss auf die Höhe
seines Strompreises nehmen. 

Nach wie vor verlangen die
Marktentwicklung und die unkla-
ren Rahmenbedingungen den 
Unternehmen der Thüga-Gruppe
große Kraftanstrengungen ab.
„Wir sind den 18.100 Menschen,
die in der Thüga-Gruppe – ob im
Management oder als Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter – beschäf-
tigt sind, für diese Leistung zutiefst
dankbar. Wir sind überzeugt, dass
das Thüga-Modell der Schlüssel
zum Erfolg ist: Die individuelle
Stärke der einzelnen Unternehmen
mit den Synergien aus der Zusam-
menarbeit in der Thüga-Gruppe
zu kombinieren“, so Woste.
„Auch im laufenden Geschäfts-
jahr gilt es, das uns anvertraute
kommunale Kapital nachhaltig
zu entwickeln. Daher setzen wir
auf Konsolidierung und mode-
rates Wachstum.“

Bürgerenergiepreis Niederbayern
geht in die zweite Runde

Regensburg. Gemeinsam mit der Regierung von Niederbayern
vergibt das Bayernwerk in diesem Jahr zum zweiten Mal den mit
insgesamt 10.000 Euro dotierten „Bürgerenergiepreis Niederbay-
ern“. Die Auszeichnung wurde im vergangenen Jahr ins Leben
gerufen um Projekte zu fördern, die Impulse für die Energiezu-
kunft setzen und die helfen die Akzeptanz für dieses wichtige The-
ma in der Gesellschaft zu erhöhen. 

Mit dem Bürgerenergiepreis
würdigt das Bayernwerk Privat-
personen, Vereine, Schulen und
andere nichtgewerbliche Gruppie-
rungen für pfiffige und außerge-
wöhnliche Ideen und Maßnah-
men, die einen Energiebezug ha-
ben und sich mit den Themen En-
ergieeffizienz oder Ökologie be-
fassen. 

„Die Gestaltung der Energiezu-
kunft ist ein Gemeinschaftspro-
jekt, bei dem neben der Energie-
wirtschaft und den Kommunen je-
der Einzelne gefragt ist. Sie ist viel
mehr als nur ein technologisches
Projekt. Wenn Innovationen und
neue Technologie den Weg in die
Praxis finden sollen, braucht das
die Akzeptanz der Gesellschaft.
Deshalb sind Bürgerinnen und
Bürger, die in ihrem Umfeld eige-
ne Impulse für die Energiezukunft
setzen, wichtige Wegbereiter der
Energiewende“, betont Christoph
Henzel, Leiter Kommunalmana-
gement beim Bayernwerk. „Ihnen
und Ihren Projekten wollen wir
mit unserer Auszeichnung eine
Plattform bieten.“ 

Nach den Worten von Regie-
rungspräsident Heinz Grunwald
seien diese Impulsgeber wichtige
Vorbilder. „Niederbayern liegt bei
der Produktion von Strom aus er-
neuerbaren Energien bayernweit an
der Spitze. Denn rein rechnerisch
können wir bereits jetzt knapp 70
Prozent unseres Stromverbrauchs
aus regenerativen Quellen decken.
Aber wir brauchen nach wie vor
großes Engagement der Bürgerin-
nen und Bürger vor allem bei Ener-
gieeffizienz und beim Energiespa-
ren. Und deshalb bin ich gespannt,
welche interessanten und kreativen
Projekte beim diesjährigen Bür-
gerenergiepreis eingereicht wer-
den“, so der niederbayerische Re-
gierungspräsident. Deshalb befür-

worte und begleite man das im
letzten Jahr initiierte Projekt der
Bayernwerk AG seitens der Re-
gierung gerne erneut.

Eingereicht werden können
Projekte, die im laufenden Jahr be-
gonnen haben, oder die aufgrund
ihrer inhaltlichen Qualität nach
wie vor Bestand haben. Auch

Ideen und Konzepte, die noch
nicht in Umsetzung sind, haben ei-
ne Chance. 

Unter www.bayernwerk.de/
buergerenergiepreis ist der Bewer-
bungsbogen zusammen mit einer
ausführlichen Projektbeschrei-
bung veröffentlicht. Hier werden
auch die Preisträger des vergange-
nen Jahres in kurzen Videos vor-
gestellt. Bewerbungen können bis
4. Juli 2014 bei der Bayernwerk
AG eingereicht werden. Die Aus-
wahl der Gewinner und die Auftei-
lung des Preisgeldes erfolgt durch
eine Fachjury.

Erstmalige Preisvergabe 
in Oberfranken

Mit Unterstützung der Regierung von Oberfranken vergibt das
Bayernwerk 2014 erstmals den mit insgesamt 10.000 Euro dotier-
ten „Bürgerenergiepreis“ auch in Oberfranken. Der oberfränki-
sche Regierungspräsident Wilhelm Wenning begrüßt die Zielrich-
tung dieses Preises. Wenning: „Ein jeder von uns kann Impulse set-
zen für die Energiezukunft – im Berufsleben wie in der Freizeit, im
Großen wie im Kleinen. Dazu müssen wir uns immer wieder be-
wusst machen, wie kostbar Energie ist. Die Energiewende ist eine
große Aufgabe; sie betrifft jede Bürgerin und jeden Bürger. Impul-
se oder Projekte, die hierfür ein Bewusstsein schaffen, sind wertvoll
und können einen Baustein für die Energiewende in Oberfranken
darstellen. Machen Sie mit!“
Bei derAuftaktveranstaltung stellten Christoph Henzel, Leiter Ge-
schäftsbereich Kommunalmanagement (l.) und Dr. Ester Kne-
meyer Pereira, Referentin Presse und Medien beim Bayernwerk,
sowie Regierungspräsident Wilhelm Wenning den Bürgerenergie-
preis Oberfranken vor.
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Intelligente Lösungen für 
bayerische Kommunalkunden

Wir machen uns stark für die Kommunen
Gemeinsam mit den bayerischen Sparkassen bieten wir den bayerischen Kommunen und 

kommunalen Unternehmen ein lückenloses Leistungsspektrum an. Dazu gehört insbesondere 

die Finanzierung von kommunalen Bau- und Infrastrukturprojekten. Außerdem begleiten wir 

Sie bei Maßnahmen zur Energieeinsparung im Rahmen der Energiewende oder der Analyse 

und Optimierung von Kreditportfolien. Unsere Förderbank, die BayernLabo, ergänzt diese 

Leistungen durch ihr Angebot zinsgünstiger Kommunalkredite und spezieller kommunaler 

Förderprogramme. Sie möchten uns und unser Angebot persönlich kennenlernen? 

Dann wenden Sie sich für weitere Informationen an uTelefon +49 89 2171-22013

Unser 
Service für

Prüfbericht im Landtag:

Innenministerium rügt unzulässiges
Sponsoring durch Sparkasse 

Prüfer nennen sechs Kritikpunkte zum Verhalten von 
Kreidl, Färber und Miesbacher Landratsamt

Der frühere Miesbacher Landrat Jakob Kreidl (CSU), sein
langjähriger StellvertreterArnfried Färber (FW) und das Landrats-
amt Miesbach haben unrechtmäßige Sponsoring Mittel von der
örtlichen Kreissparkasse erhalten. Diese soll das Miesbacher Geld-
institut auf rechtlichem Wege zurückfordern. So derTenor eines 38
Seiten umfassenden Prüfberichts des bayerischen Innenministeri-
ums zu Vorgängen im Landkreis Miesbach, der im Innenausschuss
des Landtags vorgestellt wurde. Bei allen Ausschussmitgliedern
herrschte Fassungslosigkeit bzw. Empörung angesichts der Miesb-
acher Verhältnisse, die ihnen detailliert vorgetragen wurden.

Im Vorfeld des Berichts hatten
Prüfer des Innenministeriums pe-
nibel das Geschäftsgebaren in
Miesbach untersucht und rechtlich
bewertet. In den allermeisten Fäl-
len hätten Landrat und Kreisspar-
kasse unzulässig agiert, so der Lei-
ter der Kommunalaufsicht im In-
nenministerium Michael Ziegler. 

Zu den sechs Kritikpunkten
gehörte vor allem die Feier zum
60. Geburtstag von Ex-Landrat Ja-
kob Kreidl, die ca. 119.000 Euro
kostete, wovon die Kreissparkasse
78.872,20 Euro übernahm. Dabei
sei entscheidend, ob die Veranstal-
tung im Freilichtmuseum von
Markus Wasmeier noch als „Re-
präsentationsveranstaltung“
gewertet werden könne. Hier liege
ein Grenzfall vor, da tatsächlich
ein Teil der 460 Gäste von

Führungskräften der Sparkasse
persönlich begrüßt worden sei. Je-
doch sei die Kostenbeteiligungs-
höhe unverhältnismäßig.

Des weiteren beanstandet der
Prüfbericht Renovierungskosten
im Landratsamt, wo die Sparkasse
von 2008 bis 2010 Kreidl ein
Büro, ein Vorzimmer sowie einen
Besprechungsraum für 293.000
Euro spendierte. Laut Ziegler sind
Bau und Erhalt des Landratsamts
Aufgabe des Landkreises und
nicht der Sparkasse. Diese müsse
die Kosten vom Landratsamt
zurückfordern. Moniert wird auch
eine Informationsfahrt im April
2012 von Kreidl und Färber, 
den beiden Sparkassen-Vorstän-
den sowie 16 Bürgermeistern nach
Serfaus/Tirol und Interlaken/
Schweiz, um sich dort Anregun-

gen für den Umbau des Skigebiets
auf dem Sudelfeld zu holen. Die
Kosten hierfür beliefen sich auf
85.244 Euro, wobei der Nutzen
der Reise angesichts der großen
Höhenunterschiede der Orte von
bis zu 1500 Metern sehr begrenzt
gewesen sei. Damals habe die
Sparkasse die ausufernden Kosten
des Landkreises beanstandet und
Landrat Kreidl daraufhin ohne die
erforderliche Einwilligung des
Kreisausschusses 34.450 Euro be-
zahlt. 

Kritikpunkte

Zu den Kritikpunkten gehörten
noch der überteuerte Ankauf und
Ausbau der Geitauer Almen in
Bayerischzell für 750.000 Euro
sowie der Erwerb einer Schlossbi-
bliothek für 1,65 Millionen Euro
durch die Sparkasse. Beide Ge-
bäude seien sofort wieder abzu-
stoßen. In diesem Zusammenhang
sei interessant, dass der frühe-
re Vorstandsvorsitzende der Kreis-
sparkasse Miesbach-Tegernsee
Georg Bromme und Landrat
Kreidl, der qua Amt Chef des
Sparkassen-Verwaltungsrates war,

eng miteinander kooperierten. 
Abschließend erklärte Michael

Ziegler im Innenausschuss, dass
noch weitere Fälle geprüft werden.
So etwa Sachgeschenke an Ver-
waltungsratsmitglieder der Spar-
kasse, eine Bürgermeisterfahrt
nach Triest 2009 - die Kosten von
56.934,37 Euro wurden von der
Kreissparkasse komplett über-
nommen - die Renovierung im
Rathaus Weyarn 2010 auf Kosten
der Sparkasse, Bewirtungskosten
für Eisstockschießen 2008 bis
2013 in Höhe von 900 bis 2.000
Euro sowie Spenden von minde-
stens 20.281,86 Euro für einen
Schießstand der Jägervereinigung
im Tiroler Achenkirch und den 
Tiroler Landesjagdschutzverein.
Darüber hinaus sollen landesweit
alle Spenden und Sponsoringakti-
vitäten der öffentlich-rechtlichen
Sparkassen unter die Lupe genom-
men werden. 

Im Innenausschuss wurde der
Prüfbericht mit Interesse verfolgt.
Am Ende herrschte bei allen
Fraktionen Fassungslosigkeit.
Manche Mitglieder waren sogar
empört. Ausschussvorsitzender
Florian Herrmann (CSU) be-
merkte, „das einzig Gute ist, dass
das alles so klare Fälle sind“. Paul
Wengert (SPD) sprach von einem
Abgrund, der sich hier auftue.
Eva Gottstein (FW) befand, in
Miesbach habe „Selbstbedie-
nungsmentalität“ geherrscht. An-
gesichts der Vorgänge im Land-
kreis Miesbach fordert Helga
Schmitt-Bussinger, stellvertreten-
de SPD-Fraktionsvorsitzende im
Landtag und Beiratsmitglied für
sparkassenpolitische Grundsatz-
fragen im Sparkassenverband
Bayern, eine Reform der Spar-
kassen von innen sowie eine Sen-
sibilisierung für Fehlverhalten bei
Sponsoring. Hierzu solle eine ra-
sche Sondersitzung des Gremiums
stattfinden. rm

Die besten Fördermittelberater 2013
Gemeinschaftspreis von KfW Bankengruppe, LfA Förderbank Bayern, 

Sparkassenverband Bayern und BayernLB erstmals verliehen 
München – In Kooperation mit der KfW Bankengruppe und der
LfA Förderbank Bayern haben der Sparkassenverband Bayern
(SVB) und die BayernLB erstmals die Auszeichnung „Bester För-
dermittelberater 2013“ verliehen. Mit dem Preis wurden in Mün-
chen zehn Kundenberaterinnen und Kundenberater bayerischer
Sparkassen belohnt, die vergangenes Jahr mit besonderer Krea-
tivität und viel Engagement staatliche Fördermittel in einzelne Fi-
nanzierungsvorhaben eingebunden hatten. Eine Jury hatte die
Preisträger aus zahlreichen Einsendungen aus allen Regionen
Bayerns ausgewählt. 

„Mit zinsgünstigen Krediten
staatlicher Förderbanken wie der
KfW Bankengruppe und der LfA
Förderbank Bayern können Pri-
vatleute und Unternehmer ihre Fi-
nanzierungskosten erheblich redu-
zieren“, sagte Michael Zehnter,
Bereichsleiter Vertrieb Firmen-
kunden & Kredit beim Sparkas-
senverband Bayern, bei der Preis-
verleihung in den Räumlichkeiten
der LfA in München. Allerdings
müssten dazu kompetente Kun-
denberaterinnen und Kundenbera-
ter die vielfältigen Förderoptionen
im Blick haben und die Machbar-
keit prüfen, was eine anspruchs-
volle Aufgabe darstellt. 

Michael Zehnter: „Alle Preisträ-
gerinnen und Preisträger haben auf

vorbildliche Art und Weise ge-
zeigt, dass sich ihr Einsatz zur In-
tegration von Fördermitteln für die
Kunden gelohnt hat.“ 

Ausgezeichnet haben KfW,
LfA, SVB und BayernLB die
Kundenberaterinnen und Seite 2
von 4 Kundenberater für Finanzie-
rungsvorhaben in den Kategorien
„Gründung“, „Mittelstand“, „Um-
weltschutz“, „Klimawandel & 
Energiewende“, „Wohnungsbau“
und „Infrastruktur“. 

Alle Lösungen zeichneten sich
durch ein besonderes Maß an
Komplexität oder Servicequalität
aus. Beispielsweise wurden teil-
weise mehrere Förderprogramme
kombiniert, in einem anderen Fall
konnte dem Kunden durch die ra-

sche Bearbeitung vor einer an-
deren Bank ein überzeugendes
Angebot geliefert werden, das
schließlich den Zuschlag erhielt. 

Sechs von zehn Preisen gingen
an Sparkassen-Mitarbeiter, die
Mittel aus den Förderprogrammen
der KfW Bankengruppe einge-
bunden hatten; die weiteren vier
Preise erhielten Beraterinnen und
Berater, die auf Angebote der LfA
Förderbank Bayern zurückgegrif-
fen hatten. 

Die KfWbietet bundesweit För-
derprogramme für Privatpersonen,
Unternehmen und öffentliche Ein-
richtungen an. Allein in Bayern hat
sie im vergangenen Jahr Förder-
kredite mit einem Volumen in
Höhe von 7,2 Mrd. Euro ausge-
reicht. Die LfA Förderbank Bay-
ern ist ausschließlich in Bayern
tätig und unterstützt mit ihren För-
derprogrammen den hiesigen Mit-
telstand und Kommunen. Die För-
derkreditzusagen der LfAbeliefen
sich in 2013 auf 1,95 Mrd. Euro
für 6.300 Mittelständler und 135
Kommunen. „Die mit unserem
Preis ausgezeichneten Finanzie-
rungen zeigen, dass die S-Finanz-
gruppe in Bayern das Förderge-
schäft in all seinen Facetten gut be-
herrscht“, sagte Christian Lindner,
Abteilungsleiter Fördergeschäft bei
der BayernLB. „Die gute Zusam-
menarbeit mit den Förderbanken
werden wir im Sinne unserer Kun-
den auch in Zukunft fortführen.“ 

Die bayerischen Sparkassen
nehmen gemeinsam mit der Bay-
ernLB eine führende Position im
Fördermittelgeschäft ein. Im ver-
gangenen Jahr vergaben Sie ge-
meinsam zinsgünstige Förderkre-
dite mit einem Volumen von mehr
als 2,9 Mrd. Euro und bearbeiteten
mehr als 25.000 Förderanträge
von Privatleuten, Unternehmen
und Kommunen. 

Während die Landesbank in der
Regel als zentraler Dienstleister
auftritt und sämtliche Mittel von
den Förderinstituten wie der KfW
Bankengruppe und der LfA För-
derbank Bayern an die Sparkassen
durchleitet, bedienen diese die pri-
vaten und gewerblichen Endkun-
den. Teilweise reicht die Seite 3
von 4 BayernLB direkt Förderkre-
dite an ihre großen Unternehmens-
kunden aus; 2013 waren das rund
700 Mio. Euro.

Rückwärts Röntgen im
Paläozoo Solnhofen

Das Bürgermeister Müller Museum Solnhofen 
präsentiert den Archaeopteryx 

Bildung kann Spaß machen und unterhalten, ein Automatismus ist
das aber nicht. Die Bayerische Sparkassenstiftung unternimmt da-
her vieles, um mit innovativen Vermittlungsansätzen die Menschen
in die Museen zu locken und sie dort zu fesseln. 

Ob es darum geht, mit Smart-
phone-Applikationen Geschichte
vor Ort lebendig werden zu lassen,
den Regensburger Bischof wie bei
Raunschiff Enterprise dreidimen-
sional vor eine staunende Besu-
cherschar zu „beamen“ oder eine
Kapelle zur Bühne von mehr als
700 Jahren schwäbische Ge-
schichte zu machen – stets findet
man die Stiftung als Ideengeber
und Förderpartner. Für den Paläo-
zoo Solnhofen beschreitet sie ge-
meinsam mit der Gemeinnützigen
Stiftung der Vereinigten Sparkas-
sen Weißenburg in Bayern ganz
neue Wege, indem die Besucher
einen Archaeopteryx „rückwärts
röntgen“ können. 

Dreidimensionales Modell

Was bedeutet das? Wilhelm
Conrad Röntgen entdeckte 1895
in Würzburg elektromagnetische
Strahlen in derWellenlänge von 10
Nanometer bis 1 Pikometer, die
für ein bildgebendes Verfahren zur
Darstellung von Knochen oder ei-
nes ganzen Skeletts eingesetzt
werden. Das Museum Solnhofen
besitzt gut erhaltene fossile Ab-
drücke der Knochen und Federn
des 150 Millionen Jahre alten Ur-
vogels. Aber mit ihnen lässt sich
nur sehr schwer eine Vorstellung
von der tatsächlichen Erschei-
nungsform des Tieres gewinnen.

Deshalb wurde in einem aufwän-
digen Scan-Verfahren ein dreidi-
mensionales Modell errechnet, das
dann als Vorlage für einen 3D-
Drucker diente, der ein vollständi-
ges Vogelskelett schuf. 

Nun erst konnte mit dem Pro-
zess des „Rückwärts röntgen“ be-
gonnen werden, indem bewegli-
che Bildschirme um das Skelett
montiert wurden. Auf den Bild-
schirmen sieht man dann nicht die
Knochen, sondern den ganzen Vo-
gel mit Muskeln und Federn. Mit
Hilfe von Augmented Reality ent-
steht so vor den staunenden Augen
der Besucher ein Tier aus dem
150 Millionen Jahre zurückliegen-
den Oberjura. Dieser Archosaurier
gilt als Übergangsform zwischen
Echsenbecken – Dinosauriern und
Vögeln. Er ist ein wichtiger Be-
weis für die Evolutionstheorie. 

Nähere Informationen unter:
www.facebook.com/BaySpaSt
und unter http://www.museum-
solnhofen.de

Die Bayerische Sparkassenstif-
tung ist Ausdruck des gesellschaft-
lichen Engagements der bayeri-
schen Sparkassen und ihrer Ver-
antwortung für das Gemeinwohl.
Sie fördert seit 20 Jahren eine Viel-
zahl gemeinnütziger Projekte mit
derzeit deutlichen Schwerpunkten
in den Bereichen innovative Mu-
seumspädagogik, Umweltbildung
und Telemedizin.

Finanzminister Söder zum Ergebnis
der Mai-Steuerschätzung

Das Ergebnis der Mai-Steuerschätzung zeichnet einen positiven
Trend. Bund, Länder und Gemeinden können dank der erfreuli-
chen wirtschaftlichen Entwicklung auch in den kommenden Jah-
ren mit einer soliden Einnahmebasis rechnen. Bayern erwartet in
den nächsten beiden Jahren Steuermehreinnahmen von rund
5,1 Mrd. Euro, davon 4,4 Mrd. Euro aus der November-Schätzung
2013 und 0,7 Mrd. Euro aus der Mai-Schätzung 2014. 

„Wir werden konservativ pla-
nen. Sicherheit und Stabilität ste-
hen im Vordergrund. Bei der Auf-
stellung des Doppelhaushalts
2015/2016 ist strikte Ausgabendis-
ziplin erforderlich“, kündigte Fi-
nanzminister Dr. Markus Söder
bei seinem Bericht zum Ergebnis
der Mai-Steuerschätzung 2014 an.
Die Steuerschätzung sei zudem
naturgemäß mit Unsicherheiten
behaftet. Aktuelle Risiken für die
Konjunktur sind zum Beispiel die
Entwicklung in der Ukraine sowie
die Staatsschuldenkrise.

Die Mai-Steuerschätzung be-
stätigt im Wesentlichen die im 
2. Nachtragshaushalt 2014 veran-
schlagten Steuereinnahmen. Sö-
der: „Die Aufstellung des Doppel-

haushalts 2015/2016 wird kein
Wunschkonzert werden. Die Stei-
gerungsraten der letzten Jahre bei
den Ausgaben kann auch ein star-
kes Land wie Bayern nicht auf
Dauer durchhalten. Ziel ist, die er-
folgreiche Haushaltspolitik des
Freistaats fortzusetzen: Ein Haus-
halt ohne neue Schulden und wei-
tere Schuldentilgung.“ 

Minister Söder wies auf eine
Vielzahl von weitgehend festen
Vorbelastungen für den kommen-
den Doppelhaushalt hin. Zu nen-
nen seien steigende Zahlungen in
den Länderfinanzausgleich, der
Tarifabschluss im Öffentlichen
Dienst und zum Beispiel höhere
Kosten für Asyl oder Kinderbe-
treuung.
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IHK-Konjunkturumfrage Frühjahr 2014:

Schwäbische Wirtschaft 
weiterhin im Hoch

Die gute konjunkturelle Stimmung der schwäbischen Wirtschaft
setzt sich auch im Frühjahr fort. Lediglich einige Branchen ver-
zeichnen Einbußen bei Nachfrage und Umsatz, bleiben aber für die
kommenden Monate optimistisch.

Die Wirtschaft in Schwaben ist
auch im Frühjahr in bester Stim-
mung. Allerdings darf der Einfluss
der jüngsten wirtschaftspolitischen
Diskussionen nicht vernachlässigt
werden. Die Rente mit 63 sowie
die Einführung des Mindestlohns
sind geplante Maßnahmen der
Bundesregierung, die mit weiteren
politischen Unwägbarkeiten das
Klima eintrüben. 

Große Zufriedenheit

Aktuell zeigen sich die schwäbi-
schen Unternehmen sehr zufrie-
den mit dem Verlauf ihrer Ge-
schäfte. Die Nachfrage verzeich-
net zwar einen leichten Rückgang
gegenüber dem Jahresbeginn,
bleibt aber auf dem hohen Niveau
der Herbstumfrage vom letzten
Jahr. Hierbei spielt mitunter auch
das etwas reduzierte Konsumver-
halten der privaten Haushalte eine
Rolle. 

Gute Prognosen

IHK-Präsident Dr. Andreas
Kopton zeigt sich sehr zufrieden
mit den aktuellen konjunkturellen
Entwicklungen in Schwaben: „Al-
le wesentlichen Konjunkturindika-
toren befinden sich im grünen Be-
reich und die von uns besonders
stark gewichteten Auftragseingän-
ge für die Industrie weisen im
Frühjahr nochmals etwas stärker
nach oben als bereits im Herbst
vergangenen Jahres.“ 

Die Frage, inwieweit die wirt-
schaftspolitischen Pläne in den
nächsten Monaten für Bremsef-
fekte bei der Konjunktur sorgen,

wird sorgfältig zu beobachten sein.
Die Prognosen der Firmen sind
gut. Bis auf eine leichte Dämp-
fung der Investitionsabsichten
im Inland rechnen sie mit stei-
gender Nachfrage und einem
positiven Beschäftigungsauf-
bau.

Industrie: Stimmung 
bleibt weiterhin gut

Die zufriedene Stimmung unter
den Industriebetrieben hält weiter
an: 45 Prozent sprechen von einer
befriedigenden, 47 Prozent sogar
von einer guten Geschäftslage.
Die Unternehmer berichten von
steigenden Aufträgen, vor allem
das Inlandsgeschäft hat eine Bele-
bung erfahren. Auch der Auftrags-
bestand hat seit Jahresbeginn kräf-
tig zugelegt. Fast neun von zehn
befragten Betrieben sehen sich ak-
tuell voll bzw. befriedigend ausge-
lastet. 

Für die Zukunft erwarten die In-
dustriebetriebe weiterhin gute Ge-
schäfte, lediglich sieben Prozent
rechnen mit einer Verschlechte-
rung. Auch bei der Nachfrage ge-
hen die Unternehmer von weiteren
Zuwächsen aus. Zudem wollen
mehr Firmen als noch zur Herbst-
umfrage sowohl ihre Investiti-
onstätigkeit ausweiten als auch zu-
sätzliches Personal einstellen.

Unternehmensbezogene
Dienstleistungen:
Optimismus trotz
Einbußen beim Umsatz

Im Vergleich zum Jahresbeginn
hat sich die Zahl der Betriebe, die

von rückläufigen Umsätzen spre-
chen, zwar erhöht, aber die Dienst-
leister beschreiben ihre aktuelle
Lage recht positiv. Mehr als neun
von zehn Befragten zeigen sich
sehr zufrieden oder zufrieden mit
dem Verlauf ihrer Geschäfte. Die
Auslastung war in den vergange-
nen sechs Monaten auf hohem Ni-
veau.

Blick in die Zukunft

Der Blick in die Zukunft bleibt
aber ungetrübt. Lediglich sieben
Prozent rechnen mit schlechte-
ren Geschäften. Beim Umsatz
geht nur knapp jeder zehnte Be-
trieb von einer weiteren Dämp-
fung aus. Zudem planen vier von
zehn Firmen wieder mehr zu in-
vestieren.

Baugewerbe: Bautätigkeit
etwas abgeschwächt

Die Stimmung ist gut im Bauge-
werbe. Lediglich sieben Prozent
beschreiben ihre aktuelle Ge-
schäftslage als schlecht. Auffällig
ist allerdings, dass das Volumen
der Bauaufträge insgesamt rück-
läufig ist. Fast ein Viertel spricht
hier von gesunkener Nachfrage,
das sind rund 12 Prozentpunkte
mehr als noch im Herbst. Auch
beim derzeitigen Auftragsbestand
geben nur 15 Prozent „größer als
saisonüblich“ an. Diese Zahl lag
zu Jahresbeginn noch bei 33 Pro-
zent.

Trotz der etwas gedämpften
Nachfrage erwartet die Unterneh-
mer keineswegs eine Flaute: Fast
acht von zehn Betrieben rechnen
mit steigendem oder konstanten
Auftragsvolumen. Auch die Aus-
lastung soll auf einem hohen Ni-
veau bleiben.

Transportgewerbe:
Zufriedenheit, aber
Umsatzentwicklung stagniert

Die Mehrheit des Transportge-
werbes ist mit dem laufenden Ge-
schäft zufrieden. Allerdings sta-
gniert die positive Entwicklung
der Umsatzzahlen vom Herbst
2013 ein wenig. Weniger Betriebe

sprechen von gestiegenem Um-
satz und die Zahl derer, die „ge-
sunken“ angeben, ist gestiegen,
dafür aber geben sechs von zehn
Firmen eine gleichbleibende Si-
tuation an. 

Der Optimismus der Branche
bleibt ungebremst. Dass mehr
Firmen mit einem Umsatzrück-
gang rechnen, kann die Stim-
mung nicht trüben, denn 44 Pro-
zent gehen künftig von einer
Steigerung aus. Derzeit wollen
28 Prozent ihren Personalbe-
stand aufstocken.

Großhandel: Positive Zahlen
bringen Zuversicht

Klagten die Großhändler im
Herbst vergangenen Jahres über
Einschnitte im Umsatzbereich,
so hat sich die Situation aktuell
deutlich verbessert. Die Bran-
che verzeichnet ein Umsatzplus
und nur noch 21 Prozent bekla-
gen einen Rückgang in diesem
Bereich. Vor sechs Monaten
waren es noch doppelt so viele.
Auch die Ertragslage hat sich
merklich verbessert. 

Für das nächste halbe Jahr er-
warten die Betriebe eine ähnlich
gute Entwicklung wie bisher. So
setzt fast jedes zweite Unterneh-
men darauf, dass die Umsätze
weiter steigen, vor allem der In-
landsumsatz soll kräftig zule-
gen. Diese Stimmung spiegelt
sich auch in den überaus positi-
ven Investitions- und Beschäfti-
gungsplänen wider.

Einzelhandel: 
Leichte Trübung

Im Einzelhandel hat sich das
Geschäftsklima im Vergleich zum
Jahresbeginn zwar etwas einge-
trübt, verbleibt aber dennoch über
dem langfristigen Durchschnitt
auf einem guten Niveau. Beim ak-
tuellen Warenbestand geben ge-
rade einmal acht Prozent „kleiner
als saisonüblich“ an. Die Um-
sätze hingegen erhalten wesentlich
mehr schlechte Bewertungen als
zur letzten Herbstumfrage. Fast
ein Drittel verzeichnet hier Ein-
bußen.

Die Erwartungen der Einzel-
händler für die nächsten Monate
sind wieder optimistischer als
noch im Herbst. Bei der künftigen
Geschäftslage gehen fast 90 Pro-
zent von einer Verbesserung oder
konstanten Situation aus. Auch
die Umsätze sollen wieder kräf-
tig steigen.

KfW-Kommunalpanel 2014:

Entspannung ja, 
Entwarnung nein

Reaktionen von Deutschem Städtetag 
und Deutschem Landkreistag

Trotz einer im Vergleich zur Vorjahresuntersuchung etwas ent-
spannteren Lage belegt der kürzlich veröffentlichte KfW Kom-
munalpanel 2014 die nach wie vor deutlich unterfinanzierte Si-
tuation der kommunalen Infrastruktur. Die Erhebung beziffert
den kommunalen Investitionsstau mit aktuell 118 Mrd. Euro und
damit mit 10 Mrd. Euro weniger als 2013. Im gleichen Jahr inve-
stierten die Kommunen entsprechend der Finanzstatistik bundes-
weit knapp 21 Milliarden Euro vor allem in den Bereichen
Straßen und Verkehrsinfrastruktur, Schulen und Bildung sowie
Kinderbetreuung.

Der Deutsche Städtetag sieht
seine mehrfach geäußerten Sor-
gen wegen des erheblichen In-
vestitionsrückstandes in den
Kommunen deutlich bestätigt.
Besonders dramatisch sind aus
seiner Sicht die viel zu geringen
Investitionen im Bereich der
kommunalen Infrastruktur und
vor allem im Verkehrsbereich,
aber auch die pessimistischen
Prognosen hinsichtlich der ge-
ringen Investitionsmöglichkei-
ten finanzschwächerer Kom-
munen. 

Finanzielle Überforderung

Wie der Hauptgeschäftsführer
des Deutschen Städtetages Dr.
Stephan Articus hervorhob,
„überfordert  die dringend not-
wendige Sanierung von wichti-
gen kommunalen Brücken und
Straßen viele Städte finanziell.
Die Städte brauchen von Bund
und Ländern dringend ein So-
fort- oder Notprogramm, das
bei der Reparatur neuralgischer
Verkehrsinfrastruktur nicht nur
auf der Bundesebene, sondern
auch auf der kommunalen Ebe-
ne wirkt.“ 

Die Städte wollen Articus zufol-
ge erreichen, dass die Kommunen
im Laufe dieser Legislaturperiode
bundesweit um mehr als die bisher
zugesagten 3 Milliarden Euro ent-
lastet werden. Die Kommunen
benötigten spürbare Entlastungen
bei den Sozialausgaben über die
vorgesehene Vorabhilfe von 1 Mil-
liarde Euro jährlich hinaus bereits
in dieser Legislaturperiode und
nicht erst beginnend mit dem Jahr
2018.

Nach Auffassung des Deut-
schen Landkreistages bereiten
insbesondere die Straßen- und
Verkehrsinfrastruktur sowie der
Zustand der Schulgebäude die
größten Sorgen: „Wir setzen be-
reits 80 % unserer Investitions-
mittel in diesen Bereichen ein.
Trotzdem reicht in vielen Krei-
sen das Geld hinten und vorne
nicht. Auch 2013 konnte knapp
die Hälfte der 295 Landkreise
ihre Haushalte nicht zum Aus-
gleich bringen“, beklagte Prä-
sident Reinhard Sager die Si-
tuation. 

Hoher Investitionsbedarf

Insgesamt machten die für die
Landkreise besonders bedeutsa-
men Bereiche der Straßen- und
Verkehrsinfrastruktur, der Kin-
derbetreuung und der Bildungs-
einrichtungen gut die Hälfte 
des Investitionsstaus aus. „Im
Schulbereich haben wir einen
großen Investitionsbedarf, etwa
mit Blick auf die auch für die
Energiewende bedeutsame ener-
gietische Sanierung. 

Demgegenüber konnten zwar
konjunkturbedingt mehr Mittel
für die Straßen eingesetzt wer-
den; dennoch bleibt vor allem
der Straßen- und Verkehrsbe-
reich eindeutig das Sorgen-
kind“, stellte Sager fest. Den-
noch gebe es auch positive Sig-
nale: So konnte bei der Kinder-
betreuung der Investitionsstau
signifikant zurückgeführt wer-
den. Auch sei das kommunale
Investitionsniveau im vergan-
genen Jahr wieder etwas ange-
stiegen, bemerkte Sager. DK

Nachtragshaushalt 2014:

Größenordnung: 50 Mio. Euro
„Die CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag hat im Nach-
tragshaushalt 2014 einige zusätzliche Schwerpunkte gesetzt:
Mit insgesamt rund 50 Millionen Euro wollen wir in erster Li-
nie die Infrastruktur verbessern, die Energieeinsparung bei
staatlichen Gebäuden vorantreiben, den Bildungsbereich stär-
ken und unsere Polizistinnen und Polizisten durch eine noch si-
cherere Schutzausrüstung vor Gewalt noch besser schützen“,
so Thomas Kreuzer, Vorsitzender der CSU-Fraktion im
Bayerischen Landtag.

„Bayern hat erneut einen Haus-
halt ohne neue Schulden und tilgt
darüber hinaus in diesem Jahr wei-
tere 540 Millionen Euro Altschul-
den. Ziel bleibt ein schuldenfreier

enz staatlicher Gebäude erhöhen
und so die Energiewende unter-
stützen. 5,5 Millionen Euro sind
für eine weitere Verbesserung der
Schutzausrüstung der bayerischen
Polizisten vorgesehen.

„So werden wir die Bewahrer
unserer Demokratie noch besser
vor Gewalt schützen“, sagte Win-
ter. Für Investitionen in staatlichen
Liegenschaften sind insgesamt
fünf Millionen Euro vorgesehen,
mit denen auch ein Mindestmaß
an Barrierefreiheit geschaffen wer-
den soll.

Daneben sollen zusätzliche
zwei Millionen Euro für Maßnah-
men aus dem Landesbehinderten-
plan und weitere 1,75 Millionen
Euro für den Ausbau der Asylso-
zialarbeit bereitgestellt werden.
Auch im Bildungsbereich hat die
CSU-Fraktion mit ihrer Mehrheit
im Haushaltsausschuss weitere
Verbesserungen beschlossen: Die
Entwicklung einer neuen Software
zur Förderung der digitalen Bil-
dung in Bayern soll mit fast einer
Million Euro gefördert werden.
Außerdem unterstützt der Freistaat
auf Initiative der Fraktion pri-
vate Schulträger von Grund- und
Haupt-/Mittelschulen verstärkt bei
der Schulaufwandspauschale.

„Durch diese Änderungen wird
der Regierungsentwurf zum
Nachtragshaushalt 2014 um wich-
tige Anliegen unserer Fraktion 
ergänzt“, bemerkte Kreuzer ab-
schließend.

Neues Praxishandbuch:

Gemeindeordnung, Landkreisordnung,
Verwaltungsgemeinschaftsordnung 

für den Freistaat Bayern
Diese Textausgabe von Wolfgang Magg, Geschäftsführendes

Präsidialmitglied des Bayerischen Landkreistags a.D., begrün-
det von Hans von Koch und Dr. Oskar Tschira, stellt die gel-
tenden Kommunalgesetze sowie die Geschäftsordnungs-
muster des Bayerischen Gemeindetags und die Musterge-
schäftsordnung des Bayerischen Landkreistags auf aktuellem
Stand dar und berücksichtigt sämtliche seit der Vorauflage
eingetretenen Rechtsänderungen. Enthalten ist darüber hinaus
der Mustergeschäftsverteilungsplan mit dem Organigramm
für Landratsämter. 

Eine umfangreiche Einleitung verschafft einen guten Überblick,
beispielsweise über Stellung und Aufgaben der Gemeinden
und Landkreise sowie über die Pflichten der Gemeinde- bzw.
Kreisräte als Mitglieder der Vertretungskörperschaft. Außer-
dem fasst der Autor die Grundlagen der staatlichen Aufsicht
und des Finanzwesens der Gemeinden und Landkreise über-
sichtlich zusammen. 

Schwerpunkt des Bandes ist die Sammlung der Vorschriften,
die für die praktische Arbeit im Gemeinderat und Kreistag von
besonderer Bedeutung sind. Enthalten sind unter anderem

die Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern,
die Landkreisordnung für den Freistaat Bayern,
die Verwaltungsgemeinschaftsordnung,
die Verordnung über Aufgaben der Großen Kreisstädte,
Auszüge aus dem Grundgesetz und 
Auszüge aus der Verfassung des Freistaates Bayern.

Das ausführliche Stichwortverzeichnis mit vergleichender
Gegenüberstellung der Vorschriften führt schnell zur ge-
wünschten Information und rundet das Praxishandbuch ab.

Erschienen ist die Publikation im Richard Boorberg Verlag
GmbH & Co KG; bestellung@boorberg.de; www.boorberg.de;
2014, 17. Auflage, 366 Seiten, € 19,80; ab 8 Expl. € 19,–; ab
20 Expl. € 18,20; ab 40 Expl. € 17,40; ab 75 Expl. € 16,–;
Mengenpreise nur bei Abnahme durch einen Endabnehmer
zum Eigenbedarf; ISBN 978-3-415-05206-2.

Huml dringt auf verlässliche
Krankenhausfinanzierung

Bayerns Gesundheitsministerin bei erster Sitzung der
Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Krankenhausreform

Gesundheitsministerin Melanie Huml dringt auf eine verläss-
liche Krankenhausfinanzierung. Sie betonte: „Qualität ist
nicht umsonst zu haben. Bayern will eine hochwertige Patien-
tenversorgung. Dafür brauchen unsere Krankenhäuser eine fi-
nanziell gesicherte Zukunft.“

Die Ministerin fügte hinzu:
„Hier sehe ich eine der Haupt-
aufgaben dieser Arbeitsgruppe.
Im Interesse der Patienten muss
die immer weiter auseinander-
klaffende Schere zwischen Ein-
nahmen und Ausgaben nachhal-
tig geschlossen werden. Dabei
ist jetzt der Bund gefordert.“

Wichtig sei insbesondere, dass
die tatsächlichen Kostensteige-
rungen besser als bisher bei den
Preisen berücksichtigt werden.
Huml unterstrich: „Und soweit
Qualitätsvorgaben des Gemeinsa-
men Bundesausschusses - wie zu-
letzt für die Versorgung von Früh-
geborenen - zusätzlichen Perso-
nalaufwand verursachen, muss
dieser zeitnah mit entsprechend
höheren Vergütungen berücksich-
tigt werden.“

Soforthilfe

Auf Initiative Bayerns im Bun-
desrat hatte die vom Bund im Juli
2013 beschlossene Soforthilfe
den Kliniken Mehreinnahmen
von 165 Millionen Euro bis Ende
2014 ermöglicht. Huml betonte:

„Diese kurzfristige Hilfe konnte
nur Schlimmeres verhindern, das
Problem aber nicht lösen. Die
Krankenhäuser brauchen eine
nachhaltig gesicherte Finanzie-
rung ihrer Betriebskosten. Des-
halb müssen nun die entsprechen-
den Beschlüsse aus dem Koaliti-
onsvertrag auf Bundesebene um-
gesetzt werden.“

Bayern wird seiner
Verpflichtung gerecht

Den Vorwurf aus der Bundes-
politik, die Länder kämen ihren
Verpflichtungen zur Finanzie-
rung von Bau und Ausstattung
der Krankenhäuser nicht nach,
wies Huml für Bayern zurück.
Sie bekräftigte: „Bayern wird
seiner Verpflichtung gerecht.
Wir wollen eine qualitativ hoch-
wertige medizinische Versor-
gung für die Menschen in ganz
Bayern erhalten. Deshalb haben
wir den Etat für die Finanzie-
rung der Krankenhausinvesti-
tionen bereits seit dem Jahr
2013 auf 500 Millionen Euro
jährlich erhöht.“

Thomas Kreuzer.

Freistaat Bayern bis 2030“, erklär-
te Peter Winter, finanzpolitischer
Sprecher der CSU-Fraktion und
Vorsitzender des Haushaltsaus-
schusses des Bayerischen Land-
tags.

Die öffentliche Infrastruktur
werde durch zusätzliche 25 Millio-
nen Euro für die Bestandser-
haltung der Staatsstraßen und
Brücken in der Fläche gestärkt.
„Damit verbessern wir insbeson-
dere die Anbindung des ländlichen
Raums an die großen Ballungsräu-
me“, betonte Kreuzer. Mit weite-
ren zehn Millionen Euro will die
CSU-Fraktion die Energieeffizi-
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Zukunft der Kommune:
bargeldlos?

Unter dem Motto „Alles auf eine Karte: Ist die Zukunft der Kom-
mune bargeldlos?“ lud die Initiative GeldKarte zu ihrer Jahresver-
anstaltung in Berlin ein. Sie versteht sich als Netzwerk für Unter-
nehmen und Institutionen, die die GeldKarte akzeptieren oder die
hierfür notwendige Infrastruktur bereitstellen. 

eGovernment, ePayment und
die Erneuerung der IT-Infrastruk-
tur sind die Schlagworte der Ver-
waltungsmodernisierung in den
Kommunen. Betroffen sind neben
der internen Kommunalverwal-
tung auch die Zuständigkeiten von
externen Verantwortlichen, et-
wa bei Parkraumbewirtschaftung,
ÖPNV, E-Mobilität, Jugend-
schutz, Bildung und Subventionie-
rung. Die Initiative GeldKarte dis-
kutierte gemeinsam mit Vertretern
von Kommunen, Banken und
Handel, welche Möglichkeiten
und Chancen bargeldlose Bezahl-
systeme und Chiptechnologien für
kommunale Projekte bieten. 

Türöffner für
spannende Projekte

„Kundenfreundliche Bezahlver-
fahren und geringe Transaktions-
kosten werden immer wichtiger“,
betonte Ingo Limburg, Vorstands-
vorsitzender der Initiative Geld-
Karte e.V. Die Chiptechnologie
könne deshalb ein Türöffner für
spannende Projekte in der Kom-
mune sein. Voraussetzung sei eine
entsprechende Infrastruktur. 

In der Praxis zeigt sich: Die
Nachfrage ist groß, zum Beispiel
in der Parkraumbewirtschaftung,
bei Bus und Bahn oder in Bür-
gerämtern, so Kay Heidemann,
Leiter Projektmanagement und
Produktentwicklung der S-Card
Service GmbH. Wenn es darum
geht, Kommunen auf den neue-

sten technologischen Stand zu
bringen, hat Franz-Reinhard Hab-
bel vom Deutschen Städte- und
Gemeindebund ganz konkrete
Vorstellungen: Abläufe vereinfa-
chen, beschleunigen und gleichzei-
tig Qualität und Sicherheit gewähr-
leisten. Dafür müssten Konzepte
entwickelt werden, die Bürger und
Verwaltung gleichermaßen entla-
sten. Annette Sawade, MdB, warb
ihrerseits für mehr Offenheit: Gera-
de bei Behördengängen wäre es
sinnvoll, über die GeldKarte Ge-
bühren bis zu einer gewissen Höhe
einziehen zu können. 

Michael Lämmermeier, Abtei-
lungsleiter im Fachbereich Bil-
dung, Familie und Sport der Stadt
Ludwigsburg, berichtete von posi-
tiven Erfahrungen: Die GeldKarte
habe beim Einsatz in der Schulver-
pflegung und bei der sozialen Sub-
ventionierung, aber auch beim Par-
ken bewiesen, dass sie für die
Kommune und die Bürger prak-
tisch ist. In Ludwigsburg sei das
Konzept „Alles auf eine Karte“
aufgegangen. Das Einsparpotenzial
durch geringe Transaktionskosten
sei nicht zuletzt in Zeiten knapper
kommunaler Kassen ein starkes Ar-
gument für den goldenen Chip.

Auch Frank Jauch, Jenaer Fi-
nanzdezernent, hat mit JenaBonus
auf Basis des GeldKarte-Systems
gute Erfahrungen gemacht. Gleich-
zeitig betonte Jauch, dass kommu-
nale Vorhaben wie diese immer
stark vom Engagement der ver-
schiedenen Partner abhingen. DK

Reformen 
und Lösungsansätze

DStGB zur Neuordnung der Finanzbeziehungen
zwischen Bund, Ländern und Kommunen

Bund, Länder und Kommunen sind in Deutschland mit über
zwei Billionen Euro verschuldet. Täglich müssen dafür fast 170
Millionen Euro Zinsen aufgebracht werden. Trotz eines guten
Wirtschaftswachstums und zurückgehender Arbeitslosigkeit
kommen die staatlichen Haushalte nicht ohne neue Schulden aus.

Mit der Bewältigung des de-
mografischen Wandels, der Um-
setzung der Energiewende, der
Behebung des Investitionsstaus
und dem Abbau der Schulden
steht Deutschland vor großen
Herausforderungen. Zur Lösung
dieser zentralen Fragen ist nach
Auffassung des Deutschen
Städte- und Gemeindebunds ei-
ne Neuordnung der Finanzbe-
ziehungen zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen unver-
zichtbar. „Die bestehenden In-
strumente müssen reformiert
und neu ausgerichtet werden“,
heißt es dazu in einem Positi-
onspapier. 

Länderfinanzausgleich

Stichwort Länderfinanzaus-
gleich: 2012 zahlten drei Län-
der ein, nämlich Bayern, Hes-
sen und Baden-Württemberg.
Die restlichen 13 Länder sind
Nehmerländer. Insgesamt wur-
den im Jahre 2012 7,9 Mrd. Eu-
ro auf diesem Wege verteilt.
Größter Nutznießer dieses Län-
derfinanzausgleichs ist seit der
Deutschen Einheit Berlin. Im
Jahr 2012 hat die Stadt einen
Zuschuss von 3,3 Mrd. Euro be-
kommen. Seit der Wiederverei-
nigung erhielt Berlin rund 48,7
Mrd. Euro. Auf Platz 2 der Neh-
merländer steht seit der Wieder-
vereinigung Sachsen mit 18,2
Mrd. Euro gefolgt von Sachsen-
Anhalt mit 10,6 Mrd. Euro. Auf
der anderen Seite müssen Hes-
sen, Bayern und Baden-Würt-

temberg seit Jahren mit Abstand
die größten Beträge für den
Länderfinanzausgleich zur Ver-
fügung stellen. 

Zwischen 1990 und 2012
zahlte Hessen 39,8 Mrd. Euro,
Bayern 42,2 Mrd. und Baden-
Württemberg 38,4 Mrd. Euro.
Das Ausgleichsverfahren im
Länderfinanzausgleich ist so
gestaltet, dass die finanzielle
Rangfolge der Länder grund-
sätzlich erhalten bleibt, das
heißt, wer wie Bayern vorher
sehr gut aufgestellt ist, steht
auch hinterher sehr gut da. Den-
noch verringert der Länderfi-
nanzausgleich nach Ansicht von
Kritikern den Anreiz, die eigene
Finanzlage zu verbessern. So
stellen die Empfängerländer
Rheinland-Pfalz und Nord-
rhein-Westfalen das dritte Kin-
dergartenjahr beitragsfrei, das
Geberland Bayern hat bisher
diesen Schritt nicht vollzogen. 

Unverzichtbare Reform

Das gegenwärtige Aus-
gleichssystem ist in seinen
Strukturen älter als 40 Jahre.
„Eine Reform ist unverzicht-
bar, wenn wir den Auftrag des
Grundgesetzes ‚gleichwertige
Lebensverhältnisse‘ füllen  wol-
len“, heißt es in dem Papier.
Zielrichtung müsse nicht der
Wettbewerbsföderalismus, son-
dern der kooperative Föderalis-
mus sein. Flächendeckend müs-
se es ein gewisses vergleichba-
res Maß an öffentlichen Lei-

stungen im Sinne der Daseins-
vorsorge für die Bürger geben.
Aus diesem Grund sei ein refor-
mierter Finanzausgleich in ein
System einzubetten, das der Be-
dürftigkeit im Sinne eines er-
höhten Bedarfs an öffentlichen
Leistungen folgt und die jewei-
lige Aufgabenlast als Bemes-
sungsgrundlage für eine Finanz-
zuweisung berücksichtigt. Die
geplante Finanzverfassung ab
2020 solle weniger Wert auf den
horizontalen Finanzausgleich
legen als vielmehr den vertika-
len Ausgleich zwischen Bund,
Ländern und Kommunen stär-
ken.

Vertikaler Ausgleich

Eine stärkere vertikale Vertei-
lung muss nach Ansicht des
DStG insbesondere folgende
Punkte enthalten: 1. Dauerhafte
Entlastung der Kommunen, 2.
Basisversorgung öffentlicher
Daseinsvorsorge sichern, 3. In-
vestitionen vor Ort fördern und
4. Innovationen in Ländern und
Kommunen fördern.

Was den Solidaritätszuschlag
anbelangt, so beträgt dieser zur-
zeit 5,5 % auf die Einkommens-
steuer, die Kapitalertragssteuer
und die Körperschaftssteuer. Er
ist nicht befristet. Die Einnah-
men aus dem Solidaritätszu-
schlag haben sich laut DStGB
sehr gut entwickelt: „Im Jahre
2005 betrugen die Einnahmen
aus dem Solidaritätszuschlag
10,3 Mrd. Euro. Im Jahre 2013
waren es 14 Mrd. Euro und für
die Jahre bis 2018 wird eine
Steigerung auf 17 Mrd. Euro er-
wartet.“ Der Bund habe sich im
Jahre 2013 trotz gut laufender

Konjunktur erneut mit über 20
Mrd. Euro verschulden müssen,
weshalb kaum zu erwarten sei,
„dass er mittelfristig in der Lage
sein wird, seinen Haushalt kom-
plett auszugleichen und Alt-
schulden abzubauen“. 

Vor diesem Hintergrund sei es
fraglich, ob der Bund auf über
14 Mrd. Euro aus dem Solida-
ritätszuschlag verzichten kann.
Politisch erachtet es der Ver-
band als sinnvoll, den Solida-
ritätszuschlag weiter zu einem
Investitionsfonds für benachtei-
ligte Kommunen und Regionen
in Deutschland zu entwickeln –
unabhängig von der Himmels-
richtung und als Instrument
zum Altschuldenabbau. Im
Rahmen der anstehenden Fö-
deralismusreform werde es al-
lerdings notwendig sein, das
Kooperationsverbot zwischen
Bund und Kommunen aufzuhe-
ben und gleichzeitig auch be-
stimmte Investitionsleistungen
vom Bund an die Kommunen
zu ermöglichen.

„In der Grundstruktur könnte
man den Investitionsfonds auf-
bauen wie die EU-Strukturför-
dermittel“, so der Vorschlag des
DStGB. Anhand der Faktoren
demografische Entwicklung,
Arbeitslosigkeit sowie Wirt-
schafts- und Steuerkraft könnte
man die Gebiete in Deutschland
(Regionen) in Fördergebiete I
und II einteilen und damit eine
gewisse Vergleichbarkeit si-
cherstellen. Bei der Schaffung
und Umsetzung der erforderli-
chen Mechanismen werde es er-
forderlich sein, das Kooperations-
verbot zwischen Bund und Kom-
munen aufzuheben. Dass sich
dieses nicht bewährt habe, zeig-
ten beispielsweise die nachträg-
lich im Grundgesetz geschaffe-
nen Ausnahmen im Hochschul-
und IT-Bereich. DK

Neuer FolgekostenSchätzer:

Hilfe für Städte und Gemeinden
bei der Bauleitplanung

Die gezielte Innenentwicklung und der sparsame Umgang mit
der endlichen Ressource ‘Boden’ sind zentrale Handlungsfel-
der unserer zukunftsorientierten Siedlungspolitik. Das beton-
ten Bayerns Innen- und Bauminister Joachim Herrmann und
Umweltminister Dr. Marcel Huber. 

Huber: „Der Schutz unserer
Lebensgrundlagen hat oberste
Priorität. Deshalb muss der
Flächenverbrauch deutlich re-
duziert werden. Durch eine ge-
zielte Innenentwicklung in den
Kommunen und die erneute
Nutzung von bereits bebauten
Flächen kann dieses Ziel er-
reicht werden. Neubauten auf
der grünen Wiese versiegeln
nicht nur wertvolle Flächen, sie
sind auch oft teurer als ge-
dacht.“ 

Neue Software

Die genauen Kosten eines
Bauvorhabens zeigt eine neue
kostenfreie Software für Städte
und Gemeinden, deren Pro-
grammierung und Erprobung
das Bayerische Innenministeri-
um und das Umweltministerium
mit rund 100.000 Euro finan-
ziert haben. 

Folgekosten
bereits im Vorfeld
abschätzbar

Herrmann: „Mit dem Folge-
kostenSchätzer können unsere
Städte und Gemeinden die In-
frastruktur-Folgekosten von
neuen Wohngebieten bereits im
Vorfeld abschätzen. So können
sie in einem frühen Planungs-
stadium Varianten vergleichen

und künftige finanzielle Bela-
stungen minimieren. Der Folge-
kostenSchätzer erlaubt auch
einen Vergleich mit alternativen
Projekten der Innenentwick-
lung. Seine Anwendung sollte
künftig in allen Städten und Ge-
meinden zum Standard werden,
da er Kostentransparenz für
die öffentliche Diskussion um
Flächenausweisungen schafft.“

In einem Modellprojekt, das
vom Bayerischen Landesamt
für Umwelt (LfU) gemeinsam
mit der Obersten Baubehörde
(OBB) im Bayerischen Innen-
ministerium durchgeführt wur-
de, haben bereits acht bayeri-
sche Kommunen den Folge-
kostenSchätzer erfolgreich auf
seine Praxistauglichkeit ge-
prüft.

Finanzielle Vorteile

Die Nutzung vorhandener
Baulücken im Ortskern hat un-
mittelbare finanzielle Vorteile
für Kommunen und Bürger.
Schließlich geben bayerische
Kommunen jedes Jahr viel Geld
für den Neubau von Straßen,
Gehwegen und Kanälen aus.
Gleichzeitig stagniert die Be-
völkerungszahl in Bayern, in
manchen Regionen geht sie so-
gar zurück. Die Folgekosten für
den Erhalt der Infrastrukturein-
richtungen müssen daher von

immer weniger Schultern getra-
gen werden.

Der ,FolgekostenSchätzer’
und die Begleitbroschüre ,Fol-
gekosten von Wohnbaugebie-
ten’ stehen kostenlos zur Verfü-
gung unter http://bit.ly/SKLaOI
oder http://bit.ly/1tiqI2w.

Insgesamt sind in Bayern
rund fünf Prozent der Gesamt-
fläche versiegelt. Aktuell beträgt
die tägliche Inanspruchnahme
von Freiflächen für Siedlungs-
und Verkehrsflächen in Bayern
17 Hektar pro Tag. Weniger als
die Hälfte davon werden über-
baut und versiegelt. 

Datenbank

Seit dem Höchststand im Jahr
2000 mit 28,4 Hektar ging der
Flächenverbrauch damit deut-
lich zurück. Um den Flächen-
verbrauch weiter zu reduzieren,
setzt der Freistaat auch auf das
,Bündnis zum Flächensparen’.
Im Jahr 2003 mit 23 Partnern
aus Staat, Kommunen, Kirchen,
Universitäten, Umwelt- und
Interessenverbänden gestartet,
wird es inzwischen von 52 In-
stitutionen getragen. 

Die ,Flächenmanagement-
Datenbank’ erleichtert Kommu-
nen die Innenentwicklung, in-
dem gezielt Leerstände im Orts-
kern identifiziert werden kön-
nen. Außerdem wurde die Wan-
derausstellung ,Wie wohnen?
Wo leben? Flächen sparen –
Qualität gewinnen’ an bayern-
weit inzwischen 125 Ausstel-
lungsorten gezeigt.
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Geschichten die ein
Lächeln zaubern

Mit einem Internet-Blog beschreitet der Chiemgau Tourismus e.V.
einen neuen Weg in der Online-Werbung. Landrat Siegfried
Walch informierte sich bereits vor dem Start bei Chiemgau Tou-
rismus e. V.-Geschäftsführer Stephan Semmelmayr und -Marke-
tingleiter Jens Hornung und zeigte sich beeindruckt. 

Das Erlebnis am See, eine ein-
drucksvolle Berg- oder Biketour,
die Begegnung mit alteingesesse-
nen Chiemgauern – echte Ur-
laubsgeschichten, die das Beson-
dere im Chiemgau zeigen und für
einen Urlaub in der Region begei-
stern. Zu lesen sind sie seit An-
fang Mai im neuen Chiemgau-
Blog unter www.chiemgau-ge-
schichten.de. Jens Hornung, Mar-
ketingleiter des Chiemgau Touris-
mus e.V.: „Unser Chiemgau über-
zeugt mit seiner Natürlichkeit,
seiner Vielfalt und dem Lebens-
gefühl dass die Menschen hier
verkörpern. Um dies persönlich,
ehrlich und echt zu vermitteln,
nutzen wir alle Kommunikations-
kanäle. Einheimische und Urlau-

ber sollen anderen Gästen direkt
erzählen, wie schön es bei uns
ist.“ Chiemgau-Fans können den
Blog mit wenigen Klicks abon-
nieren und versäumen so keinen
Einblick in die Seele des Chiem-
gaus. Jeder kann mitbloggen 

Buntes Mosaik

Der neue Blog wird vom Team
des Chiemgau Tourismus e.V. re-
daktionell betreut. Mitmachen
kann jeder, der eine „Geschichte,
die ein Lächeln zaubert“ aus dem
Chiemgau erzählen möchte, Gäste
genauso wie Einheimische. Inhalt-
lich gibt es nahezu keine Ein-
schränkungen – und es sind nicht
immer die großen Ereignisse, um

Landkreis Donau-Ries:

Lebensqualität im
Kreis ist Spitze 

Donauwörth (pm). Im Zuge des Markenbildungsprozesses für
den Landkreis Donau-Ries wurde vom Team der Stabsstelle Krei-
sentwicklung analysiert, in welchen Bereichen die Region zu den
TOP-Standorten Deutschlands gehört. Dafür konnte auf die De-
tailauswertung der Focus-Lebenswertstudie, bei der der Land-
kreis insgesamt auf Rang 3 landete, zurückgegriffen werden.
Landrat Stefan Rößle freut sich über die Ergebnisse: In zehn Ka-
tegorien ist die Region ausgezeichnet, in acht sehr gut. 

In der Focus-Studie wurden 33
Indikatoren bewertet, die zu sechs
Oberkategorien zusammengefas-
st wurden: Sicherheit & Risiken,
Jobs, Wohlstand, Kosten, Wohn-
raum & Infrastruktur sowie De-
mographie & Gesundheit. Es
wurden alle 402 Landkreise und
kreisfreien Städte in Deutschland
verglichen.

Konversionsmanager Stefan
Wieschebrock zu den einzelnen
Indikatoren: „Dass der Landkreis
Donau-Ries mit seiner geringen
Arbeitslosigkeit sehr gut dasteht,
war zu erwarten. 

Die Region schneidet aber
auch im Bereich Sicherheit mit
sehr wenigen Raubüberfällen und
Diebstählen ausgezeichnet ab
und gehört hier zu den besten 
10 % in Deutschland.“

Positiv ist auch das Verhältnis
der Gewerbean-  und -abmeldun-
gen zu bewerten. Mit Rang 22
steht man hier ebenfalls hervorra-
gend da. Im Jahr 2012 wurden
20% mehr Gewerbebetriebe an-
als abgemeldet. Dies zeugt von
guten wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen und einem positiven
Investitionsklima.   

Bemerkenswert ist zudem, dass
die Region in der Alterskategorie
der 18- bis unter 30-jährigen ein
positives Wanderungssaldo im
Jahr 2012 aufwies. Mit Ausnah-
me der Kreise Eichstätt und Neu-
burg-Schrobenhausen weisen die
benachbarten Landkreise einen
negativen Saldo auf. Noch erfreu-
licher ist das positive Wande-
rungssaldo in der Gesamtbetrach-
tung. Bezogen auf 1.000 Einwoh-
ner sind im Jahr 2012 per Saldo
8,4 Neubürger in den Kreis gezo-
gen. Hier steht man im deutsch-
landweiten Vergleich auf Rang 60
und bewegt sich damit in etwa
auf dem Niveau von klassischen
wachsenden Städten wie Ham-
burg oder Köln. 

Auch bei den weiteren demo-
graphischen Kennziffern schnei-
det man gut ab. Der Anteil der
Kinder bis 10 Jahre lag im Jahr
2011 bei 9,2%. Das bedeutet
deutschlandweit Rang 47. Eben-
falls positiv ist der Anteil der 10-
bis 25-jährigen an der Gesamtbe-
völkerung: 17,5 % entsprechen
Rang 68. 

Landrat Rößle hofft, dass die

Aktivitäten des Landkreises, eine
verantwortungsvolle Kreispolitik
sowie die gute Arbeit der Stabs-
stelle Kreisentwicklung mit zahl-
reichen Initiativen auch in Zu-
kunft zu solchen positiven Ergeb-
nissen führen: „Momentan stehen
wir ausgezeichnet da. Die demo-
graphischen Zahlen des Jahres
2012 sind durchweg positiv ge-
wesen. Dies sind allerdings nur
Momentaufnahmen. Wenn wir
der prognostizierten demographi-
schen Entwicklung entgegenwir-
ken wollen, sind weiterhin massi-
ve Anstrengungen nötig. Mit dem
aktuell laufenden Prozess zur Bil-
dung einer Marke Donau-Ries
gehen wir hierfür den richtigen
Schritt.“ 

KULTURmobil 2014: 

Zeitgemäße 
Regional-Kulturarbeit

KULTURmobil, das fahrende Theater des Bezirks Niederbayern,
tourt ab 28. Juni wieder durch ganz Niederbayern. 60 Vorstellun-
gen an 30 Orten stehen dann auf dem Programm: jeweils am
Nachmittag um 17 Uhr das charmante Kinderstück „An der Ar-
che um acht“ von Ulrich Hub und am Abend um 20 Uhr die
Komödie „Der Revisor“ von Nikolai Gogol.

Übers Land fahren, unter frei-
em Himmel auf Märkten und
Plätzen das Publikum mit einer
professionellen Künstlertruppe
unterhalten - dieser Idee widmet
sich das 1997 ins Leben gerufene
KULTURmobil. Von Anfang an
fand das Projekt die einmütige
Unterstützung der Mitglieder des
Bezirkstags von Niederbayern.
Orientiert an den Aufgaben der
regionalen Kulturpflege werden

jährlich neue, moderne Theater-
Produktionen angeboten.

LKW-Bühne 
im Agrarbildungszentrum

Der Bezirk Niederbayern stellt
damit ein einzigartiges Beispiel
für zeitgemäße Regional-Kultur-
arbeit vor, wobei der Traditions-
bezug erhalten bleibt: Der Wagen
der „Fahrenden“, den früher Pfer-

Höllental und Mainblick
Panorama-Rundwanderweg feierlich eröffnet

Der Panorama-Rundwanderweg „Höllental und Mainblick“ ist
eröffnet. Mitte Mai 2014 wurde der Wanderweg auf der Bism-
arckhöhe Schweinfurt offiziell seiner Bestimmung übergeben. Im
Beisein der Öffentlichkeit und zahlreicher Vertreter der örtlichen
Wandervereine enthüllte Oberbürgermeister Sebastian Remelé
zusammen mit der stellvertretenden Landrätin Christine Bender
und dem Bürgermeister von Schonungen Stefan Rottmann sym-
bolisch die Panoramatafel an der Bismarckhöhe. 

Auf Initiative von Oberbürger-
meister a.D. Kurt Petzold (Ehren-
bürger der Stadt Schweinfurt) und
Dr. Thomas End (Mitglied des

Stadtrates) wurde der Vorschlag
zur Anlage eines Lehr- und Wan-
derpfades „Höllental“ aufgegrif-
fen. Die Stadt, der Landkreis und
die Gemeinde Schonungen haben
dieses Projekt zusammen mit der
Werbeagentur Ludwig und Höh-
ne aus Schweinfurt gemeinsam
realisiert. Die Mitarbeiter der je-
weiligen Servicebetriebe haben
den Rundwanderweg mit einem
eigenen Markierungszeichen
„Höllental und Mainblick“ her-
vorragend ausgeschildert. Der
Weg ist im Rahmen des ganzheit-
lichen Wanderkonzeptes des
Landkreises Schweinfurt inte-
griert und wird bei entsprechen-
den Marketingaktivitäten zukünf-
tig berücksichtigt.

Beliebter Sonntagsausflug

Schon in früheren Generatio-
nen war dieser Weg ein beliebter
Sonntagsausflug, nicht nur der
Schweinfurter Bürgerinnen und

Bürger. Der abwechslungsreiche
Rundweg startet am Biotop Höl-
lental und führt auf rund 8 km auf
der Anhöhe zwischen Schwein-
furt und Mainberg vorbei am
Aussichtsturm an der Peterstirn,
dem sogenannten „Beerhüter-
turm“ über die Bismarckhöhe
und weiteren Stationen zurück
zum Ausgangspunkt.

Kurzweilige 
Erlebniswanderung

Natur und Landschaft, Wein
und Main, Geschichte und Kul-
tur, Arbeit und Lebensraum wer-
den dabei eng miteinander ver-
knüpft. Besonders für Familien
mit Kindern gestaltet sich der
Weg zu einer kurzweiligen Erleb-
niswanderung. Auf einem Teil
des Weges folgen Wanderer ver-
wunschenen Pfaden zwischen al-
ten Gärten und Weinbergen und
werden überrascht mit Aus-
blicken auf Schloss Mainberg
und das Maintal bis zum Steiger-
wald und auf die Stadt Schwein-
furt. U.a. führt der Weg vorbei an
der über 200 Jahre alten Ernst-
Sachs-Eiche oberhalb von Main-
berg durch den Wald zur „Dianes-
lust“, von dort über das „Alm-
rösl“ vorbei am „Hexenbrünnle“
zurück zum Ausgangspunkt. 

Insgesamt 12 Themen- und
Panoramatafeln säumen den Weg
und informieren über den ge-
schichtlichen Hintergrund und
die heutige Bedeutung an den je-
weiligen Stationen. Der Weg ist
nicht barrierefrei; kleinere, steile-
re Abschnitte führen über Stufen
und sind mit Handläufen gesi-
chert. Gutes Schuhwerk ist zu
empfehlen und eine Gehzeit von
ca. 2 ½ Stunden einzuplanen. 

Eine kostenlose Broschüre
zum neuen Rundwanderweg mit
Beschreibung und Kartenskizze,
sowie der offizielle Wanderführer
Schweinfurter Oberland ist zum
Preis von vier Euro ist ab sofort
erhältlich.

Neue Wege in der Drogenprävention 
Ein neues, richtungsweisendes Präventionsprojekt startete
das Gesundheitsamt im Landratsamt Schweinfurt, um jun-
ge Menschen vor einer Rauschmittel-Abhängigkeit zu schüt-
zen. Das Projekt „FreD“ kommt hierbei in Unterfranken
erstmalig zum Einsatz. 

Viele Jugendliche haben ein
Problem mit illegalen Suchtmit-
teln. Nicht nur in den Großstädten
sprechen die Zahlen für sich, son-
dern leider auch in der Region
Schweinfurt. Diesem Problem
stellt sich das Gesundheitsamt im
Landratsamt Schweinfurt mit
dem neuen Präventionsprojekt
„FreD“. 

„Mit der neu geschaffenen hal-
ben Stelle für das Projekt FreD
fügen wir unserer Präventionsar-
beit einen weiteren wichtigen und
bislang noch fehlenden Baustein
zur Eindämmung illegaler Dro-
gen hinzu“, sagt Landrat Florian
Töpper. Die Stadt Schweinfurt
unterstützt das Projekt ebenfalls
durch ihre Fachkraft für Sucht-
prävention. 

„FreD“ steht für „Frühinterven-
tion bei erstauffälligen Drogen-
konsumenten“ und umfasst einen
achtstündigen Kurs. Dieser rich-
tet den Fokus speziell auf Jugend-
liche und Heranwachsende, die
erstmals im Zusammenhang mit
dem Konsum von illegalen
Rauschmitteln auffallen. 

„Ziel von „FreD“ ist es, junge
Menschen zu motivieren, sich mit
ihrem schädlichen Konsum aus-
einanderzusetzen und einer mög-

lichen Abhängigkeitsentwicklung
vorzubeugen“, erklärt Alexandra
Göbel, Projektleiterin und Mit-
arbeiterin im Gesundheitsamt
Schweinfurt. 

Alexandra Göbel hat in den
vergangenen Wochen zahlreiche
Gespräche mit potentiellen wich-
tigen Kooperationspartnern ge-
führt. Erfreulicherweise standen
dem Projekt alle angesprochenen
Behörden und Einrichtungen po-
sitiv gegenüber: angefangen von
der Stadt Schweinfurt, dem
Amtsgericht, der Staatsanwalt-
schaft, Polizei, der Suchtbera-
tungsstelle, den Schulen, Jobcen-
tern und vielen mehr. 

Sie alle haben immer wieder
mit jugendlichen Drogenkonsu-
menten Kontakt und sind aufge-
schlossen und dankbar für die neu
geschaffene Möglichkeit zur Dro-
genprävention. Die Teilnahme
kann aus eigener Motivation oder
aber aufgrund einer gerichtlichen,
betrieblichen oder schulischen
Weisung erfolgen, gegebenen-
falls auch, um weitere mögliche
Sanktionen zu mildern. 

Der Kurs beinhaltet acht Stun-
den und befasst sich mit rechtli-
chen Aspekten, mit Informatio-
nen zu illegalen Substanzen, aber

auch mit der eigenen Selbstwahr-
nehmung, dem Konsummuster
und vor allem einem möglichen
realistischen Weg für die Betrof-
fenen ohne Drogen leben zu kön-
nen. Der erste „FreD“-Kurs star-
tet ab dem 27. Mai 2014. 

Wird der Kurs regulär durch-
laufen, erhalten die Teilnehmer
ein Zertifikat, das der zuweisen-
den Stelle (Gericht, Staatsanwalt-
schaft, Betrieb, Schule usw.) als
Nachweis über die Teilnahme
dient. Somit kann die betreffende
Institution selbst entscheiden, ob
sie durch die Kursteilnahme eine
andernfalls auszusprechende
Sanktion abschwächen oder gar
aufheben möchte. 

Die Panoramatafel an der Bismarckhöhe am neu eröffneten
Rundwanderweg „Höllental und Mainblick“. 

de übers Land zogen, hat sich in
einen LKW mit Kastenaufbau
und ausklappbarer Bühne ver-
wandelt.

Mit den besten Wünschen für
die 17. Sommertournee von
KULTURmobil entsandte Be-
zirkstagspräsident Dr. Olaf Hein-
rich jüngst die Akteure in die
heiße Phase der Vorbereitungen.
Seit Mai wird auf der LKW-Büh-
ne im Agrarbildungszentrum in
Landshut-Schönbrunn wieder eif-
rig geprobt. Die Premiere wird in
Arnstorf (Landkreis Rottal-Inn)
über die Bühne gehen. 

Sven Hussock, der Regisseur
des Stücks „Der Revisor“ ver-
spricht eine turbulente, schnelle
Verwechslungskomödie in einer
modernen Übersetzung des bei-
nahe 200 Jahre alten Theater-
stücks. „Spaß und Klamauk sind
garantiert. Sechs Schauspieler
agieren in 13 Rollen auf der
LKW-Bühne und die Bühnenmu-
sik wird von der bekannten
Landshuter Balkanbrass-Band
Kein Vorspiel eingespielt.“ 

Beim Kindertheater geht es da-
gegen für drei Pinguine um zwei
Plätze in der rettenden Arche No-
ah. Denn die Sintflut naht und die
Zeit rennt. Das sei natürlich eine
ernste Geschichte, meint Regis-
seur Louis Villinger, „aber die
Pinguine lösen ihr Problem mit so
viel Witz, dass dabei große Unter-
haltung für Kinder ab 6 Jahren
und auch für Erwachsene heraus-
kommt“.

Die Projektleitung liegt heuer
in neuen Händen: Der Erfinder
und bisherige Leiter, Bezirkshei-
matpfleger Dr. Maximilian See-
felder, legt 2014 ein KULTURm-
obil-Sabbatjahr ein. Sein Nach-
folger, Dr. Philipp Ortmeier, war
bereits von 2011 bis 2013 als mu-
sikalischer Leiter und Komponist
der Bühnenmusik an mehreren
Produktionen beteiligt. DK

Landrat Siegfried Walch (links) informierte sich bei Chiemgau
Tourismus e. V.-Geschäftsführer Stephan Semmelmayr (Mitte)
und Marketingleiter Jens Hornung über den Internet-Blog.

die es hier geht. Jens Hornung:
„Der besondere Ausblick auf einer
Wanderung, ein entspannter Nach-
mittag im Biergarten, das Rezept
für eine Chiemgauer Spezialität
–aus kleinen Geschichten entsteht
so ein buntes Mosaik, das den
Chiemgau in seiner sympathi-
schen Vielfalt zeigt.“ 

Konsequente Fortführung
der neuen Werbelinie 

Der Blog startete bereits mit ei-
ner ganzen Reihe von Geschich-
ten, die der Chiemgau Tourismus
e. V. vorbereitet hatte. Dazu kom-
men aktuelle Hinweise auf Veran-
staltungen, Tourentipps und Aus-
flugsziele. Leben soll der Blog
dadurch, dass laufend neue Ge-
schichten hinzu kommen, die die
Region und die Menschen die
hier leben zeigen und beschrei-
ben. Der Chiemgau-Blog ist da-
mit die konsequente Fortsetzung
jener Werbelinie, die etwa mit der
Image-Broschüre „Echte Hei-
mat“ begonnen wurde, in der
ebenfalls auf die Darstellung ech-
ter Menschen und ihrer Ge-
schichten gesetzt wurde. 

Heimat hat viele Gesichter

Landrat Siegfried Walch infor-
mierte sich bereits vor dem Start
bei Chiemgau Tourismus e. V.-
Geschäftsführer Stephan Sem-
melmayr und -Marketingleiter
Jens Hornung über den Blog.
Walch zeigte sich beeindruckt:
„Unsere Heimat hat viele Gesich-
ter. Der Chiemgau ist wunder-
schön, und man trifft immer wie-
der besondere Menschen. Der
Blog ist eine hervorragende Mög-
lichkeit viele interessante Ge-
schichten aus der Region zu er-

Empfehlung“ gewertet werden. 

Tipps von Freunden

Siegfried Walch: „Viele verlas-
sen sich bei der Planung ihres Ur-
laubs auf Tipps von Freunden
und Bekannten. Die Menschen
die im Blog erzählen, können mit
ihren Geschichten diese Rolle
einnehmen.“ Damit der Touris-
mus im Chiemgau auch weiterhin
stark bleibt, müsse auch auf diese
Kommunikationswege gesetzt
werden. Der Blog sei einer dieser
Wege, mit dem evtl. Zielgruppen
erreicht werden, die bislang nicht
direkt angesprochen wurden.
Beim Werben um neue Gäste für
die Region müssten alle Möglich-
keiten ausgeschöpft werden, da-
mit der Tourismus als wichtiger
Wirtschaftsfaktor in der Region
erhalten bleibe.

zählen.“ Bei der Suche nach dem
nächsten Urlaubsziel könne der
Blog als eine Art „persönliche
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Feierliche Verabschiedung von OB Christian Ude:

Glücksfall für München
Mit einem großen Festakt im Deutschen Theater in München
ist Oberbürgermeister Christian Ude offiziell verabschiedet
worden. Unter den rund 1.500 Feiergästen waren Bayerns Mi-
nisterpräsident Horst Seehofer, der SPD-Vorsitzende und Bun-
deswirtschaftsminister Sigmar Gabriel, Udes Nachfolger Die-
ter Reiter und Nürnbergs Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly.

Aus Altersgründen durfte der
66-jährige Sozialdemokrat bei
der Kommunalwahl im März
nicht mehr antreten und schied
deshalb nach knapp 21 Jahren als
Münchner OB nach der Wahl aus
dem Amt. Sein Nachfolger wurde
der SPD-Politiker Dieter Reiter,
der München nun auch mit einer
veränderten politischen Konstel-
lation regiert. Während Ude
durchweg mit den Grünen regier-
te, arbeitet Reiter in Zukunft mit
der CSU zusammen - SPD und
Grüne verfügen im Stadtrat über
keine ausreichende Mehrheit.

Ude war unangefochtener
Münchner Oberbürgermeister;
bei drei Wahlen wurde er mit je-
weils über 60 Prozent Zustim-
mung im ersten Wahlgang be-
stätigt. Sechs Jahre stand der Ju-
rist und Journalist zudem an der
Spitze des Deutschen Städtetags.

München ist ein Magnet 
für die ganze Welt

Ministerpräsident Horst Seeho-
fer würdigte Christian Ude als
„sehr guten Oberbürgermeister
für unsere Landeshauptstadt

München“. München blühe und
sei von hoher Lebensqualität,
kurzum: „ein Magnet für die
ganze Welt“. 

„Er war und ist der Bürgerkö-
nig“, der immer ein Höchstmaß
an Vertrauen bekommen habe,
fuhr Seehofer fort. Um diesen
Status habe er Ude gelegentlich
beneidet. Ude sei zudem „im
Denken und Handeln immer aut-
hentisch“ gewesen.

„Unsere Zusammenarbeit war
reizvoll. Wir haben uns nichts ge-
schenkt, aber gemeinsam viel er-
reicht“, konstatierte der Minister-
präsident. Er erinnerte an gehei-
me Treffen in der Staatskanzlei.
Einmal habe man Ude sogar an
den wartenden Journalisten vor-
bei aus dem Haus schmuggeln
müssen. „Wie? Das wird nicht

verraten. Vielleicht brauchen wir
den Trick bei Dieter Reiter
nochmal“, meinte Seehofer
schmunzelnd. 

„Christian Ude wird mir fehlen
– auch als Alphatier der bayeri-
schen Politik. Er war für mich –
und ich denke auch für seine poli-
tischen Freunde – eine echte Her-
ausforderung“, stellte der Lauda-
tor fest. Wo Udes Wirken immer
als „christianisieren“ geadelt wor-
den sei, „wird mein politisches
Agieren als ‚Horstokratie‘ be-
zeichnet. Da sind Lichtjahre 
dazwischen“, so der bayerische 
Ministerpräsident, der Ude ab-
schließend für dessen „großarti-
ges Lebenswerk“ Hochachtung
und Respekt zollte.

Ein Platz 
in der Stadtgeschichte

Nach Seehofers Rede kündigte
Vizekanzler Sigmar Gabriel au-
genzwinkernd an, dass die SPD
umgehend einen Parteitag einbe-
rufen werde – um Ude noch ein-
mal zum SPD-Spitzenkandidaten
der nächsten Landtagswahl zu
nominieren. 

Gabriel zufolge hat Christian
Ude einen Platz in der Münchner
Stadtgeschichte sicher. Er stehe
für ein weltoffenes und tolerantes
München und habe die Stadt zu
einer der schönsten und dyna-
mischsten Metropolen Europas
entwickelt. „Du hast nicht nur mit
großem Charisma regiert, son-
dern Du weißt auch, dass Trai-
ning und Ausdauer in der Politik
von großem Vorteil sind.“ 

Als politischer Kolumnist, Au-
tor, Karikaturist, Kabarettist, In-
tellektueller, Pragmatiker, und vor
allem immer wieder Sozialdemo-
krat sei Ude so vielfältig wie we-
nige in diesem Beruf gewesen,
bemerkte Gabriel. Vor allem aber
sei er ein ganz normaler Mensch
geblieben – nicht unnahbar und
immer ansprechbar. Gabriel:
„Christian Ude steht für das Be-
sondere an München. Er hat aus
seiner Heimatstadt einen Ort ge-
macht, in dem kulturelle Vielfalt
und soziales Engagement mit ei-
ner zukunftsfähigen Stadtpolitik
und verantwortungsbewusster
Wirtschafts- und Finanzpolitik
einhergehen.“ Udes Sinn für Ge-
rechtigkeit ziehe sich wie ein ro-
ter Faden durch seine zwei Jahr-
zehnte währende Amtszeit.

Udes Nachfolger Dieter Reiter,
der eingangs die Münchner Alt-
Oberbürgermeister Georg Krona-
witter und Hans-Jochen Vogel
ebenso begrüßte wie die zahlrei-

chen Ehrenbürger der Stadt, be-
zeichnete Christian Ude als
„scheidenden Superman“ und
„echten Glücksfall für Mün-
chen“. Das Motto seiner Ab-
schiedsfeier „Sag zum Abschied
leise Servus …“ sei freilich  anzu-
zweifeln. Treffender wäre aus
Reiters Sicht wohl der Slogan
„Ich bin dann mal weg“ gewesen.
„Dann kommt man nämlich
schneller wieder“, fügte Reiter
hinzu.

Nürnbergs Oberbürgermeister
Ulrich Maly scherzte über die
Einladungskarte, auf der ein von
Dieter Hanitzsch gezeichneter
Ude in einem prächtigen Mantel
zu sehen sei, den „nicht mal mehr
der Papst“ trage. Maly lobte, dass
der OB nie rechthaberisch war,
sondern höchstens „sanft unfehl-
bar“. Ude sei - neben der ehema-
ligen Städtetagspräsidentin Petra
Roth - „Schutzheiliger der Kom-
munalpolitik“.

Zu den grundlegenden Erfol-
gen Udes in der Führungsspitze
des Deutschen Städtetages zählte
Maly die wiederholt erfolgreiche
Verteidigung der Gewerbesteuer
– mit einhelliger Rückendeckung
der Städte in West und Ost – so-
wie wichtige Schritte zur Entla-
stung der Kommunen von Sozial-
ausgaben. Christian Ude habe
sich zudem immer dafür einge-
setzt, dass über das Ob und Wie
der Leistungen der Daseinsvor-
sorge vor Ort entschieden werden
muss, um die Lebensqualität der
Städte für ihre Einwohnerinnen
und Einwohner entsprechend der
lokalen Situation gestalten zu
können. 

In gewohnt charismatischer
Manier richtete auch Christian
Ude selbst Worte an die gela-
denen Gäste. Allen Verantwortli-
chen im Münchner Rathaus legte

er den biblischen Ratschlag ans
Herz: „Suchet der Stadt Bestes!“. 

Zum vergangenen Vierteljahr-
hundert, das im Rathaus im We-
sentlichen von der rot-grünen
Stadtratsmehrheit gestaltet wur-
de, führte er aus: „Dabei war Rot-
Grün für mich niemals nur eine
Farbkonstellation neben vielen
anderen, sondern vielmehr die
richtige und notwendige Antwort
auf den Turbo-Kapitalismus, der
zwar ökonomisch sehr effizient
ist (übrigens auch bei der Produk-
tion von Finanzkrisen), aber nie-
mals von sich aus den sozialen
Ausgleich schafft und auch nicht
den Schutz der Umwelt. Im Ge-
genteil: Der Gegensatz zwischen
Arm und Reich wird immer
schärfer und die Zerstörung der
Natur greift um sich. Deshalb hal-
te ich zur Korrektur eine Politik
des sozialen Ausgleichs und der
ökologischen Orientierung für er-
forderlich, eine soziale und öko-
logische Stadtpolitik, also Rot-
Grün.“

Udes Redenbuch 

Damit die geschliffenen Reden
Christian Udes auch im Bewusst-
sein bleiben, gab es als Geschenk
für jeden Gast das Buch „Die Re-
den“ - eine Sammlung von An-
sprachen und Debattenbeiträgen
des Alt-Oberbürgermeisters als
Abiturient, Mieteranwalt und
Stadtpolitiker aus fünf Jahrzehn-
ten. Für die musikalische Beglei-
tung sorgten mit Blechschaden,
Martina Eisenreich und der Spi-
der Murphy Gang Münchner
Kulturschaffende. Bereits vor
dem Festakt wurde Ude von Mo-
riskentänzern empfangen und be-
grüßte die Ehrengäste am roten
Teppich. Amelie Fried führte
durch das Programm. DK

Ministerpräsident Horst Seehofer (Mitte) bei der Verabschie-
dung des Münchner Oberbürgermeisters Christian Ude (r.).

Bei derVorstellung der Direktvermarkterbroschüre des Landkreises Fürth: Landrat Matthias Dießl
(5. von links), Wilhermsdorfs 1. Bürgermeister Uwe Emmert (2.v.r. hinten), Siegfried Tiefel, Kreis-
obmann des Bayerischen Bauernverbands Fürth (3.v.r.), Waldemar Kloss vom Amt für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten (hinten Mitte); zwischen ihm und dem Landrat steht MdLa.D. Günter
Gabsteiger, Vorsitzender des Fischerzeugerrings Mittelfranken; in Orange: Petra und Manfred
Ostertag vom gleichnamigen Hofladen. Foto: Heinz Wraneschitz

Direktvermarkter-Broschüre neu aufgelegt:

Wissen, wo das Essen her kommt 
Über 30 Direktvermarkter aus dem Landkreis Fürth 

präsentieren sich und ihre Produkte auf 52 druckfrischen, bunten Seiten 

Der Landkreis hat gemeinsam mit dem Bayerischen Bauern-
verband und dem staatlichen Amt für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten den Einkaufsführer „Regional einkaufen
und genießen“ völlig neu gestalten lassen. 

Das Heft liegt in 10.000-facher
Auflage kostenlos in Rathäusern,
Landratsamt, Sparkassen und
natürlich bei den beteiligten Fir-
men bereit. Das erste Exemplar
bekam Margit Wittkowski von
Landrat Matthias Dießl persön-
lich in die Hand gedrückt. 

Breites Sortiment

Die Kirchfarrnbacherin war
gerade per Fahrrad am Biohof-
laden Ostertag angekommen,
als ein Großaufgebot regionaler
Repräsentanten die Broschüre
der Öffentlichkeit vorstellte. Sie
ist zwar Stammkundin im
mehrfach als „Bester Hofladen
Deutschlands“ ausgezeichneten
Demeter-Geschäft. Doch die
Vielfalt des Angebots macht die
Broschüre auch für Margit Witt-
kowski interessant. Denn nicht
nur Hofläden mit oft sehr brei-
ten Sortimenten sind darin zu
finden, sondern auch Regional-
gärtner, Teichwirte, Jäger, Im-
ker, Bauernmärkte. 

Demeter-Bäuerin Petra Oster-
tag unterstützt die Idee und for-
dert die Verbraucher auf: „Bei
regionalen Anbietern kaufen. Es
gibt alles im Landkreis Fürth.
Und die Resonanz wird immer
größer“, weiß sie aus eigener
Erfahrung. Dass das nicht im-
mer so war, bestätigt Wilherms-
dorfs Bürgermeister Uwe Em-
mert : „Die Ostertags und ich
sind seit 50 Jahren Nachbarn.
Es war für sie ein sehr schwerer
Weg. Aber sie sind ihn mit viel
Energie gegangen – und das
war letztlich erfolgreich.“

„Wir wollen mit unserer In-
itiative „Gutes aus dem Fürther

Land“ ein Bewusstsein schaffen
für alle guten Produkte von
hier“: Dießl unterstreicht damit
auch den Zweck des Hefts. 

Das ist im Übrigen auch ein

Regionalprodukt: die Konzep-
tion stammt von der Agentur
Dusch aus Zirndorf, wo auch
die Druckerei Distler beheima-
tet ist. Ein Großteil der Fotos
steuerte der Oberasbacher Foto-
graf Thomas Scherer bei. „Und
die Sparkasse Fürth hat die Pro-
duktion großzügig unterstützt“,
betont der Landrat. wra

Halt für schwer kranke Menschen
Münnerstadt. (mm) Mit einem feierlichen Festakt ist am vergan-
genen Dienstag (20. Mai) der Erweiterungsbau von Haus Winds-
burg (Münnerstadt) eingeweiht worden. Haus Windsburg ist eine
Einrichtung des Bezirk Unterfranken für Suchterkranke, die auf-
grund ihrer langjährigen Erkrankung geistig-seelisch, körperlich
oder sozial erheblich beeinträchtigt sind.

Haus Windsburg sei „Hoffnung
und Halt für schwer kranke Men-
schen“, sagte Bezirkstagspräsi-
dent Erwin Dotzel in seiner Be-
grüßung. Mit der Erweiterung um
„diesen repräsentativen Gebäude-
trakt“ stünden in Haus Windsburg
„14 neue, freundliche und attrak-
tive Einzelzimmer zur Verfü-
gung“. Insgesamt verfüge das
Heim nun über 53 Plätze. Der

Anbau bedeute aber nicht nur
mehr Betten, sondern auch mehr
Lebensqualität für die Bewohner
des Hauses, betonte der Bezirks-
tagspräsident.

Betriebsleiter Jürgen Oswald
wies in seiner kurzen Ansprache
auf den steigenden Bedarf von
Einrichtungen wie Haus Winds-
burg hin. Dies zeigten nicht zu-
letzt die langen Wartelisten. Mit

dem Neubau entspanne sich die
räumliche Enge deutlich, sagte er.
Darüber hinaus diene die Erwei-
terung auch der Sicherung von
Arbeitsplätzen. Wie Heimleiterin
Annette Schubert erläuterte, biete
Haus Windsburg Plätze für ge-
schlossene, halboffene und offene
Betreuungsmöglichkeiten. Das
Haus sei eine Einrichtung der
Eingliederungshilfe und biete
außerdem sieben Plätze für „Be-
treutes Wohnen“ an.

Neuer Eingangsbereich

Architekt Stefan Richter blick-
te kurz in die Vergangenheit
zurück. Im Sommer 2012 habe
man mit dem dreigeschossigen
Bau begonnen, der in einem
Neunziggradwinkel an den be-
stehenden Haupttrakt anschließt.
Verbunden mit dem Umbau war
auch die Schaffung eines neuen
Eingangsbereichs. Besonders
unterstrich Richter, dass die 24
am Bau beteiligten Firmen ihren
Sitz ausnahmslos in der Region
hätten. „Das ist nicht selbstver-
ständlich!“

Den kirchlichen Segen erteil-
ten Pater Rudolf Götz und Pfar-
rer Joachim Pennig. Sie erinner-
ten im Rahmen der Zeremonie
an die „Unberechenbarkeiten
des Lebens“, vor denen niemand
gefeit sei.

Einen symbolischen Schlüssel übergab Bezirkstagspräsident Er-
win Dotzel an die Leiterin von Haus Windsburg, Annette Schu-
bert. Foto: Mauritz

Unser Zug – Ihr Heimatort.
 Jetzt abstimmen für 10 Zugtaufen!

Große Abstimmung

bis 20. Juni 2014!

Namensgeber für einen von zehn Zügen werden!
38 Orte (Orts- und Stadtteile) mit einem DB Haltepunkt entlang 

der Strecken des „Franken-Thüringen-Express“ haben die Chance, 

Namensgeber von Zügen zu werden. Da nur 10 Züge getauft werden, 

zählt jede Stimme, auch Ihre: ganz einfach abstimmen per Abstim-

mungspostkarte oder unter www.zugtaufen-ftx.de
Wir wünschen Ihnen eine gute Fahrt!

Die Bahn macht mobil.
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Niederbayerischer Archäologentag in Deggendorf:

Wissen nach außen tragen
Vor 32 Jahren gründete der Deggendorfer Kreisarchäologe Dr.
Karl Schmotz den Niederbayerischen Archäologentag. Die 33.
Auflage des Archäologen-Wochenendes stellte den Deggendor-
fer Kreisarchäologen und seine Themengebiete bzw. Grabun-
gen im Landkreis in das Zentrum der Aufmerksamkeit, geht
Schmotz doch 2014 in den Ruhestand. Die Hauptorganisation
lag wieder in den bewährten Händen der Stadt Deggendorf
und der Kreisarchäologen Straubing-Bogen.

Knapp 400 Teilnehmer aus
dem In- und Ausland erwiesen
Schmotz ihre Referenz. Wie
Landrat Christian Bernreiter in
seinem Grußwort hervorhob, sei
Dr. Schmotz seit 33 Jahren „das
Gesicht der Kreisarchäologie“;
überhaupt war der Deggendorfer
der erste hauptamtliche Kreisar-
chäologe in Bayern. Mit Blick auf
den anwesenden Altlandrat Dr.
Georg Karl erinnerte Bernreiter
daran, dass dieser damals Weit-
sicht bewiesen habe, ein solches
Amt einzurichten. Dies sei eine
mutige und gute Entscheidung
gewesen. „Es war nachhaltig,
was Sie geleistet haben“, wandte
sich Berneiter an Schmotz; für
den Kreisarchäologen sei die Ar-
beit Berufung gewesen. 

Festschrift

Mit großer Leidenschaft und
immensem Sachverstand habe
Schmotz in über drei Jahrzehnten
die Erforschung der jahrtausende-
alten Geschichte Niederbayerns
vorangetrieben und die faszinie-
renden Ergebnisse über die Fach-
welt hinaus bekannt gemacht, be-
tonte Kultusstaatssekretär Bernd
Sibler. „Nur was man kennt, das
wertschätzt man auch“, unter-
strich der Politiker.   

Überrascht wurde Schmotz
von den Archäologen-Kollegen
mit der Präsentation einer 500
Seiten umfassenden Festschrift.
Sie enthält Aufsätze von Wissen-
schaftlern aus Deutschland,
Tschechien und Österreich und
spiegelt das Spektrum der wis-
senschaftlichen Forschung unter
Schmotz‘ Ägide wider. 

Bedeutende Elitengräber

In einem sich anschließenden
Festvortrag berichtete der Mün-
chner Professor Dr. Rupert Geb-
hard von der Archäologischen
Staatssammlung über das „Hall-
stattzeitliche Fürstengrab von Ot-
zing (660 bis 620 v. Chr.)“. Beim
Bau eines Trainingsgeländes
wurde im Juli 2011 eine 13 Qua-
dratmeter große Grabgrube mit
Kreisgraben entdeckt. Als man
nach der Freilegung eines Ge-
schirrsatzes auch die Hinterlas-
senschaften des Toten bergen
wollte, stellte die Kreisarchäolo-
gie Deggendorf fest, dass im Be-
reich des Skelettes tausende
kleinster Bronzefragmente vor-
handen waren – ein Befund, der
durch das Grabungsteam vor Ort
nicht geborgen werden konnte.

Freilegung unter
Laborbedingungen

Auf Bitten übernahm daraufhin
die Archäologische Staatssamm-
lung die Bergung und verbrachte
die Grabkammer, unterteilt in zwei
große Blöcke, zur weiteren Freile-
gung unter Laborbedingungen in
die Restaurierungswerkstatt nach
München. Die Anfertigung eines
Röntgenmosaiks offenbarte den
außergewöhnlichen Befund, dass
mit dem Toten das nahezu kom-
plette Zuggeschirr eines Pferde-
gespanns in das Grab gelegt wor-
den war. Weitere bronzebeschla-
gene Holzteile gehörten mögli-
cherweise zu einem Wagen. Geb-
hards Vortrag gab einen Einblick
in den gegenwärtigen Stand der
Restaurierungsarbeiten, die vor-
aussichtlich noch bis zum kom-
menden Winter dauern werden. 

Tag 2 wurde mit Vorträgen ak-
tueller Grabungsergebnisse des
vergangenen Jahres aus Nieder-
bayern bestritten. Thomas Richter

M.A., Landshut, berichtete über
„Ergolding im frühen Mittelalter
– Archäologisches zur Ortsge-
schichte“. Ergolding war damals
ein karolingisches Königsgut.
Durch die Grabungen der letzten
Jahre wurden Stück für Stück die
immensen Ausmaße dieses früh-
mittelalterlichen Ortes sichtbar.

Im Rahmen der Forschungen
stellte sich heraus, dass Ergolding
der Zentralort des mittleren Isar-
tals gewesen sein muss.

Detailliertes Bild des Ortes

Großflächige Grabungen er-
möglichen heute einen Einblick
in Aufbau und Struktur dieser
wichtigen Siedlung. So kann ein
detailliertes Bild der Ortes zur
Zeit der Karolinger gezeichnet
werden. Innerhalb des Ortes gab
es Handwerkerviertel und Vieh-
weiden, aber auch ein Herr-

schaftsviertel und bäuerliche An-
siedlungen. Neben diesen Infor-
mationen über das alte Ergolding
konnte auch der Speiseplan seiner
Bewohner und ihr Aussehen re-
konstruiert werden.

Kreisarchäologe Karl Schmotz
wiederum informierte über „Drei
Jahrzehnte kommunale Archäo-
logie in Stephansposching, Land-
kreis Deggendorf“. Er verwies
auf zahlreiche Meilensteine, an-
hand derer er die Siedlungsge-
schichte im Ortskern von Step-
hansposching vom späten 6. Jahr-
hundert an sichtbar machte.

Uraltes Siedlungsland

Seit Anfang der 1980er Jahre
habe man mit flächigen Untersu-
chungen begonnen, so Schmotz
mit Blick auf das Baugebiet „Ur-
dorf“. Das zweite Baugebiet
„Marterläcker“ sei von 2008 an
ein Thema gewesen, dort habe
man bis Mitte der 1990er Jahre
geforscht. Hier handle es sich um
eine Siedlung aus dem zweiten
Viertel des 5. Jahrtausend v. Chr.
mit Kreisgrabenanlage, die teils
durch Grabung, teils durch Ma-
gnetometerprospektion erfasst

Ein „schmucker“ Dorfladen 

Seminar im Dorfladen Harthausen
„Nachbarschaftsläden erfolgreich führen“ lautete das Seminar
der Schule der Dorf- und Landentwicklung (SDL), das speziell für
aktive Geschäftsführer und leitende Angestellte von Dorfläden im
Dorfladen Harthausen durchgeführt würde. 22 kritische Dorfla-
den-Aktivisten, die aus ganz Bayern kommen,  beurteilten den
Dorfladen Harthausen. Im sogennanten Store-Check wird das
„Haar in der Suppe“ gesucht. Die ganze Laden wird wird unter
die Lupe genommen. Beurteilt werden Theken, Sauberkeit, Be-
leuchtung, Freundlichkeit und Fachkompetenz des Personals bis
Barrierefreiheit.

Es handelt sich um einen liebe-
voll eingerichteten Dorfladen, der
sehr professionell geführt wird.
„Klein aber fein“, sagte begeistert
eine Teilnehmerin. Gelobt wur-
den der hübsch gestaltete Ein-
gangsbereich, die kompetente
und freundliche Bedienung an
der Verkaufstheke sowie die
schöne Obst- und Gemüsetheke
und die Kaffeeecke. Der Dorfla-
den wurde von der SDL Thier-
haupten und von den Teilneh-
mern mit dem Prädikat „Hervor-
ragend“ ausgezeichnet

Weiterbildung zahlt sich aus

Alle Dorfläden, die im Netz-
werk der Schule der Dorf- und
Landentwicklung Thierhaupten
(SDL), an Veranstaltungen teil-
nehmen, verzeichnen Umsatz-
steigerungen bis zu 16 %. Künftig
möchte das Dorfladen-Netzwerk,
das die SDL Thierhaupten be-
treut, durch Verkaufs- und The-
kentrainings unterstützen. Wir
möchten neue Ideen in die Läden
bringen und durch neue Produkte
mehr Umsätze generieren, so
Gerlinde Augustin. 

Sozialer Mittelpunkt

Die Koppelung von ehrenamt-
licher und hauptamtlicher Tätig-
keit sind Modelle der Zukunft.
Diese Modelle werden in unseren
Dorfläden gelebt und sind immer
Ausdruck einer funktionierenden
Dorfgemeinschaft. Auch in Hart-
hausen, einem kleinen Dorf mit
ca. 800 Einwohnern im Land-
kreis München, gibt es einen
schönen Dorfladen. Wir kämpfen
um diese wichtigen Strukturen,
denn sie halten unsere Dörfer le-
bendig, so Gerlinde Augustin

Neue Ideen sammeln

Wie kann mein Dorfladen
langfristig attraktiv bleiben? Wie
muss er organisiert werden, um
seine Existenz zu festigen und da-
durch die Versorgung der Bürger
zu gewährleisten? Über Fragen

der Warenlieferung, Preisgestal-
tung sowie über die Produktpalet-
te wurde ausgiebig diskutiert. Je-
der Laden stellte sein eigenes
Profil und besondere Marketin-
gaktivitäten vor. Sowohl „Neulin-
ge“, deren Eröffnung noch bevor-
steht, als auch erfahrene Dorfla-
denleiter profitieren vom „Kreati-
vitäts- und Erfahrungspool“ der
anderen Teilnehmer. Rasch wer-
den neue Anregungen in den ei-
genen Laden integriert. Aussagen
wie „das geht bei uns nicht“ lässt
Seminarleiter Wolfgang Gröll
nicht gelten. Jeder Laden braucht
ein Profil und soll bestimmte Zie-
le verfolgen. Auch sollte man auf
die Bevölkerungsstruktur einge-
hen und bei der Angebotspalette
berücksichtigen. Manche Läden
nehmen gesundheitsfördernde
Produkte auf oder veranstalten
Stricknachmittage. Blumen und
Geschenkartikel sind des Weite-
ren bei Kunden sehr beliebt. 

Besuch in den 
Herrmannsdorfer
Landwerkstätten

Beeindruckend war die
Führung durch die Herrmanns-
dorfer Landwerkstätten für die
Dorfladen-Aktivisten, die gerne

jede Anregung aufnehmen. Dien-
ten früher die Dorfläden der Nah-
versorgung, so sind die neueren
Dorfläden vor allem auch auf Re-
gionalisierung polarisiert. Unsere
Dorfläden wollen qualitativ hoch-
wertige Lebensmittel vermarkten
und verkaufen und auch die Ein-
stellung zum Produkt verändern.
Auch der Harthausener Dorfla-
den bezieht Lebensmittel aus
Herrmannsdorf. Heiße Themen
waren deshalb die Vermarktung
regionaler Produkte sowie die
Verbesserung der Marktabschöp-
fung pro Einwohner. Hierzu gab
es viele nützliche Informationen
und Tipps. Empfohlen wird „Ak-
tivverkauf und Aktionen“ von
hochwertigen Produkten. Das
steigert den Erlebniswert und der
Dorfladen bleibt attraktiv, so Be-
rater Wolfgang Gröll. Denn diese
Angebote stellen einzigartige
Verkaufsargumente gegenüber
den großen Supermärkten dar.
Wichtig sei auch die Warenprä-
sentation, so Seminarleiter Wolf-
gang Gröll. In unseren Dorfläden
verkaufen wir nicht nur Lebens-
mittel, sondern auch Emotionen
wie Freundlichkeit und Gemein-
schaftserlebnisse. Die Kunden
werden mit Namen angespro-
chen, oft ergibt sich ein spontanes
Gespräch. Dies bestätigte auch
begeistert eine Kundin im Dorfla-
den Harthausen, die besonders
die gemütliche Kaffeeecke
schätzt.  Ein gutes Dorfladenteam
ist das „A und O“ und ein Er-
folgsgarant. Der Kunde spürt das
verbindende Engagement. 
Weitere Informationen unter
www.sdl-inform.de

Liebevoll eingerichtet und professionell geführt ist der Dorfla-
den in Harthausen. 

„Fragen dürfen
nicht bloßstellen“

Häusliche Gewalt: „Runder Tisch“ 
zeigt in Würzburg Strategien und Hilfen auf

Würzburg. Misshandelte Frauen leben in einem permanenten
Alarmzustand. Es scheint keinen Ort zu geben, an dem sie sicher
sind. Lange schweigen sie aus Angst und Scham. Welche Hilfe es
bei Gewalt in Familie und Partnerschaft gibt, darüber diskutier-
ten Experten bei einem „Sicherheitsgespräch“ im Würzburger
Landratsamt. Veranstalter waren der Interkommunale Runde
Tisch gegen häusliche Gewalt in Würzburg, Kitzingen und Main-
Spessart sowie das Bayerische Justizministerium.

Können sie der Gewalt entrin-
nen, scheinen die Frauen wie von
einem Alb befreit zu sein.
Zunächst. Durch langjährige Ge-
walterfahrung können jedoch
psychische Störungen auftreten,
die behandelt werden müssen.
„Recht häufig kommen Patienten
nach Auseinandersetzungen im
häuslichen Umfeld zu uns“, be-
stätigte Dr. Dominikus Bönsch,
Chefarzt des Bezirkskrankenhau-
ses Lohr, im Vorfeld des Sicher-
heitsgesprächs. Im Durschnitt
vergingen vier Monate zwischen
der Gewalttat und der Klinikein-
weisung. In Lohr werden sowohl
Menschen behandelt, die Gewalt
erlitten haben, als auch Patienten,
die aufgrund einer psychischen
Störung zum Täter wurden.

Opferschutz

Um Retraumatisierungen zu
vermeiden, wird beim Gericht auf
Opferschutz größten Wert gelegt,
betonte Dr. Burkhard Pöpperl, Vi-
zepräsident des auch für Main-
Spessart zuständigen Landge-
richts Würzburg. Die Frauen
müssen bei der Verhandlung zum
Beispiel nicht ihren derzeitigen
Wohnort nennen. Auch tun die
Richter alles, um bloßstellende
Fragen zu unterbinden. Pöpperl:
„Ich habe oft genug erlebt, dass
Angeklagte oder böswillige Ver-
teidiger gerade bei Sexualstrafta-
ten versuchen, das Opfer durch
den Dreck zu ziehen.“ Dies müs-
se verhindert werden, ohne die
Verteidigungsrechte des Ange-
klagten zu beschränken.

Dass die Opferzahl auch in
Main-Spessart hoch ist, bestätigt
Ingrid Bayer von der Pressestelle
des Landratsamts. Rund 50 Fälle
von häuslicher Gewalt wurden der
Behörde 2013 bekannt. 85 Mal
gab es Anzeigen oder Hinweise
wegen eines Verdachts auf Kin-
deswohlgefährdung. „Kinder er-
leiden durch häusliche Gewalt
auch dann psychische Schäden,
wenn sie nur Zuschauer sind“, be-
tonte Würzburgs Sozialreferent
Robert Scheller.

Ob sich die Dinge wirklich so
zugetragen haben, wie von einem
Opfer häuslicher Gewalt geschil-
dert, dies zu klären ist Aufgabe
der Rechtsmedizin. „Nicht immer
ist klar, ob das Opfer wirklich nur
Opfer und der Täter wirklich nur
Täter ist“, so Dr. Vera Sterzik.
Manchmal bringen sich ver-
meintliche Opfer der Würzburger
Gerichtsmedizinerin zufolge ihre
Verletzungen selbst bei.

Es seien vor allem Trinker und
sozial schwache Männer, so ein
Vorurteil, die ihre Frauen schlagen
und misshandeln. Doch dies
stimmt nicht, betonte Scheller:
„Häusliche Gewalt zieht sich
durch alle Schichten.“ Studien zu-
folge stehen Gewalt ausübende
Partner jedoch in mehr als jedem
zweiten Fall unter Alkoholein-
fluss. „Besteht ein solcher Ver-
dacht, führen wir vor Ort einen Al-
kotest durch“, so Sigrid Endrich,
Beauftragte für Frauen und Kinder
beim Polizeipräsidium Unterfran-
ken. Schon vor Ort könne auch ein
bis zu zweiwöchiges Platzverbot
verhängt werden. Frauen, die sich
dennoch zu Hause nicht mehr si-
cher fühlen, verweist die Polizei
auf das Frauenhaus.

Ist die Backpfeife hier und da
schon häusliche Gewalt? Fallen
unter diesen Begriff Beleidigun-
gen? Oder gehört das nicht in je-

de Beziehung? „Viele Frauen
wissen nicht, in welcher Situation
sie sich eigentlich befinden“, kon-
statierte Britta Richl vom Frauen-
haus der Arbeiterwohlfahrt in
Würzburg. Deshalb werde ihnen
im AWO-Frauenhaus Wissen
über Gewalt vermittelt. 

Dies setzt bei vielen Frauen ei-
nen Erkenntnisprozess in Gang,
der ihnen unter anderem bewusst
macht, dass sie jahrelang psycho-
somatisch auf die Gewalt reagier-
ten. Richl: „Wir versuchen außer-
dem, Frauen dazu zu bringen, ih-
re Denkstrukturen zu hinterfra-
gen.“ So sind viele Frauen über-
zeugt, dass eigentlich sie die
Schuld an den Gewaltakten tra-
gen. Pat Christ

wurde. Den Forschungsergebnis-
sen ließ sich entnehmen, dass sich
die Siedlung „Marterläcker“ an
die Besiedlung des mit „Urdorf“
bezeichneten Baugebiets ange-
schlossen habe. Eine spürbare
Vernetzung der Fundstellen war
durch die Luftbildarchäologie seit
den späten 1970er Jahren mög-
lich.

Reiche Grabbeigaben

Mit den „Elitenbestattungen
des Gräberfeldes von Künzing
und ihre Bedeutung für die späte
Urnenfelderkultur“ befasste sich
Prof. Dr. Markus Egg, Mainz. In
den Jahren 2003-2008 wurden im
Rahmen der Ausgrabungen im
Gebiet des urnenfelderzeitlichen
Gräberfelds von Künzing sechs
Bestattungen entdeckt, die
äußerst reiche Beigaben enthiel-
ten. So fanden sich in u. a. Teile
eines Wagens, Bronzegefäße, ein
Vollgriffschwert mit Eiseneinla-
gen und eine überdimensionale
eiserne Lanzenspitze. 

Die Gräber datieren in die späte
Urnenfelderzeit. Der enthaltene
Leichenbrand deutet in allen Fäl-
len auf männliche Bestattete hin.
Spekuliert wird, dass vor allem
der Bestattete in Grab A eine her-
ausragende Stellung innerhalb
der Gemeinschaft innehatte, die
mit dem Begriff „Häuptling“ be-
zeichnet werden kann. DK
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„Seht ihr, wie alles herrlich
blüht und unsere Stadt in ein
Farbenmeer taucht? Ist das
nicht herrlich? Jedenfalls lohnt
sich jeder Cent, den wir in die
Stadtgärtnerei investieren, in
diesen Tagen doppelt.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, kam
prächtig gelaunt von einem
Termin zurück.

Tatsächlich ist es ein beson-
deres Schauspiel, in diesen
Frühlingstagen durch unsere
Stadt zu gehen. Was andernorts Straßenbegleit-
grün sein mag, sind bei uns kräftig blühende Blu-
men, Stauden und Sträucher. In den Baumgräben
wird sorgfältig darauf geachtet, dass Wildblumen
und blühende Unkräuter, die sich dort ansiedeln,
nicht durch zu viel Pflege dezimiert werden.
Größere freie Abstandsflächen zwischen zwei
Straßen in den Außenbereichen werden höchs-
tens ein- oder zweimal pro Jahr gemäht; belohnt
werden wir dort dafür mit einer Vielfalt von In-

sekten und Schmetterlingen. In der Innenstadt
geht es kultivierter zu. Da wachsen an geeigne-
ten Stellen widerstandsfähige Rosensorten, die
sich heuer bei der rosenfreundlichen Witterung
aus Nässe und Sonne einen edlen Wettstreit lie-
fern, welche die üppigere Knospenfülle und wel-
che die intensiveren Dufterlebnisse hervorbringt.

Ja, grün in der Stadt ist in und so ist der Haus-
haltsposten für die Stadtgärtnerei im Stadtrat nie
umstritten. Auch die Bürger gehen mit. Bei der
großen Trockenheit vor ein paar Jahren haben
viele „Gießpatenschaften“ für öffentliches Grün
übernommen, als die Stadtgärtner mit Gießen
nicht mehr nachkamen. Auf einen Aufruf, Ecken
und Stellen zu melden, die noch Bepflanzung ver-
tragen können, haben sich so viele Bürger mit
Vorschlägen gemeldet, dass nicht alles mit städti-
schen Mitteln Verwirklicht werden konnte. Kur-
zerhand haben an vielen Punkten Bürgervereine
die Sache in die Hand genommen und pflegen
die Miniaturanlagen, die manchmal kaum
größer als ein Handtuch sind, mit viel Engage-
ment selbst. In anderen Städten bepflanzen Bür-

ger ja in Guerillamanier Grün-
streifen und sogar größere
Schlaglöcher bei Nacht und
Nebel; wir holen die Bürger
mit ins Boot.

Natürlich haben wir auch die
Pflanztröge mit Oleander und
Palmen. Aber dies wirklich nur
dort, wo keine andere Lösung
zur Begrünung gefunden wer-
den kann. Schließlich gehört
Bayern von den Innstädten bis
zur Riviera am Main gefühlt zu

den Mittelmeerländern. 
Farbe in die Stadt zu bringen kann aber nicht

nur auf dem Weg der Bepflanzung geschehen. Ich
denke, wir Menschen brauchen Farbe auch
dann, wenn Blumen und Blüten keine Konjunktur
haben – an düsteren Herbsttagen oder bei
Schmuddelwetter im Winter. Deshalb gilt bei uns
die Devise: Keine Angst vor bunt! Natürlich müs-
sen wir in unserer denkmalgeschützten Innen-
stadt auf die traditionelle Farbgebung achten.
Aber in Neubaugebieten wollen wir schon mal
kräftige Farben für Fassaden oder Türen. Wir
motivieren Firmen, triste Betonwände wenigs-
tens zur Straßenseite hin mit frechen Graffiti zu
verzieren; wohlgemerkt, keine Schmieragen, son-
dern seriöse Kunst, bei der unser städtischer
Künstlerkreis berät. Seit vielen Jahren ist es bei
uns auch üblich, dass Bauzäune den Kindern der
Grund- und weiterführenden Schulen als Pro-
jektfläche angeboten werden, die sie im Rahmen
des Kunstunterrichts mit viel Phantasie und vor
allem bunt bearbeiten können.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist ein echter
Fan und Förderer dieser und vieler anderer Ini-
tiativen zur „bunten Stadt“. Farbe ist nun einmal
der wirksamste Balsam für die Seele und lässt
uns freudiger und optimistischer in den Tag
blicken. Am schönsten ist dabei natürlich die be-
lebte Farbe von Blumen, Sträuchern und Bäu-
men, die wir jetzt mit allen Sinnen erleben. Neh-
men wir sie in uns auf und speichern wir die Er-
innerung, damit wir auch in kahlen Tagen davon
zehren können. So wie in den Worten des Malers
Henri Matisse, die ich dem Chef maile: „Es gibt
überall Blumen für denjenigen, der sie gerne se-
hen möchte“.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Guerilla Gardening
für eine bunte Stadt

Bayerischer Städtetag/Bezirksversammlung Oberpfalz: 

OB Seggewiß ist 
neuer Vorsitzender

In der Bezirksversammlung Oberpfalz des Bayerischen Städte-
tags in Weiden wurde der Oberbürgermeister der Stadt Weiden,
Kurt Seggewiß, zum Bezirksvorsitzenden der kreisfreien Ver-
bandsmitglieder in der Oberpfalz gewählt. Seggewiß tritt somit
die Nachfolge von Oberbürgermeister a. D. Wolfgang Dandorfer,
Amberg, an. Erster Bürgermeister Toni Dutz, Wiesau, wurde
abermals zum Bezirksvorsitzenden der kreisangehörigen Ver-
bandsmitglieder in der Oberpfalz bestimmt. 

Wie der neue Bezirksvorsitzen-
de Kurt Seggewiß ausführte, er-
wartet der Bayerische Städtetag
vom Bund ein Gesamtkonzept,
um die Energiewende zielgerich-
teter umzusetzen. Der Bund solle
gemeinsam mit den Ländern,
Kommunen, kommunalen Ener-
gieversorgern und der gesamten
Energiewirtschaft ein integriertes
Energiemarktdesign erarbeiten,
das die Umsetzung der energie-
politischen Ziele wirtschaftlich
und ökologisch vertretbar ermög-
licht, die Versorgungssicherheit
gewährleistet und die Verbrau-
cherinteressen berücksichtigt.
Dazu gehöre auch die Ausgestal-
tung eines Kapazitätsmarkts für
Kraftwerkskapazitäten. 

Überdies müsse gewährleistet
werden, dass kurzfristig anfahrba-
re Kraftwerke mit energieeffizien-
ter Technologie zum Ausgleich
der volatilen Stromerzeugung aus
erneuerbaren Energien wirtschaft-
lich betrieben werden können.
Außerdem müsse der Freistaat ei-
nen Masterplan für die künftige
Energieversorgung Bayerns schaf-
fen, der verlässliche Rahmenbe-
dingungen und einen Projektplan
mit Zielen, Meilensteinen und
Verantwortlichkeiten enthält. 

Wesentliche Bestandteile der
Energiewende seien die Energie-
einsparung und die Steigerung
der Energieeffizienz, so Segge-
wiß. Das erhebliche Energie-
Einsparpotenzial bei den Fahr-
zeugen im ÖPNV müsse ausge-
schöpft werden. 

Die Wasserkraft sei eine tra-
gende Säule beim Umstieg auf er-
neuerbare Energien. Der Ausbau
der Wasserkraft stelle einen wich-
tigen Beitrag zur Erreichung der
Energiewende dar, soweit er öko-
logisch verträglich erfolgt und
auch ökonomischen Gesichts-
punkten Folge leistet. 

Das größte Potenzial zur Um-
setzung der Energiewendesieht
der Bayerische Städtetag in der
Windkraft. Der Vorschlag der
Staatsregierung, Windkraftkon-
zepte von der Einhaltung „höhen-
bezogener Abstandsregelungen“
abhängig zu machen, wird abge-
lehnt. Diese Initiative stelle die
Ernsthaftigkeit der Energiewende
in Frage, weil sie die Erreichung
der Ausbauziele der Staatsregie-
rung nahezu unmöglich macht
und auf eine Verhinderung neuer
Windenergieanlagen hinausläuft.
Es müsse den Kommunen und
den Regionalen Planungsverbän-
den überlassen bleiben, in ihren
Windkraftkonzepten im Rahmen
der Vorgaben der Rechtsprechung
des Bundesverwaltungsgerichts
angemessene Abstände zwischen
Windenergieanlagen und Wohn-
bebauung zu finden. 

Das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) sei als wichtiger An-
reizmechanismus für das Voran-
treiben der erneuerbaren Energi-
en in der Gesellschaft zu überar-
beiten, müsse aber grundsätzlich
erhalten bleiben. Öffentliche Ver-
kehrsunternehmen seien von der
EEG-Umlage zu befreien. 

Der bundesweite Stromnetzaus-
bau muss nach Auffassung des
Bayerischen Städtetags in größt-
möglicher Transparenz erfolgen.

Horst Seehofer habe in seiner Re-
gierungserklärung eine Ganztags-
garantie bis 2018 gegeben. „Das
Ziel der Staatsregierung ist zu be-
grüßen, weil Bayern bei der Ganz-
tagsschule nachholen muss. Nun
muss die Staatsregierung klären,
wie sich die ehrgeizige Ganztags-
garantie in die Realität umsetzen
lässt“, machte Dutz deutlich.

Da der Anteil von Schülern mit
Verhaltensauffälligkeiten, Drogen-
problemen, Gewaltbereitschaft,
familiären Problemen oder mit
Migrationshintergrund steigt,
müssten neue Möglichkeiten für
das Zusammenwirken von Jugend-
amt und Schule geschaffen wer-
den. Diese Kinder und Jugendli-
chen benötigten eine Chance, um
sich wieder in den Schulbetrieb
und in die Gesellschaft einzubin-
den. „Wir benötigen neue Formen
der Zusammenarbeit ,unter einem
Dach‘: Es hilft den betroffenen
Kindern, Jugendlichen, Lehrern
und Sozialarbeitern wenig, wenn
kommunale Jugendhilfe und staat-
liche Schule getrennt nebeneinan-
der her arbeiten. Sinnvoller ist eine
integrative Betreuung und Be-
schulung“, stellte der Wiesauer
Rathauschef klar. 

Finanzierung großer Ziele
im Auge behalten

Städtetag-Geschäftsführer
Bernd Buckenhofer äußerte sich
seinerseits zur Barrierefreiheit im
öffentlichen Raum. „Wer große
Ziele verspricht, sollte die Finan-
zierung nicht ausblenden. Der
Bayernplan zur Barrierefreiheit
im öffentlichen Raum bis 2023 ist
unausgereift und unterfinanziert“,
stellte Buckenhofer fest. Mini-
sterpräsident Seehofer habe in
seiner Regierungserklärung das
Ziel ausgerufen, Bayern solle bis
2023 im gesamten öffentlichen
Raum barrierefrei werden. Dazu
werde ein Sonderinvestitionspro-
gramm aufgelegt.

Wie der Geschäftsführer dar-
legte, habe Sozialministerin Emi-
lia Müller die Mittelausstattung
des Programms kürzlich mit der
des Breitbandausbaus für ein
schnelles Internet verglichen, wo-
mit auf den Freistaat bis 2023 Ko-
sten von 1,5 Milliarden Euro zu-
kommen würden. „Allerdings ist
dies eine sehr grob geschätzte
Summe – derzeit läuft unter Fe-
derführung des Sozialministeri-
ums eine interministerielle Ar-
beitsgruppe zur Erarbeitung der
Eckpunkte für Barrierefreiheit.
Die in den Raum gestellte Sum-
me mag auf den ersten Blick be-
eindrucken. Sie wird allerdings
der Komplexität des Vorhabens
nicht gerecht und wird in der Pra-
xis noch viel höher ausfallen.“

Buckenhofer zufolge reicht es
nicht aus, öffentliche Plätze oder
Gebäude wie Universitäten,
Schulen, Theater und Behörden
barrierefrei zu machen. Es genü-
ge nicht, Barrieren im öffentli-
chen Nahverkehr zu beseitigen.
Tatsächlich müsse sich die Zu-
gänglichkeit auf den gesamten öf-
fentlichen Raum beziehen. Es rei-
che nicht aus, den Fokus allein
auf gehbehinderte Menschen zu
richten. Die Anforderungen zum
Beispiel von sehbehinderten
Menschen an ihre Umwelt seien
andere als die gehbehinderter
Menschen. 

Ein großes Fragezeichen werfe
die Ankündigung der Sozialmini-
sterin auf, sie werde 20 Millionen
Euro für den anstehenden Doppel-
haushalt 2015/2016 beantragen.
„Diese Summe gibt Anlass, die
Ernsthaftigkeit des Ziels der Bar-
rierefreiheit zu hinterfragen. Allein
die notwendige Konzeptionierung
zur Abstimmung aller Bedürfnisse
verschiedener Behinderungen
wird einen Großteil dieser Mittel

Weitere Führungswechsel
Führungswechsel gab es auch in den Bezirksversammlungen

Oberbayern bzw. Unterfranken des Bayerischen Städtetags. In
Töging am Inn wurde die Oberbürgermeisterin der Stadt Rosen-
heim, Gabriele Bauer, zur Bezirksvorsitzenden der kreisfreien Ver-
bandsmitglieder in Oberbayern bestimmt. Bauer tritt damit die
Nachfolge von Oberbürgermeister a. D. Dr. Alfred Lehmann, In-
golstadt, an. Erster Bürgermeister Peter Haugeneder, Neuötting,
wurde als Bezirksvorsitzender der kreisangehörigen Verbandsmit-
glieder in Oberbayern wiedergewählt. 

In Kitzingen bestimmten die Delegierten Ersten Bürgermeister
Dr. Paul Kruck, Karlstadt, zum Bezirksvorsitzenden der kreisan-
gehörigen Verbandsmitglieder in Unterfranken. Kruck wird somit
Nachfolger von Erstem Bürgermeister a. D. Joachim Bieber, Mil-
tenberg. Oberbürgermeister Sebastian Remelé, Schweinfurt, wur-
de dagegen als Bezirksvorsitzender der kreisfreien Verbandsmit-
glieder in Unterfranken in seinem Amt bestätigt. DK

verschlingen: 20 Millionen sind
nur ein Tropfen auf den heißen
Stein angesichts der von Ministe-
rin Müller selbst genannten Ko-
sten von 1,5 Milliarden Euro“,
führte Buckenhofer aus.

Ein Beispiel von vielen seien
die Kosten für die Barrierefreiheit
einer Ampelanlage: Mit Blinden-
leitsystem, Vibrationsplatten und
akustischen Signalgebern sowie
Tiefbauarbeiten zur Absenkung
von Bordsteinen werde schnell
eine Summe von 30.000 Euro für
eine Fußgängerfurt erreicht. „Bei
einer mittelgroßen bayerischen
Stadt mit siebzig bis achtzig Am-
pelanlagen erreicht man allein mit
dieser Maßnahme einen Millio-
nenbetrag.“ 

Wesentlich kostenintensiver sei
die Sanierung der – nicht selten his-
torischen und denkmalgeschützten
– Rathäuser: Herstellung von stu-
fenlosen Zugängen und brei-
tenTüren (ca. 50.000 Euro), Ein-
bau einer Rampe, Schaffung eines
einheitlichen Fußbodenniveaus,
Türöffner und Tastschalter, größe-
re Bewegungszonen im Eingangs-
bereich (ca. 150.000 Euro), Nach-
rüstung des Aufzugs mit einzelnen
Zugangspodesten und neuen Tür-
durchbrüchen (ca. 350.000 Euro).
„In Bayern gibt es über 2.000 Rat-
häuser. Viele davon befinden sich
in strukturschwachen und vom de-
mografischen Wandel betroffenen
Städten und Gemeinden, die selbst
bei auskömmlicher Mittelausstat-
tung des Sonderinvestitionspro-
gramms wegen der angespannten
Haushaltssituation Schwierigkei-
ten haben, den notwendigen Eige-
nanteil aufzubringen“, berichtete
Buckenhofer. Ohne staatliche Hil-
fe lasse sich die zeitliche Vorgabe
bis 2023 nicht einhalten.

„Es ist problematisch, wenn 
die Staatsregierung Erwartungen
weckt, die andere erfüllen müssen.
Die Staatsregierung arbeitet –
möglicherweise in Voraussicht auf
die hohen Kosten – nicht mit ver-

Kurt Seggewiß. 

Dies sei bislang nicht der Fall ge-
wesen. Der Leitungsbedarf sei im
Licht der von der Großen Koaliti-
on beschlossenen neuen Rahmen-
bedingungen der Energiewende zu
prüfen. Trassenführungen müssten
einen angemessenen Abstand von
der Wohnbebauung einhalten und
streckenweise seien Erdverkabe-
lungsmöglichkeiten zu prüfen. Zu-
dem seien die Kommunen in die
Umsetzung vor Ort einzubinden. 

Auch müssten die Verteilnetze
in die Diskussion einbezogen
werden. Rund 97 Prozent der er-
neuerbaren Energien würden
über diese Netze eingespeist. Bei
ihnen bestehe ein erheblicher
Ausbau- und Finanzierungsbe-
darf. Um intelligente Netze zu
schaffen, müsse die Smart-Meter-
Technologie einbezogen werden. 

Was den Ausbau der Ganztags-
angebote an Schulen anbelangt,
verwies Bürgermeister Toni Dutz
darauf, dass sich die Gesellschaft
schneller als das Schulwesen
wandelt. Das Familienbild verän-
dere sich, die Berufstätigkeit bei-
der Elternteile nehme zu, die Zahl
an Alleinerziehenden steige und
soziale Umbrüche schlügen
durch. Die Kinder, die heute in
der Krippe krabbeln, seien die
Schüler, die in wenigen Jahren
ein Ganztagsangebot an Schulen
brauchen. „Auf diese Entwick-
lungen muss das Schulwesen mit
verbesserten Ganztagsangeboten
reagieren“, betonte Dutz.

Die Staatsregierung verspricht
den Ausbau eines bedarfsgerech-
ten Ganztagsangebots für Schüler
bis 14 Jahre. Ministerpräsident

pflichtenden Vorgaben, die den
Tatbestand der Konnexität erfüllen
würden, sondern mit Anreizen. Al-
lerdings weckt der Ministerpräsi-
dent mit der Regierungserklärung
Erwartungen in der Bevölkerung,
die zu einem großen Teil Städte
und Gemeinden zu erfüllen ha-
ben“, bemerkte der Geschäftsfüh-
rer. Die Staatsregierung stehe in
der Pflicht, den mit der Umset-
zung betrauten Kommunen hier-
für angemessene Mittel zur Verfü-
gung zu stellen.  

Einige Kommunen hätten im
kommunalen Haushalt für 2014
bereits beträchtliche Mittel für
den Komplex der Barrierefreiheit
ausgewiesen und stünden in den
Startlöchern. Eine Unterstützung
des Freistaats im Vorgriff auf das

Investitionsprogramm könnten
sie dabei nicht erwarten, weil das
Programm noch nicht hinrei-
chend konkret ist. Wie Bucken-
hofer erläuterte, stehen derzeit
noch weitere kostenintensive Pro-
jekte auf der Agenda. „So geht
die Staatsregierung schon bei der
Finanzierung der Inklusion an
Schulen nicht mit dem nötigen
Eifer voran. Die Städte fordern
konkrete Rahmenbedingungen
und eine verlässliche, kontinuier-
liche und baldige Mit-Finanzie-
rung bei der Barrierefreiheit. Mo-
dellprojekte und Pilotphasen sind
wichtig, führen aber alleine nicht
zum Ziel. Städte und Gemeinden
stellen keine Barrieren auf, son-
dern haben bereits früh die Bar-
rierefreiheit vorangetrieben.“ DK

Tagung der niederbayerischen Behindertenbeauftragten

Zweimal jährlich treffen sich die Behindertenbeauftragten Nie-
derbayerns, um aktuelle Fragen zu besprechen und Erfahrungen
auszutauschen. Bei ihrer Tagung bei Dr. Loew Soziale Dienstleis-
tungen GmbH & Co KG in Niederwinkling befassten sie sich un-
ter anderem mit dem Thema geschlossene Einrichtungen. Das
Unternehmen betreibt in Niederwinkling ein Wohnheim. Zwei
Gruppen der Einrichtung werden geschlossen geführt und eine
Gruppe offen. Unter Leitung der Behindertenbeauftragten des
Bezirks Niederbayern, Bezirksrätin Hannelore Langwieser (6.
von rechts), und ihrem Stellvertreter Bezirksrat Markus Scheuer-
mann (links sitzend), diskutierten die Behindertenbeauftragten
mit Heimleiter Manuel Rankl (rechts sitzend) die Rechtsgrundla-
gen einer geschlossenen Unterbringung ebenso wie die praktische
Umsetzung im Heimalltag und die Einbindung in das Gemeinde-
leben. eb/Bild: Bezirk Niederbayern
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Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger · Fax: (02773)821218
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de
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Kommunale Energieberatung
7. BAYERISCHES
ENERGIEFORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
Bürgerhaus Garching bei München
www.bayerisches-energieforum.de

26. Juni 2014

2. BAYERISCHES
WASSERKRAFT
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-wasserkraftforum.de

15. Mai 2014

2. BAYERISCHES
BREITBAND
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-breitbandforum.de

November 2014

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 08724 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

Holzpellets

Wir liefern Industriepellets
Tel (0)941 696 69-82 Fax -60
industriepellets@schmidmeier.com sc
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Vorschau auf GZ 12
In unserer Ausgabe Nr. 12, die am 26. Juni 2014
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

EDV . IT . Kommunikationstechnologie
Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
Wasser . Abwasser . Gewässerschutz
Kommunale Baupolitik
Kommunalfahrzeuge . Dienstfahrzeuge

Euregio Egrensis-Jahrespressekonferenz:

Jubiläum und 
EU-Förderperiode

In Cheb (Eger) fand die diesjährige gemeinsame Jahrespresse-
konferenz der Euregio Egrensis statt. Die Präsidenten der drei
Arbeitsgemeinschaften berichteten über die Arbeitsschwer-
punkte des vergangenen Jahres. Die Präsidentin der Euregio
Egrensis Arbeitsgemeinschaft Bayern, Dr. Birgit Seelbinder,
machte deutlich, dass man auf 20 Jahre erfolgreiche Arbeit
zurückblicken kann, aber vor wichtigen neuen Herausforde-
rungen steht. Die neue EU-Förderperiode 2014-2020, aber
auch die bevorstehenden Kommunalwahlen werden Verände-
rungen bringen.

Ein Aspekt des momentanen
Umbruchs bezieht sich Seelbin-
der zufolge auf die EU-Förde-
rung: Das bisherige „Ziel-3-Pro-
gramm Bayern-Tschechien“ für
die Jahre 2007-2013 („INTER-
REG IV“) läuft nun bis 2015
aus. Das neue Förderprogramm
mit dem Namen „ETZ“ – „Eu-
ropäische Territoriale Zusam-
menarbeit Bayern-Tschechien“
für die Zeit 2014-2020 wird der-
zeit vorbereitet.

Wie die Präsidentin erläuterte,
hat die Euregio Egrensis als fest-
er Bestandteil und Partner im
Ziel-3-Programm regelmäßig an
den Sitzungen des Begleitaus-
schusses teilgenommen, wo über
alle Projekte im bayerisch-tsche-
chischen Grenzraum entschie-
den wird. Daneben werde konti-
nuierlich „der uns übertragene
Dispositionsfonds für Kleinpro-
jekte“ bearbeitet. Zusammen mit
den Partnern der Euregio Egren-
sis-Arbeitsgemeinschaft Böh-
men habe man mittlerweile die
Schlussphase eingeläutet. 

„Wir konnten in dieser Förder-

periode seit 2007 fast 400 kleine-
re und mittlere grenzüberschrei-
tende Maßnahmen von Kommu-
nen, Vereinen, Schulen usw. aus
europäischen Mitteln finanziell
fördern. Für diese Unterstützung
sind wir sehr dankbar, wie auch
die zahlreichen Projektträger, die
ihre Maßnahmen ohne diese Fi-
nanzierungsmöglichkeit mei-
stens nicht oder nicht in dem
Umfang durchführen könnten“,
betonte Seelbinder. 

Die Vorbereitungen der neuen
Förderperiode zwischen dem fe-
derführenden bayerischen Wirt-
schaftsministerium und dem Mi-
nisterium für Regionalentwick-
lung in Prag laufen laut Seelbin-
der auf Hochtouren. Sie wies
darauf hin, „dass wir als Euregio
in bestimmten Zeitabständen im-
mer wieder in den Informations-
fluss eingebunden sind, aber auf
die eigentliche Entwicklung we-
nig Einfluss haben“. 

Fest stehe, dass es ein neues
Interreg-Programm mit der Be-
zeichnung „ETZ Bayern-Tsche-
chien“ geben wird. Mit rund 103

Mio. Euro werde es nur gering-
fügig weniger finanziellen Um-
fang haben, als das bisherige
Ziel-3-Programm, das mit 115
Mio. Euro ausgestattet war. Fer-
ner gebe es die klare Aussage
aus München und aus Prag, dass
sich die bestehenden Programm-
strukturen bewährt haben und
deshalb so weit als möglich fort-
geführt werden sollen. Seelbin-
der: „Das bedeutet, so die Zusa-
ge, dass die Euregios auch wei-
terhin ihre privilegierte Stellung
im System behalten sollen. Das
gilt insbesondere für die Klein-
projekteförderung. 

Verwaltungsvereinfachung

Im vergangenen Jahr habe sich
die Euregio Egrensis im Kontext
aller deutschen Euregios für den
grundsätzlichen Erhalt der
Kleinprojekteförderung und für
eine Verwaltungsvereinfachung
stark gemacht, z. B. durch ein
gemeinsames Positionspapier
von 26 grenzüberschreitenden
Organisationen, fuhr die Präsi-
dentin fort. Dies sei deshalb ganz
besonders wichtig gewesen, weil
ernsthaft zu befürchten war, dass
gerade die Kleinprojektförde-
rung aus Effizienzgründen durch
die Europäische Kommission
abgeschafft wird. Durch abge-
stimmte Aktivitäten auf vielen
Ebenen sei es jedoch gelungen,
dies zu verhindern. 

Das neue Programm für den
bayerisch-tschechischen Grenz-
raum soll bis etwa Mitte dieses
Jahres in Brüssel zur Genehmi-
gung eingereicht werden, damit
noch bis zum Jahreswechsel mit
einer Genehmigung gerechnet
werden kann. Künftig werden
nur noch Projekte gefördert wer-
den können, die bestimmten,
vorher festgelegten Themenbe-

reichen zuzuordnen sind. Die
thematische Breite an Projekten
wie bisher werde nach den Wor-
ten Seelbinders in Zukunft nicht
mehr möglich sein. 

Auch die Anforderungen an die
grenzüberschreitende Qualität und
die partnerschaftliche Zusammen-
arbeit werden steigen: Von den
vier Kriterien der Zusammenarbeit
werden künftig drei statt bisher
zwei erfüllt sein müssen. Zudem
müssen für alle EU-Programme
messbare und ebenfalls vorher ge-
nau definierte Ergebnisindikatoren
festgelegt werden. 

Wie Seelbinder abschließend
berichtete, „war unsere bayeri-
sche Euregio-Arbeitsgemein-
schaft im vergangenen Jahr der
turnusmäßige Veranstalter des
traditionellen Euregio-Egrensis-
Jugendsommerlagers, das dies-
mal in der Jugendherberge Tan-
nenlohe in Falkenberg im Land-
kreis Tirschenreuth stattfand“.
Die drei Arbeitsgemeinschaften
Bayern, Sachsen/Thüringen und
Böhmen hatten wieder 45 deut-
sche und tschechische Jugendli-
che zu einem attraktiven Ferien-
programm eingeladen. Diesmal
lag der Schwerpunkt auf dem
Thema „Mediales Arbeiten mit
der Kamera“. 

Evaluation

Auch das Bayerisch-Tschechi-
sche Gastschuljahr – „unser größ-
tes Traditionsprojekt“ – läuft im
aktuellen Schuljahr weiter. Insge-
samt erhalten derzeit 24 Schülerin-
nen und Schüler aus Tschechien
ein Stipendium der Euregio
Egrensis, um ein Gymnasium in
Oberfranken oder der nördlichen
Oberpfalz zu besuchen. Seelbin-
der: „Wir haben zu diesem
Großprojekt, das es schon seit dem
Schuljahr 1996/97 gibt, im ver-
gangenen Jahr erstmals eine Eva-
luation durchgeführt und dazu
rund 400 ehemalige Gastschüle-
rinnen und -schüler befragt. Ich
bedanke mich ausdrücklich bei der
Bayerischen Staatskanzlei und
beim Deutsch-Tschechischen Zu-
kunftsfonds für die nachhaltige fi-
nanzielle Unterstützung dieses
Projektes.“ DK

Vom Perspektivlosen zum 
Unternehmer mit Weitblick 

Der Würzburger Ralf Juchim, Inhaber von Juchim Allround Pro-
jekt Service, wurde in Berlin mit dem Titel „Unternehmen mit
Weitblick“ ausgezeichnet. Dieser wird durch das Bundesministe-
rium fürArbeit und Soziales verliehen für beispielhafte Beschäfti-
gung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten aus dem ALG II
Bezug über 50 Jahre. 

Das persönliche Schicksal
bahnte Herrn Juchim den Weg
zum Vorzeigebetrieb. Er selbst
folgte dem Prinzip “aus alt macht
neu“. Mit 54 Jahren wurde er
zum Firmengründer, um der Per-
spektivlosigkeit der Arbeits-losig-
keit zu entgehen. Sein Unterneh-
men ist auf die Sanierung, Reno-
vierung von Wohnungen, Häu-
sern und Gewerbeobjekten spe-
zialisiert und hat sich durch die
flexible und professionelle Ab-
wicklung der Aufträge in der Re-
gion einen guten Ruf erarbeitet. 

Die eigene Kenntnis über die
Leistungsfähigkeit älterer Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer
ermunterte Ralf Juchim dazu, fast
ausschließlich Fachkräfte aus der
Altersgruppe 50plus in Zusam-
menarbeit mit dem Jobcenter
Stadt Würzburg einzu-stellen.
Das Jobcenter Stadt Würzburg ist
ein Partner im Beschäftigungs-
pakt fünf-zig plus Arbeit. „Die
Kunden schätzen nicht nur die
technischen Fähigkeiten, son-
dern auch die hohe soziale Kom-

petenz meiner Mitarbeiter“, be-
richtet der Inhaber. Den Bedürf-
nissen der älteren Belegschaft
entspricht Herr Juchim unter an-
derem, indem er häufiger Pausen
gewährt und das Verständnis,
dass es auch mal langsa-mer ge-
hen kann und deshalb die Qualität
nicht auf der Strecke bleibt. 

Die Verantwortlichen waren
der Meinung, dass Juchim Allro-
und Projekt Service ein Unter-
nehmen mit Weitblick ist. 

Der neue Geschäftsführer des
Jobcenters, Rainer Radler, freut
sich, dass die Aus-zeichnung
nach Würzburg an einen Partner
des Jobcenters Stadt Würzburg
geht. „Es ist ein gutes Beispiel
dafür, dass wir Kooperationen
pflegen und alle Möglich-keiten
nutzen, um unsere älteren Kun-
den in Arbeit zu vermitteln“, so
Radler über die Auszeichnung. 

Näheres über die Auszeich-
nung Unternehmer mit Weitblick
unter www.perspektive50plus.de/
unternehmen/unternehmen-mit-
weitblick/ .

V.l:Anton Vrkic, Jobcenter Würzburg Team 50+, Dr. Rose Lan-
ger, BMAS, Ralf Juchim. 


